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Frauen - die vierte CHRISTA WICHTERICH 

Im September dieses Jahres richten die Vereinten Nationen in der 
chinesischen Hauptstadt die Vierte Weltfrauenkonferenz aus; sie 
steht unter dem anspruchsvollen Motto >Maßnahmen für Gleichbe­
rechtigung, Entwicklung und Friedem. Schaut man nur auf die Zahl 
der Konferenzen, so scheint keine andere Frage in den vergangenen 
zwei Jahrzehnten ein derart hohes Maß an Aufmerksamkeit der Welt­
organisation gewonnen zu haben wie das Thema Frauen. Die Häu­
figkeit der Frauenkonferenzen ist jedoch weniger Ausdruck eines 
drängenden völkergemeinschaftlichen Interesses an der Gleichstel­
lung von Männern und Frauen, sondern Resultat einer einzigartigen 
Dynamik zwischen dem nichtstaatlichen Sektor, den Regierungen 
und den Vereinten Nationen. 

Diese Dynamik wurde im Dezember 1972 in Gang gesetzt, als die 
UN-Generalversammlung beschloß, das Jahr 1975 zum internatio­
nalen Jahr der Frau< zu erklären. Ausschlaggebend war zweierlei: ein 
politisches Interesse im Kontext der neuen Entwicklungsstrategie 
der Grundbedürfnisbefriedigung und die erstarkende Frauenbewe­
gung in den westlichen Industrienationen. Das Internationale Frau­
enjahr wurde zu einem der erfolgreichsten Themenjahre der Verein­
ten Nationen und deshalb zur UN-Frauendekade von 1975 bis 1985 
verlängert. Drei Weltfrauenkonferenzen - 1975 in Mexiko-Stadt, 
1980 in Kopenhagen und 1985 in Nairobi - markierten Beginn, 
Halbzeit und Abschluß der Dekade. In Mexiko wurde das Themen­
spektrum erstmalig erfaßt und Aufgaben für die Regierungen in ei­
nem Aktionsplan formuliert. In Kopenhagen wurde eine Z w i ­
schenbilanz der Dekade gezogen; das Fazit war, daß viele Regierun­
gen zwar frauenpolitisch aktiv geworden waren, dies aber nicht zur 
schnellen Beseitigung der festgestellten Diskriminierung von Frauen 
geführt hatte. In der kenianischen Hauptstadt, wo eine überwiegend 
enttäuschende Bilanz über die erreichten Verbesserungen vorlag, 
wurden die >Zukunftsstrategien von Nairobi zur Förderung der Frau< 
verabschiedet: ein detailliertes Kompendium frauenpolitischer 
Handlungsempfehlungen an die Adresse der Regierungen bis zum 
Jahre 2000. 
Dieses Ensemble von UN-Ereignissen und die Frauenbewegungen 
verstärkten sich wechselseitig. In den siebziger Jahren erlebte die 
feministische Bewegung in Nordamerika und Europa ihren Höhe­
punkt, in den achtziger Jahren standen Frauenbewegungen in Län­
dern des Südens im Zenit. Die drei Foren der nichtstaatlichen Orga­
nisationen (NGOs), die parallel zu den UN-Frauenkonferenzen statt­
fanden, waren die wichtigste Plattform zur internationalen Vernet­
zung der unterschiedlichen Ansätze, Frauengruppen und -bewegun-
gen. Zu dem Druck, den die Bewegungen von der Basis her auf ihre 
Regierungen ausübten, kam nun ein politisch-moralischer Druck von 
oben, von der UN-Ebene. 
Resultat der Dynamik zwischen nichtstaatlicher, staatlicher und U N -
Ebene war, daß das Thema Frauen auf die Tagesordnungen von Re­
gierungen, Forschungsinstituten und multilateralen Organisationen 
gesetzt wurde. Wie unzureichend und kritikwürdig auch immer - es 
wurde frauenpolitisch gehandelt. 

Veränderte Rahmenbedingungen, neue Akzente 

In Beijing soll vom 4. bis 15. September zum einen die Einlösung der 
>Zukunftsstrategien< von Nairobi bilanziert, zum zweiten sollen er­
neut Handlungskonzepte für die nächsten fünf Jahre entworfen wer­
den. Seit der Konferenz von 1985 haben sich die externen - globalen 
und politischen - wie die internen Rahmenbedingungen für einen 
frauenpolitischen Diskurs stark verändert. Die ersten drei Weltfrau­

enkonferenzen standen unter dem Vorzeichen einer >Politisierung<, 
weil polarisierende Debatten über die Apartheid und Palästina, Im­
perialismus und >neue internationale Wirtschaftsordnung< Frau­
enthemen im engeren Sinne an den Rand drängten. Zwar ist mit dem 
Ende der bipolaren Weltordnung die alte politische Blockbildung als 
Voraussetzung dergestalt polit isierten Debatten aufgebrochen. So 
wurde zum Beispiel die Aufteilung der drei Konferenzziele Gleich­
berechtigung, Entwicklung und Frieden auf die drei Blöcke Nord, 
Süd und Ost von der Geschichte schlichtweg überholt. 
Seit der Wiener Menschenrechtskonferenz 1993 und der Kairoer Be­
völkerungskonferenz im vergangenen Jahr ist das Frauenthema je­
doch Gegenstand einer heftigen Auseinandersetzung unter kulturel­
lem Vorzeichen geworden. Sie hat inzwischen bereits zu ebenso ver­
härteten Fronten geführt wie die politischen Konflikte der siebziger 
und achtziger Jahre. Genauer: Frauenfragen werden als Mit tel zur 
Austragung sehr grundsätzlicher kultureller und politischer Kontro­
versen benutzt. 
Unter Wortführung Chinas wird die Universalität von Menschen-
und Frauenrechten in Frage gestellt und damit einem Kulturrelativis­
mus und rigiden Vorstellungen von nationaler Souveränität das Wort 
geredet. Unter Wortführung des Heiligen Stuhls (für eine orthodoxe 
katholische Position) und Irans sowie Sudans (für eine islamistische 
Position) wird die Frage aufgeworfen, inwieweit die >biologische< 
Bestimmung der Frau als Mutter ihre Rechte, Lebenschancen und 
Handlungsräume festlegen beziehungsweise begrenzen soll. Im 
Grunde wird damit der Begriff der Gleichheit in Frage gestellt. Die 
islamistische Fraktion betont, daß es nicht um eine Gleichheit der 
Geschlechter gehen kann, sondern um eine Gleichwertigkeit, die der 
Verschiedenheit der Geschlechter Rechnung trägt. 
Die Allianz katholischer Länder (Argentinien, Benin, Guatemala, 
Honduras, Malta) hat diesen Diskurs bei dem Vorbereitungstreffen 
für die Beijing-Konferenz, das im März in New York stattfand, an ei­
nem neuralgischen Begriff festgemacht: >gender<. >Gender< bezeich­
net im Englischen das Geschlecht als sozial geformt und damit ver­
änderbar. Im Gegensatz dazu benennt >sex< die biologische Katego­
rie. In den vergangenen Jahren ist >gender< zu einem Topos im frau­
enpolitischen Diskurs und auch zu einem stehenden Begriff in U N -
Dokumenten geworden. Nun hat die dem Vatikan nahestehende 
Fraktion gefordert, >gender< wo immer möglich durch >sex< zu erset­
zen, da >gender< als Begriff unklar und außerdem in viele Sprachen 
nicht übersetzbar sei. Das zugrundeliegende Interesse des Vatikans 
hinter seiner blockierenden Argumentation ist die Ablehnung von 
Geburtenkontrolle und Abtreibung, während die Islamisten sich 
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prinzipiell gegen universelle Normsetzungen sowie politische und 
kulturelle Einmischung verwahren. 
Die zweite entscheidende Veränderung seit der Konferenz von 
Nairobi liegt im frauenpolitischen Diskurs selbst. Gertrude Mongel-
la, die tansanische Generalsekretärin der Beijing-Konferenz, beob­
achtet einen Wandel des Frauenbilds. »Frauen werden nicht mehr 
nur als Opfer gesehen, die man bedauern und denen unter die Arme 
gegriffen werden muß, sie werden als soziale Akteurinnen und Pro­
blemlöserinnen wahrgenommen.« Statt ihre Schwäche zu beklagen, 
liegt der Akzent nun auf ihrer Stärke. Sie gelten als Hoffnungsträge­
rinnen im Kampf gegen Armut und als Trägerinnen des sozialen 
Wandels. Diese neue Wahrnehmung geht wesentlich auf das Konto 
der Frauenbewegungen. Sie hatten seit Jahren die Leistungen von 
Frauen betont, ihre kollektiven Strategien der Armutslinderung, ihre 
findigen Taktiken der Überlebenssicherung und ihre Zuverlässigkeit 
dort, wo Staaten soziale Aufgaben an sie abtreten. M i t dem Slogan 
»Menschenrechte sind Frauenrechte« versuchte die internationale 
Frauenbewegung außerdem, das Stigma zu beseitigen, daß Frauen 
soziale Sonderfälle und ihre Rechte damit Sonderrechte seien. A u f 
diese Weise wurde ihre Rolle als Bittstellerinnen aufgebrochen. Statt 
dessen treten sie nun als Rechtssubjekte auf. 
Der Menschenrechtsdiskurs hatte noch eine weitere wichtige Funkti­
on für die internationale Frauenbewegung. Es gelang ihr, das Thema 
Gewalt gegen Frauen in ihm zu verorten. Dieses Thema war 
zunächst unter der Parole »Das Private ist politisch« der Kern des 
westlichen Feminismus gewesen, wurde jedoch seit dem NGO-Fo­
rum in Nairobi als globales Frauenproblem identifiziert. Seitdem 
entstanden um den Kristallisationspunkt Gewalt in allen Kontinen­
ten Frauenrechtsorganisationen. Die Wiener Menschenrechtskonfe­
renz erkannte nicht nur staatliche, sondern auch private Gewalt ge­
gen Frauen erstmalig als Menschenrechtsverletzung an. War 
während der Frauendekade Diskriminierung die zentrale Kategorie 
zur Erfassung des Geschlechterverhältnisses gewesen, so kam nun 
Gewalt hinzu. 

Lobby-Aktivitäten 

Der Durchbruch für die Gewaltthematik auf der Menschenrechts­
konferenz war einer der großen Erfolge der Lobby-Aktivitäten der 
internationalen Frauenbewegung. Seit der UN-Konferenz zu Um­
welt und Entwicklung 1992 in Rio de Janeiro ist der Lobbyismus 
zum entscheidenden Bindeglied geworden, das grenz- und kultur­
überschreitende Frauen-Netzwerke zusammenhält . Die Frauen ha­
ben sich auf allen UN-Konferenzen als Avantgarde der Zivilgesell­
schaft profiliert und sind so professionell vorbereitet und gut organi­
siert aufgetreten wie keine andere Gruppe in der nichtstaatlichen 
Szene. Lobby-Arbeit wird vor allem auf Basis einer Bearbeitung der 
offiziellen Dokumente Wort für Wort, Zeile für Zeile betrieben. Als 
zweites, ebenso wichtiges Standbein politischer Beeinflussung wird 
inzwischen jedoch auch eine systematische Überwachung des Folge­
prozesses nach den Konferenzen erachtet, um die Handlungsbereit­
schaft der Regierungen zu kontrollieren. Dies bedeutet, daß jede U N -
Konferenz in einem mehrjährigen Prozeß vor und nach dem Großer­
eignis frauenpolitische Arbeitskraft in großem Umfang in Anspruch 
nimmt. Politische Partizipation, die die Frauenorganisationen als 
Konstituens eines neuen Demokratieverständnisses für sich fordern, 
schließt somit Teilhabe an politischen Entscheidungsprozessen und 
ein Wächteramt gegenüber staatlichen, multilateralen und UN-Maß­
nahmen ein. 
Während die internationale Frauenbewegung durch ihre aktive Prä­
senz im Kontext der UN-Konferenzen an Profil und Bedeutung ge­
wann, verloren die Frauenbewegungen in den Ländern des Nordens 
und Südens in den neunziger Jahren ihren Schwung oder sind durch 
diverse Fundamentalismen und wirtschaftliche Krisen existentiell 

bedroht. Damit hat sich der frauenpolitische Druck auf die Regierun­
gen von der Basis in den einzelnen Ländern auf eine neu etablierte 
Lobby-Ebene bei den UN-Konferenzen verschoben. 
Der Erfolg der koordinierten Lobby-Anstrengungen läßt sich an den 
Abschlußdokumenten der großen Konferenzen ablesen. In Rio führ­
ten sie zur Anerkennung der Leistungen der Frauen für den Umwelt­
schutz und ihres Wissens um eine nicht zerstörerische Ressourcen­
nutzung. In Wien brachten sie neben der Wahrnehmung privater Ge­
walt gegen Frauen als Menschenrechtsfrage auch die Berufung einer 
Sonderberichterstatterin über Gewalt an Frauen. A u f der Bevölke­
rungskonferenz in Kairo konnten die Frauen ihr Konzept von repro­
duktiven Rechten und reproduktiver Gesundheit durchsetzen. Diese 
Erfolge haben die Politikfähigkeit der Frauen und ihrer Themen be­
wiesen. Allerdings zeichnet sich nicht ab, daß die Fortschritte auf der 
rhetorischen und programmatischen Ebene auch einen Wandel des 
politischen Handelns zugunsten von Frauen bewirkt haben. 
Eine andere Folge davon, daß der staatliche und nichtstaatliche Sek­
tor einander näher gekommen sind, ist ein neuer Gleichklang der Be­
griffe und Ideen. Die gesamte kritische Diktion der Frauenbewegun­
gen aus den siebziger und achtziger Jahren findet sich heute in der 
Programmatik von Regierungen und Vereinten Nationen wieder. 
Dadurch wirken die Dokumente rhetorisch modernisiert. Ehemals 
kritischen Begriffe wie die Vokabel >empowerment< -die den Macht­
zuwachs und die Stärkung der gesellschaftlichen Position der Frauen 
bezeichnet - sind jedoch entschärft und in konventionelle Poli­
tikkonzepte eingepaßt. 

UN-Instrumente 

Das wichtigste Instrument neben den Dokumenten der drei Welt­
frauenkonferenzen, das die Regierungen zu Maßnahmen gegen die 
Diskriminierung verpflichten w i l l , ist das Ü b e r e i n k o m m e n zur Be­
seitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau<, das 1979 ver­
abschiedet wurde und zwei Jahre später in Kraft getreten ist (Text: 
V N 3/1980 S. 108ff.). Es wurde inzwischen von 139 Staaten ratifi­
ziert und ist damit nach dem Übe re inkommen über die Rechte des 
Kindes< von 1989 und dem internationalen Übereinkommen zur 
Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung< von 1965 das in 
der Staatengemeinschaft populärste Menschenrechtsinstrument. 
Von den Vertragsstaaten legte allerdings fast die Hälfte >Vorbehalte< 
zu einzelnen Artikeln vor allem unter Berufung auf kulturelle Eigen­
arten ein. Diese reduzieren manche Ratifikationen zu eher symboli­
schen Akten und unterlaufen die völkerrechtliche Verbindlichkeit 
der Konvention. Sie dienen als Vorwand dafür, daß die Gesetzge­
bung vieler Vertragsstaaten den Konventionsinhalten immer noch 
widerspricht. 
Seit 1982 hat der > Ausschuß für die Beseitigung der Diskriminierung 
der Frau< (CEDAW) die Aufgabe, die Einhaltung der Konvention zu 
überwachen - allerdings ohne Sanktionsgewalt (siehe auch den Be­
richt über die beiden letzten Tagungen des Gremiums S. 121 ff. die­
ser Ausgabe). Sein Zeitbudget ist mit zwei Sitzungswochen pro Jahr 
so knapp bemessen, daß er mit der Diskussion der Rechenschaftsbe­
richte der Regierungen in der Regel mehr als drei Jahre hinterher­
hinkt. Außerdem ist er finanziell erheblich schlechter ausgestattet als 
vergleichbare Ausschüsse. Deshalb hieß es schon, der Antidiskrimi-
nierungsausschuß werde selbst diskriminiert. Jedenfalls wurde die 
Konvention nicht zu einem wirksamen Instrument der Gleichstel­
lung. 
Weil die Konvention das Thema der Gewalt noch nicht einschließt, 

formulierte die Frauenrechtskommission eine Erklärung zur Gewalt 
gegen Frauen, die die UN-Generalversammlung auf Anraten der 
Wiener Menschenrechtskonferenz im Dezember 1993 mit ihrer Re­
solution 48/104 verabschiedete (>Erklärung über die Beseitigung der 
Gewalt gegen Frauen<, Text: V N 1/1995 S. 3 l f . ) . Im März 1994 setz-

96 Vereinte Nationen 3/1995 



11 
10 

9 ( 
6 Fran* 

3 Japan 
Ж 2 Türkei 

0 Kuwait  

F r a u e n i n d e n P a r l a m e n t e n 
Von je 100 Parlamentsmitgliedern sind Frauen in: Norwegen 

Л. 39 Finnland 
34 Schweden 

mmmmm.33¥ Dänemark 
31 Niedertande 

Ш2ВЖ Deutschland (im neuen виицищ 
• § 2 5 7 Südafrika 
I 2 3 F Kuba 

2"\V Österreich, China 
(191* Vietnam 

. 17 / Uganda 
16 ' Nicaragua 

• H 1 5 F Italien 
1 3 V Polen 
f USA, Irak 
Rußland 
oßbritannien 

Stand Mitte 1994, ausgewählte Länder 2346 

te die UN­Menschenrechtskommission dann zunächst für drei Jahre 
die srilankische Juristin Radhika Coomaraswamy als Sonderbericht­

erstatterin über die Gewalt gegen Frauen ein. Der erste Bericht, den 
sie Ende 1994 vorlegte (E/CN.4/1995/42), liest sich wie eine Ankla­

geschrift gegenüber Regierungen, die ihre Schutzverpflichtung 
Frauen gegenüber sowohl im öffentlichen als auch im privaten Be­

reich vernachlässigt haben. Damit ist die Position der Frauenbewe­

gung übernommen, daß die staatliche Verantwortlichkeit für Perso­

nenschutz auch für das Mann­Frau­Verhältnis und die Privatsphäre 
gilt. 
Das Schicksal der Unterfinanzierung teilen nach Aussagen von Ger­

trude Mongella alle Arbeitseinheiten der Vereinten Nationen, die 
sich mit Frauenfragen beschäftigen. Der UNIFEM, der Entwick­

lungsfonds der Vereinten Nationen für die Frau, klagt über existenz­

bedrohenden Finanzmangel. Aus Kostengründen bestehen Pläne, 
den UNIFEM und das Frauenforschungsinstitut INSTRAW zusam­

menzulegen. 
Im Dezember vergangenen Jahres berief Generalsekretär Boutros 
Boutros­Ghali erstmals eine hochrangig besetzte Beratergruppe von 
elf Frauen (darunter die deutsche Europa­Abgeordnete Barbara Si­

mons) und vier Männern zur Unterstützung der Generalsekretärin 
der Konferenz in Beijing. A u f Anraten der drei Generalsekretärinnen 
der früheren Weltfrauenkonferenzen empfahl die Gruppe, den 
Posten einer hochrangigen Ombudsfrau zur Überwachung von >gen­

der<­Angelegenheiten im UN­System zu schaffen. Die Diskussion 
dieses Vorschlags beim letzten Vorbereitungstreffen für die Beijing­

Konferenz in New York geriet jedoch sofort ins Stocken, als die Fra­

ge der Finanzierung aufgeworfen wurde. Grundsätzlich wurde aber 
auch gefragt, ob die Probleme durch Einrichtung zusätzlicher Stellen 
und Mechanismen bewältigt werden können (anstatt das bestehende 
Instrumentarium zu stärken). 

Bilanz 

Bereits 1989 wollten die Vereinten Nationen die Einlösung der >Zu­

kunftsstrategien< von Nairobi überprüfen. Jedoch beantworteten nur 
30 Regierungen einen einschlägigen Fragebogen (und nur 20 davon 
einigermaßen substantiell). Damit wurde die Überwachung des Fol­

geprozesses zu der Konferenz von 1985 zu einer Manifestation poli­

tischen Desinteresses und Unwillens. 
1990 bilanzierte die Frauenrechtskommission, eine Fachkommissi­

on des Wirtschafts­ und Sozialrats der Vereinten Nationen: 
»Die tief verwurzelten Widerstände gegen den Fortschritt der Frauen und die Kürzung 
der Mittel für solche Veränderungen ... bedeuten, daß der Schwung verlorengegangen ist 
und in solchen Bereichen, wo Fortschritt erwartet wurde, ein Stillstand eingetreten ist.« 

Für Beijing haben die Vereinten Nationen zwei Bilanzen vorgelegt. 
Zum einen den >Welt­Überblick über die Rolle der Frau in der Ent­

wicklung von 1994< (1994 World Survey on the Role of Women in 
Development, U N Publ. E.95.IV.1) unter dem Titel »Frauen in der 
sich wandelnden Weltwirtschaft«, dem 1984 und 1989 bereits zwei 
ähnliche Berichte vorausgegangen waren, und zum zweiten eine the­

matische Zusammenfassung der für Beijing eingereichten 130 Re­

gierungsberichte, die die zentralen Themen der Aktionsplattform 
von Beijing aufnimmt. 
Wie schon 1985 verschränken sich in dem Resümee des vergange­

nen Jahrzehnts Fortschritte und Rückschritte. D : s U N setzen das 
Schwergewicht eindeutig auf den wirtschaftlichen Bereich, weil sie 
die ökonomischen Veränderungen der letzten Jahre für die ein­

schneidendsten im Leben der Frauen halten. Wesentlichste Rahmen­

bedingung für die Frauenarbeit, den Lebensstandard, vor allem auch 
die Verarmung von Frauen, und für die Wanderungsbewegungen sei 
der ökonomische Strukturwandel, der in den Ländern des Südens 
durch Strukturanpassungsprogramme ausgelöst wird, in den frühe­

ren sozialistischen Staaten durch den Umbruch zur Marktwirtschaft 
und in den Industrienationen durch eine Flexibilisierung der Arbeits­

strukturen. 

Diese Veränderungen seien an sich zwar geschlechtsneutral, hätten 
aber auf Frauen auf Grund bestehender Ungleichheiten überwiegend 
negative Auswirkungen gehabt. So sei die Zahl verarmter Frauen an­

gestiegen. 60 v H der fast eine Milliarde Armen in ländlichen Regio­

nen sind Frauen. Die Zahl armer Frauen auf dem Land nahm in den 
vergangenen beiden Jahrzehnten um die Hälfte zu, die armer Männer 
nur um 30 v H . Das Armutsrisiko ist besonders groß, wo Frauen 
Haushaltsvorstände und Alleinernährerinnen sind. Ende der achtzi­

ger Jahre waren drei Viertel aller Armen in den USA Frauen, mit 
dem höchsten Prozentsatz unter älteren schwarzen Frauen. 
Der Kollaps der sozialistischen Ökonomien und die Einleitung der 
Privatisierung beförderten Frauen dort überproportional häufig in 
die Erwerbslosigkeit. Gleichzeitig findet eine Angleichung an die 
Beschäftigungsstrukturen anderer Länder statt: Frauen verlieren 
Jobs in männertypischen Tätigkeitsbereichen und sammeln sich zu­

nehmend in >weiblichen< Berufsfeldern. 
Weltweit jedoch stellen die Vereinten Nationen auf dem Erwerbsar­

beitsmarkt eine »Feminisierung der Beschäftigung« fest: der Pro­

zentsatz erwerbstätiger Frauen ist auf ein Drittel gestiegen. Dabei 
wird jedoch weder das »rosafarbene Ghetto« aufgesprengt ­ Frauen 
sind in wenigen frauentypischen Berufen konzentriert ­ noch die 
Glasdecke durchstoßen: Frauen haben kaum Karrieremöglichkeiten. 
Im Durchschnitt verdienen sie 30 bis 40 v H weniger als Männer. 
Vom ökonomischen Wachstum in den Ländern Süd­ und Süd­

ostasiens haben Frauen durch Beschäftigung profitiert. Der massive 
Schub exportorientierter Industrialisierung beispielsweise in der 
Elektronik und Textilbranche basierte vor allem auf billiger Frauen­

arbeit. Die Qualität der Arbeitsplätze, die Löhne und die soziale Si­

cherheit sind jedoch beklagenswert. Außerdem zeichnet sich bereits 
ab, daß der quantitative Gewinn auf dem Beschäftigungsmarkt bei 
Einführung neuer Technologien und beim Übergang zu kapitalinten­

siverer Produktion wieder verlorengeht. 
Auch in Europa und Nordamerika gelten Frauen als Arbeitsplatzge­

winnerinnen, vor allem im boomenden Dienstleistungssektor. Über­

wiegend sind sie jedoch teilzeitbeschäftigt, schlecht bezahlt, sozial 
ungeschützt und ohne Aufstiegschancen. Der globale Trend des 
>Wachstums ohne Arbeitsplätze< verspricht keine Änderung dieser 
Tendenzen. 
Die Entscheidungen, was in den einzelnen Volkswirtschaften, der 
Weltwirtschaft und der internationalen Finanzwelt geschieht, fallen 
unter Ausschluß der Frauen. In 146 Ländern sind Frauen in den 
Führungsetagen der Wirtschaftsministerien und Zentralbanken nicht 
vertreten. Das gilt auch für internationale Finanzinstitutionen und 
sieht in der Privatwirtschaft nicht anders aus. Weltweit sitzen in den 
obersten Verwaltungsgremien und Aufsichtsräten der Wirtschaft nur 
ein Prozent Frauen. Das bedeutet, daß Frauen trotz wachsender und 
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oft höherer Qualifikation als männliche Mitbewerber und trotz zu­
nehmender Erwerbstätigkeit von Karriere und Entscheidungsmacht 
(und meist sogar auch von gesicherter Vollzeitbeschäftigung) ausge­
schlossen bleiben. Die Vereinten Nationen hoffen darauf, daß mehr 
Frauen selbständige Unternehmen gründen und ins mittlere Manage­
ment vorstoßen. Wenn sich diese positiven Ansätze fortsetzen wür­
den, könnte nach UN-Berechnungen in 475 Jahren eine Gleichstel­
lung erreicht sein. 
Eine Verbesserung der Rahmenbedingungen für die Gleichstellung 
sehen die Vereinten Nationen im Bildungswesen. Bei der Einschu­
lung verbesserte sich das Zahlenverhältnis von Mädchen und Jun­
gen, in der Sekundarstufe und an den Hochschulen öffnet sich dann 
allerdings die Schere zwischen den Geschlechtern wieder weiter. In 
Osteuropa, Lateinamerika und der Karibik sind Frauen im Hoch­
schulbereich jedoch in der Mehrheit. Afrika bildet auf allen Stufen 
das Schlußlicht. 
Diese Erfolgszahlen geben allerdings keine Auskunft über die Quo­
te der Schulabbrecher, die bei Mädchen meist höher liegt als bei Jun­
gen, und sie sagen erst recht nichts aus über die Qualität des Unter­
richts und die vermittelten - oft frauendiskriminierenden - Leitbil­
der. Der Optimismus über die Annäherung kann auch nicht verges­
sen machen, daß 1990 weltweit nur 57 v H aller Mädchen die Primar­
und Sekundarstufe besuchten, in Afrika sogar nur 37 v H . Immer 
noch sind zwei Drittel aller Analphabeten Frauen und Mädchen. 
Im Gesundheitsbereich bietet sich ein ähnliches Bi ld: Frauen haben 
aufgeholt, den Vorsprung der Männer im Zugang zu medizinischer 
Versorgung jedoch nicht eingeholt. Sozialabbau und Krise haben in 
den ärmsten Ländern vor allem in ländlichen Regionen zu einem er­
neuten Rückgang der Basisgesundheitsdienste geführt. In vielen 
Ländern lag das Schwergewicht der medizinischen Versorgung für 
Frauen auf dem Gebiet der Geburtenkontrolle. Entsprechend setzte 
sich der weltweite Trend zu niedrigeren Geburtenraten fort. Der An­
teil von Frauen an allen HIV-Infizierten ist auf 40 v H gestiegen. 
Enttäuschend ist die Bilanz für die politische Arena. Weltweit fiel 
die Zahl der Parlamentarierinnen von 9,7 v H im Jahr 1987 auf 8,8 v H 
1994. Dabei schneiden die Entwicklungsländer mit 12 v H besser ab 
als die Industrienationen mit 9 vH. A u f nur 6 v H aller Ministersessel 
haben Frauen Platz genommen; überwiegend sind sie zuständig für 
Soziales. 
A u f der internationalen Ebene, in der Diplomatie und den Vereinten 
Nationen, sind die Fortschritte erst recht enttäuschend. Nur sechs der 
185 Ständigen Vertretungen der UN-Mitgliedstaaten in New York 
werden von einer Frau geleitet. Das UN-Sekretariat hat wenig Vor­

bildcharakter. Insiderinnen schimpfen es einen »kleinen, protektio-
nistischen Männerverein« und eine »Altherrenriege«. Zur Zeit beset­
zen 19 Männer und zwei Frauen die ranghöchsten UN-Posten. Weil 
die Generalversammlung sich bereits 1985 auf Quotenregelungen ei­
nigte, war der Prozentsatz von Frauen in Positionen, die der soge­
nannten gerechten geographischen Verteilung unterliegen, auf 32 v H 
angestiegen. Boutros-Ghali hat für das Jahr 2000 die Hälfte als Plan­
ziel gesetzt. Bedauerlicherweise ist hinzuzufügen, daß die Weltorga­
nisation nicht nur ein Mikrokosmos geschlechtsspezifischer Diskri­
minierung ist, sondern auch keine Ausnahme in Sachen sexuelle 
Belästigung darstellt. Männerseilschaften versuchten 1991 im U N -
Sekretariat einen Skandal wegen sexueller Belästigung zu vertu­
schen; die Betroffene erstritt sich vor Gericht ein Klagerecht gegen 
den Belästiger. 

Der Prozeß ist das Ereignis 

Gertrude Mongella betonte auf ihren Good-will-Touren in den ver­
gangenen Jahren immer wieder, daß eine breite Beteiligung auf na­
tionaler Ebene gewünscht sei und die Vorbereitung als Mobilisie­
rungsprozeß gleiche Bedeutung wie die Konferenz selbst habe. In 
vielen Ländern fand die Konferenz in der Tat beachtliche Resonanz 
bei Frauenbewegungen. Ihr primäres Interesse war, Einfluß auf die 
nationalen Berichte der Regierungen zu nehmen - mit unterschiedli­
chem, meist jedoch geringem Erfolg. Das verstärkte Lobby-Engage­
ment von Frauenorganisationen führte aber dazu, daß erstmalig in 
der Geschichte der UN-Konferenzen bereits parallel zu den fünf re­
gionalen Vorbereitungskonferenzen 1994 (für Afrika, Westasien 
und die arabischen Länder, für Süd- und Ostasien und den Pazifik, 
für Lateinamerika und die Karibik, für die ECE-Länder) auch schon 
NGO-Foren und massive Versuche der Frauen zur Einflußnahme 
stattfanden. Dabei wurden die grundsätzlichen Unterschiede zwi­
schen den NGOs und den Regierungen einmal mehr deutlich: die 
Frauengruppen gehen von einer fundamentalen Kri t ik der herrschen­
den Entwicklungsstrategie und der wachstumsorientierten globali­
sierten Marktwirtschaft aus. Beide werden von den Regierungen 
nicht prinzipiell in Frage gestellt. 
Die Vorbereitungstreffen dienten der regionalen Feinabstimmung 
und der Identifizierung regionaler Prioritäten. Mongella hatte durch­
gesetzt, daß das Thema Armut die Nummer eins auf der Problemliste 
der Aktionsplattform, des zentralen Dokuments von Beijing, ist - ge­
gen das Votum der Nordamerikanerinnen und Europäerinnen, die 
die politische und wirtschaftliche Entscheidungsmacht der Frauen 

Es war eine Frau, die ihr Land - Somalia - in einer 
von dessen schwersten Stunden am Sitz der Verein­
ten Nationen zu vertreten hatte: Geschäftsträgerin 
Fatun Mohamed Hassan verfolgte am3. Dezember 
1992 die Beratungen des Sicherheitsrats. Dieser 
verabschiedete an diesem Tag einstimmig die Re­
solution 794 (Text: VN 211993 S. 65/.), mit der be­
schlossen wurde, »alle erforderlichen Mittel einzu­
setzen, um so bald wie möglich ein sicheres Umfeld 
für die humanitären Hilfsmaßnahmen in Somalia 
zu schaffen«. Es war der Startschuß für die Ope­
ration Neue Hoffnung', die freilich nur einen Teil 
der in sie gesetzten Erwartungen erfüllen sollte 
(vgl. den Beitrag von Volker Matthies in dieser 
Ausgabe). 
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beziehungsweise die Menschenrechte der Frau als Priorität setzen 
wollten. 
Aufgabe des Büros von Mongella war, die fünf Regionaldokumente 
zu einem Entwurf der Aktionsplattform zusammenzufassen. Diese 
benennt zwölf Problemfelder, in denen frauenpolitische Maßnahmen 
von Regierungen und anderen Verantwortlichen gefordert werden. 
Die Veränderungen der Debatte spiegeln sich darin, daß drei dieser 
Problemfelder - Gewalt gegen Frauen, Menschenrechte und Umwelt 
- in den >Zukunftsstrategien< von Nairobi lediglich kurz erwähnt 
worden waren. 
Der dem letzten Vorbereitungstreffen im März in New York vorlie­
gende Entwurf wurde allgemein als unbefriedigend beurteilt. Seine 
Debatte führte zu lächerlichem Wortgefeilsche und verhärteten 
Fronten vor allem entlang der oben beschriebenen Konfliktlinien. 
Die EU und noch mehr die >Gruppe der 77< (G-77) und China hatten 
intern große Abstimmungsschwierigkeiten. Die Konsensfindung 
wurde in immer kleineren Gremien, >informal informals<, vorange­
trieben, von denen die NGOs völlig ausgeschlossen blieben. Die mi ­
nimalen Verhandlungsfortschritte, die dort erreicht wurden, gingen 
auf Kosten der Transparenz des Prozesses und der noch in Kopenha­
gen gepriesenen »neuen Partnerschaft zwischen Regierungen und 
Zivilgesellschaft«. Nach dreieinhalbwöchigen Verhandlungen wur­
de mit Mühe ein Entwurf für Beijing verabschiedet, in dem etwa vier 
Zehntel des Textes noch in eckigen Klammern stehen, also noch kei­
nen Konsens gefunden haben. Es blieb keine Zeit, den Entwurf für 
eine von der G- 77 und China formulierte kurze >Erklärung von Bei-
jing< zu diskutieren. 
Konsens herrscht allerdings in der Frage der Finanzierung: zusätzli­
che Mittel sind nicht vorhanden. Damit droht eine Forderung ins 
Leere zu laufen, die vor allem von den NGOs, aber auch von Austra­
lien vertreten wird: die Beijing-Konferenz solle eine Konferenz poli­
tischer Zusagen werden. >Action< wurde in New York zum Schlüs­
selwort, das jedoch in den Stellungsgefechten um reproduktive und 
Menschenrechte wirkungslos verhallte. Die Frauengruppen sahen 
sich mit einer massiven Tendenz konfrontiert, die auf eine Zurück­

nahme der Errungenschaften abzielt, die die Frauen auf der Men­
schenrechts- und der Bevölkerungskonferenz erreicht hatten. 
Überhaupt stehen die Zeichen für die Konferenz in Beijing nicht gut. 
Von der finanziellen Ausstattung durch die Vereinten Nationen -
und das heißt durch die Mitgliedstaaten - her ist die Konferenz ein­
deutig als nachgeordnet eingestuft. Bei den Regierungen herrscht 
nach dem Stakkato von Konferenzen in den vergangenen drei Jahren 
Gipfelmüdigkeit. 
Die chinesische Regierung stiftete zusätzliche Irritationen mit ihrem 
Plan, das NGO-Forum in Beijing vor die Tore der Stadt zu verban­
nen, 55 km entfernt vom Tagungsort der Regierungen. Diese Nach­
richt belastete die »Partnerschaft zwischen Regierungen und Z i v i l ­
gesellschaft« ebenso wie die anfängliche Ablehnung von etwa 500 
NGOs, die Beobachterstatus für die offizielle Konferenz beantragt 
hatten. 
So ist derzeit zweifelhaft, ob die Konferenz, wie von den NGOs und 
Gertrude Mongella gefordert, zu einer Demonstration frauenpoliti­
scher Handlungsbereitschaft und die Aktionsplattform, wie Mongel­
la sagt, »das Schlüsseldokument für die soziale Entwicklung im 21. 
Jahrhundert« wird. Jedenfalls reichen Instrumente und Mechanis­
men der Vereinten Nationen nicht aus, um dies zu bewerkstelligen. 
Frauenbewegungen, die von der Basis her Druck auf die Regierun­
gen machen, sind eine unabdingbare Voraussetzung dafür, daß die 
Frauen auch zu ihren längst verbrieften Rechten kommen und jeder 
Form der Diskriminierung und Gewalt gegen sie tatsächlich der 
Kampf angesagt wird. 

Hinweise 
United Nations (UN Publ. E.85.IV.10), Report of the World Conference to Review and 
Appraise the Achievement of the United Nations Decade for Women: Equality, Deve­
lopment and Peace, Nairobi, 15-26 July 1985 (die in dem Abschlußdokument der Welt­
frauenkonferenz von Nairobi enthaltenen >Zukunftsstrategien von Nairobi zur Förde­
rung der Frau< liegen auch in einer vom Bundesministerium für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit in Bonn 1988 herausgegebenen Übersetzung des Deutschen Überset­
zungsdienstes der Vereinten Nationen vor) 
Mim Kelber, »Altherrenriege« noch am Ruder, in: der überblick, Hamburg, Nr. 3/1994, 
S. 95ff. - Christa Wichterich, »Das Private ist politisch«. Eine Bilanz der Frauendekade 
der Vereinten Nationen, V N 3/1985 S. 77ff. (Kurzbeitrag über den Verlauf der Konfe­
renz in Nairobi in V N 4/1985 S. 126f.) - Christa Wichterich, Frauen der Welt. Vom Fort­
schritt der Ungleichheit, Göttingen 1995 

Im Auftrag der Weltorganisation 
Das Personal der Vereinten Nationen im Wandel D I E T E R G O T H E L 

Die Weltorganisation sieht sich heute mit Problemen konfrontiert, 
für die es keine Parallelen gibt, zum Beispiel mit dem Zusammen­
bruch jeder staatlichen Ordnung in einer Vielzahl von Konflikt­
arenen und der Verschlechterung der wirtschaftlichen und sozialen 
Lage in weiten Teilen der Welt. In einer Ansprache an das Personal 
der Vereinten Nationen in Genf erklärte Generalsekretär Boutros 
Boutros-Ghali am 23. September 1994, daß die Explosion der Auf­
gaben die Welt der internationalen Bediensteten revolutioniert habe 
und daß diese mehr als jemals zuvor der Herausforderung gegen­
überstünden, vielseitiger, anpassungsfähiger und mobiler zu sein. 
Die Sicherheit des Personals kann an vielen Einsatzorten nicht mehr 
garantiert werden, der mit dem Ruf nach einer leistungsstarken in­
ternationalen Verwaltung verbundene Druck der Mitgliedstaaten ist 
gestiegen, und die Vereinten Nationen stehen mehr denn je im Blick­
punkt einer kritischen Öffentlichkeit. Das bedeutet jedoch nicht, daß 
die UN-Bediensteten früher von den gesellschaftlichen und politi­
schen Entwicklungen abgeschirmt waren.1 Dieser Artikel soll die 
personellen Wandlungsprozesse der letzten fünfzig Jahre, ein­
schließlich der sich dramatisch verschlechternden Sicherheitslage, 
in groben Zügen nachzeichnen. 

B Ü R O K R A T E N U N D PIONIERE 

A u f der ersten Tagung der Generalversammlung in London wurde 
am 17. Januar 1946 das Sekretariat gegründet und der erste General­
sekretär, der Norweger Trygve Lie, ernannt. Als Übergangs-Domizil 
stand das Church House der Westminster Abbey zur Verfügung, in 
dem Beamte des britischen Auswärtigen Amtes das Sekretariat ne­
benamtlich betreuten. Gleichzeitig begann der Aufbau der Sekreta­
riatseinheiten in New York, das als permanenter Sitz ausersehen 
worden war, um einerseits den Abstand zum Völkerbund deutlich zu 
machen und andererseits die Vereinigten Staaten in die neue Organi­
sation einzubinden und ihr Abdriften in einen möglichen neuen Iso­
lationismus zu verhindern. Nach einer Anzahl von provisorischen 
Unterkünften (zum Beispiel Hunter College, Lake Success und 
Flushing Meadows) bezogen die Vereinten Nationen 1952 ihr Amts­
sitzgebäude am East River in Manhattan. 
Neben dem Aufbau der Sekretariatseinheiten waren Frieden und Si­
cherheit die Hauptanliegen jener Anfangsjahre, um eine Katastrophe 
wie die der beiden verheerenden Weltkriege innerhalb von nur einer 
Generation für die Zukunft unmöglich zu machen. Außerdem muß­
ten die internationalen Rahmenbedingungen (beispielsweise ein sta-
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biles Währungsgefüge) geschaffen werden, um den Nachkriegsauf­
bau in den verwüsteten Ländern zu fördern. Wie sich ein Augenzeu­
ge (Brian Urquhart) erinnerte, dachte 1945 niemand viel über wirt­
schaftliche und soziale Entwicklung oder globale Probleme wie Be­
völkerungswachstum, Umwelt und selbst Menschenrechte nach; 
nicht einmal die Entkolonisierung sei ein Thema jener Tage gewe­
sen. 
Die Rolle, die man der Weltorganisation zugedacht hatte, wurde von 
der Idee des Staates und des Staatsdienstes geprägt, die ihren Höhe­
punkt in den vorhergegangenen dreißig Jahren und insbesondere 
während des Krieges gefunden hatte und die nun in den Aufbau der 
Vereinten Nationen einfloß. Internationale Organisationen wurden 
als zwischenstaatliche Variante der nationalen Verwaltung angese­
hen, das heißt als Leistungsverwaltung für die Staatengemeinschaft. 
Die Sekretariate sollten überwiegend administrative und diplomati­
sche Funktionen wahrnehmen, zum Beispiel bei der Vorbereitung, 
Unterstützung und Abwicklung von Tagungen der zwischenstaatli­
chen Organe, beim Austausch von Informationen über Fragen von 
gemeinsamem Interesse und bei der Erarbeitung internationaler Nor­
men. Letzteres war ein wesentliches Anliegen der bereits bestehen­
den oder noch zu gründenden Sonderorganisationen. 
Die dafür benötigten Kenntnisse waren im großen und ganzen die 
gleichen, wie sie von nationalen Beamten und Diplomaten erwartet 
wurden: Kompetenz, Leistungsfähigkeit, Integrität und Loyalität. 
Sie sollten vor zwischenstaatlichen Verhandlungen sachkundige und 
unparteiische Diskussionspapiere erarbeiten, die die zu behandeln­
den Probleme definieren, das Ausmaß an bestehenden Gemeinsam­
keiten aufzeigen und mögliche Lösungsvorschläge enthalten. 
Anschließend sollten sie für die Ausführung der getroffenen Ent­
scheidungen sorgen. Exekutiv- und operative Befugnisse wurden ih­
nen dabei aber nicht zugestanden, da die Mitgliedstaaten eifersüchtig 
darüber wachten, Herr im eigenen Haus zu bleiben. 
Die Parallele zur einzelstaatlichen Verwaltung zeigte sich auch bei 
den Beschäftigungsbedingungen, die sich am typischen britischen 
Beamtenverhältnis orientierten. Gesucht wurde der universell ver­
wendbare Generalist, der nach Bildung, sozialer Stellung und per­
sönlichem Potential ausgewählt wurde und der Organisation unbe­
schadet aller politischen Änderungen lebenslang unparteiisch und 
loyal dient. An die Stelle der Loyalität zum Souverän trat die Ver­
pflichtung, frei von jedem nationalen Einfluß seine Arbeit aus­
schließlich auf die Interessen der internationalen Organisation aus­
zurichten. 
Der rasche Aufbau des Sekretariats ließ eine geordnete Personalbe­
schaffung nicht zu. Bei der geographischen Herkunft des Personals 
bestand von Anfang an ein Ungleichgewicht: E l f der 51 Mitglied­
staaten stellten 83,4 v H des international rekrutierten Personals, und 
zwei Drittel der Positionen im höheren Dienst wurden allein von Br i ­
ten und Franzosen besetzt. Es mußten auch Kompromisse hinsicht­
lich der Eignungsanforderungen eingegangen werden, da Personal 
mit der erforderlichen Qualifikation dringend zu Hause für den Wie­
deraufbau gebraucht wurde. Als Kandidaten standen Beamte und D i ­
plomaten aus den alliierten Staaten zur Verfügung, von denen viele 
gerade erst als Soldaten abgemustert hatten. Andere Bewerber hatten 
im Widerstand gegen Nazi-Deutschland gekämpft, waren der Gefan­
genschaft oder den Konzentrationslagern entkommen oder lebten 
seit mehr als einer Dekade in der Emigration. Man erkannte sie dar­
an, wie ein Beobachter (Emery Kelen) bemerkte, daß ihre Sakkos 
nicht zu ihren Hosen paßten, was sie damit entschuldigten, daß das 
alles gewesen sei, was sie bei ihrer Flucht durch das Fenster getragen 
hätten. Was ihnen anfänglich an Sachkenntnis fehlte, machten sie 
durch Weitläufigkeit, Sprachkenntnisse, Idealismus und Pioniergeist 
wett. Ein Mitarbeiter der ersten Stunde (Brian Urquhart) erinnerte 
sich: »Wir taten, was immer getan werden mußte. Wi r transportier­
ten Möbel , empfingen Außenminister, halfen der Presse und organi­

sierten Ausschußsitzungen.« Sie alle wurden von dem Optimismus -
ein Beteiligter (Hanus Burger) nannte es »Parzival-Naivität« - getra­
gen, daß die Probleme dieser Welt gemeinsam gelöst werden kön­
nen. 

B L A U H E L M E U N D T E C H N O K R A T E N 

Daß dieser Optimismus verfrüht war, zeigte sich, als - mit Churchills 
Worten - der Eiserne Vorhang von Stettin an der Ostsee bis Triest an 
der Adria niedergegangen war. Die in der Charta vorgesehene Zu­
sammenarbeit der Mitgliedstaaten - insbesondere der Ständigen 
Mitglieder des Sicherheitsrats - wurde von einer Politik der Kon­
frontation der Blöcke abgelöst. Die Mechanismen zur Konfliktbeile­
gung, deren Essenz die Friedensdurchsetzung ist, waren mangels 
kollektiver Handlungsfähigkeit unbrauchbar geworden. Das stärkte 
die Stellung des Generalsekretärs, der durch einfallsreichen Ge­
brauch seiner (aus den Artikeln 98 und 99 der Charta abgeleiteten) 
politischen Funktionen den Vereinten Nationen eine beschränkte 
Rolle als eigenständig handelnder Akteur auf der internationalen 
Bühne sichern konnte. Die Friedenssicherung und die operativen 
Aufgaben waren solche Innovationen, deren Vereinbarkeit mit der 
Charta allerdings lange Zeit unter den Mitgliedstaaten umstritten 
war. 
Es war der zweite Nahost-Krieg von 1956, der zur Entfaltung eines 
neuen Konzepts zur Konflikteindämmung führte. Die heute alltägli­
che Praxis, Militärpersonal aus vielen Staaten einzusetzen, um zwi ­
schen den Konfliktparteien zu vermitteln, einen ausgehandelten 
Waffenstillstand zu überwachen und die Streitparteien zu trennen, 
war bereits Ende der vierziger Jahre in Gestalt der Beobachter in 
Palästina und Kaschmir erstmals umgesetzt worden. Die Stärke der 
Soldaten unter UN-Befehl sollte nicht auf ihren Waffen beruhen, 
sondern auf dem Vertrauen, das sie sich durch ihre Unparteilichkeit 
erwerben mußten. Fortan standen Truppenkontingente und Militär­
beobachter der Vereinten Nationen an vielen Brennpunkten der Erde 
im friedenssichernden Einsatz, und der Blauhelm wurde zum Sym­
bol für die Weltorganisation und zum Hoffnungsträger für Menschen 
in Krisen. Von 1948 bis heute haben über 650 000 Soldaten aus 75 
Ländern unter dem Emblem der Vereinten Nationen gedient. 
Der historische Entkolonisierungsprozeß, der innerhalb von weniger 
als zwei Jahrzehnten die Staatenwelt veränderte, führte zu einer 
weitreichenden Aufgabenverlagerung der Vereinten Nationen durch 
Übernahme von operativen Aufgaben im Rahmen der Entwicklungs­
und humanitären Hilfe. Der Übergang in die Unabhängigkeit ging 
nicht überall konfliktfrei vonstatten, und die neuen Staaten sahen 
sich mit Problemen konfrontiert, auf die sie weder materiell noch 
personell vorbereitet waren. Die Folgen von Bürgerkriegen und Na­
turkatastrophen mußten gelindert, die Infrastruktur aufgebaut und 
die soziale und wirtschaftliche Entwicklung gefördert werden. Diese 
Aufgaben ließen sich nicht mehr mit dem traditionellen Instrumenta­
rium der internationalen Zusammenarbeit lösen, sondern erforderten 
konkrete Maßnahmen vor Ort, die normalerweise einer funktionie­
renden Staatsverwaltung und Wirtschaft obliegen. 
Der neue Typus des internationalen Bediensteten war nicht mehr der 
Bürokrat oder Diplomat in New York und Genf, sondern der techni­
sche Berater, der die neuen Staaten beim Aufbau eigener Institutio­
nen und Kapazitäten unterstützen sollte, um ihnen langfristig zu 
größerer Eigenständigkeit zu verhelfen. Neben Ausbildung und Wis­
senstransfer übernahmen diese Bediensteten selbst exekutive und 
administrative Aufgaben in den Einrichtungen der neuen Staaten. Ihr 
Berufsleben verbrachten sie überwiegend in den Entwicklungslän­
dern, oft unter schwierigen Lebensverhältnissen und von ihren Fa­
milien getrennt. Ihre Arbeit erforderte hohe Fachkompetenz, aber 
auch Improvisationsvermögen, didaktische Fähigkeiten und Ver-
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»In Anbetracht der Beschränkungen, denen das System der Vereinten 
Nationen von Anfang an unterlag, ist es bemerkenswert, daß es soviel in 
vielen Bereichen der internationalen Zusammenarbeit erzielt hat. Diese 
Leistung ist in hohem Maße ein Tribut an die Fähigkeit und die 
Einsatzfreudigkeit des UN-Personals - insbesondere der frühen 
Generation von UN-Mitarbeitern, die in ihre Arbeit ein seltenes Maß an 
Arbeitseifer und Glauben an die Vereinten Nationen einbrachten, das 
noch nicht von Zynismus überdeckt worden war.« 
»Der internationale öffentliche Dienst - das Personal des Systems der 
Vereinten Nationen - ist nicht fair beurteilt worden. Viele seiner 
Mitarbeiter sind selbstlose Diener aller Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen gewesen und haben ihr Leben der Förderung der Ziele der 
Charta gewidmet. Wie in allen Bürokratien und Unternehmen sind einzel­
ne Mitarbeiter weniger leistungsfähig, weniger einsatzfreudig und weni­
ger wirksam als andere gewesen. Einige von ihnen sind den Vereinten 
Nationen von ihren Regierungen aufgedrängt worden. Insgesamt jedoch 
hat die Staatengemeinschaft Grund, den Männern und Frauen zu danken, 
die in den Vereinten Nationen und ihren Sonderorganisationen sowie 
Programmen gearbeitet haben. Diese Tradition des der Sache gewidmeten 
internationalen Dienstes ist nunmehr gefährdet, und es besteht die 
Befürchtung, daß das System nicht optimal funktioniert. Die Vereinten 
Nationen müssen die höchsten Leistungsanforderungen bei allen ihren 
Operationen setzen.« 
»Anerkennung gebührt auch den diplomatischen Fußsoldaten der 
Regierungen der Mitgliedstaaten - dem Personal der Ständigen 
Vertretungen bei den Vereinten Nationen und in den Hauptstädten, mittels 
dessen die Regierungen am System der Vereinten Nationen mitarbeiten. 
Diese Beamten verdienen mehr Anerkennung als sie allgemein erhalten 
für ihre Rolle, das UN-System am Funktionieren zu halten. Ihre Aufgabe 
ist manchmal sehr schwierig (zum Beispiel dauerte es mehr als zwanzig 
Jahre, bis eine Übereinkunft über eine Definition von >Aggression< erzielt 
werden konnte), und sogar die kleinste Errungenschaft trägt zum 
Fortschritt der Organisation und zur Förderung ihrer Ziele bei. Viele die­
ser Beamten sind, als Ergebnis ihrer Arbeit mit den Vereinten Nationen, 
ihre Verfechter geworden. Sie sind Teil einer weltweiten Gemeinde, die 
für die Vereinten Nationen eintritt und die Verantwortung für deren 
Mißerfolge dort plaziert, wo sie hingehört - bei den Mitgliedstaaten.« 

The Commission on Global Governance, 
Our Global Neighbourhood, 

Oxford etc. 1995, S. 231 f. 

ständnis für soziale und kulturelle Gegebenheiten. Zur Planung und 
Unterstützung der entwicklungsfördernden Projekte entstanden in 
den Zentralen ausgedehnte Strukturen, in denen ebenfalls Speziali­
sten benötigt wurden. Die zunehmende Interdependenz der Staaten 
verstärkte den Ruf nach mehr internationalen Normen, zu deren Aus­
arbeitung wiederum spezialisierter Sachverstand erforderlich war. 
Die Generalisten der ersten Stunde wurden von Technokraten ab­
gelöst und ihr Idealismus von dem Glauben an die Macht technischer 
Lösungen zur Bewältigung globaler Probleme. 
Die Ausweitung der Arbeit der Weltorganisation, die bis heute von 
manchen Mitgliedstaaten nur mit Einschränkungen akzeptiert wird, 
ging mit einem oft überhasteten Aufbau neuer Organe und Einrich­
tungen einher. Für die Hauptbeitragszahler stand den zwangsläufig 
gestiegenen Kosten ein Verlust an Einfluß gegenüber, da die Auf­
nahme neuer Mitgliedstaaten zu einer neuen Mehrheit in der Gene­
ralversammlung führte. Es waren die Entwicklungsländer, die nun 
immer nachdrücklicher ihren Anspruch auf eine >neue internationale 
Wirtschaftsordnung< anmeldeten. Auch innerhalb der Organisatio­
nen forderten sie eine stärkere personelle Beteiligung ein, da A n ­
gehörige der Gründerstaaten die meisten, insbesondere aber die 
wichtigsten Stellen besetzt hielten, worin sie eine andere Form des 
Kolonialismus sahen. Sie erwarteten von einer Organisation, die sich 
um die Verbesserung der Lebensverhältnisse in den Entwicklungs­
ländern bemühte, eine angemessene Berücksichtigung bei der Stel­
lenbesetzung, insbesondere in den Spitzenpositionen. In der einseiti­
gen personellen Zusammensetzung sahen sie einen Grund dafür, daß 
den wahren Bedürfnissen der Entwicklungsländer in den Arbeitspro­
grammen oft nur ungenügend Rechnung getragen wurde. Die >ge-
rechte< oder >ausgewogene< geographische Stellenverteilung wurde 
so zum beherrschenden personalpolitischen Thema der sechziger, 
siebziger und teilweise noch der achtziger Jahre. 
Damit einher gingen Versuche, die Unabhängigkeit des internationa­
len öffentlichen Dienstes einzuschränken. Der Sündenfall war die 
Entscheidung des ersten Generalsekretärs, amerikanische Bedienste­
te, die ins Visier der (>unamerikanischen Umtrieben< nachgehenden) 
McCarthy-Ausschüsse geraten waren, auf Druck der US-Regierung 
zu entlassen. Chruschtschows Standpunkt, daß die britische Auffas­
sung von einem politisch zölibatären Beamten in den internationalen 
Beziehungen eine Fiktion sei, schien im stillen viele Anhänger ge­
funden zu haben. 
Generalsekretär Pérez de Cuéllar klagte 1983, daß alle Mitgliedstaa­
ten der Unabhängigkeit des Sekretariats das Wort redeten, aber nur 
wenige davon absähen, durch Druck ihre eigenen Interessen beson­
ders auf dem Personalsektor durchsetzen zu wollen. 2 Die Besetzung 
von Posten in den Sekretariaten, und besonders von solchen in der 
Führungsebene, wurde von vielen Staaten als eine Art Versicherung 
gegen unerwünschtes Tätigwerden in politischen, wirtschaftlichen 
und sozialen Fragen verstanden oder als eine Möglichkeit, den eige­
nen Standpunkt besser zur Geltung zubringen. Ein Beobachter 
(Maurice Bertrand) bemerkte, daß es den Anschein habe, als ob die 
Wahl eines Generaldirektors oder die Rekrutierung für hochrangige 
oder sogar niedrigere Posten eine wichtigere diplomatische Aufgabe 
sei als die Gewährleistung einer hohen Arbeitsqualität. Der interna­
tionale öffentliche Dienst wurde zur »Geisel der Politik« und das 
Konzept eines unabhängigen internationalen öffentlichen Dienstes 
zum Ideal, das Bestätigung oft mehr in seiner Verletzung als in sei­
ner Befolgung fand (so Robert S. Jordan). Gleichzeitig wurden 
Zweifel an dem Nutzen der Weltorganisation laut. Ihr wurde Wir­
kungslosigkeit, technokratische Einäugigkeit und Mißwirtschaft 
vorgeworfen. Mitgliedstaaten sahen die Sekretariate als personal­
mäßig überbesetzt, unterfinanziert und schlecht gemanagt an (>Ti-
me<). Besonders vehement war die Kri t ik in den Staaten, deren neo­
liberales Kredo die Einschränkung der staatlichen Tätigkeit zugun­
sten privatwirtschaftlicher Initiative war. Sie entzündete sich auch an 

den Beschäftigungsbedingungen, die das UN-Personal angeblich zu 
einer verwöhnten Kaste in einem Land machten, »in dem Milch und 
Honig fließen« (>U.S. News & World Report<). Die Kri t ik zielte nur 
vordergründig auf die Kosten und Leistungsfähigkeit, in Wahrheit 
war sie Ausdruck der allgemeinen Unzufriedenheit mit der Organi­
sation selbst, in der die Hauptbeitragszahler durch die gestiegene 
Mitgliederzahl an Einfluß verloren hatten. Die Bediensteten mußten 
sich, wie es in einer UN-Publikation hieß, »mit der Diskrepanz zwi­
schen den hohen Idealen der Charta und der harten Wirklichkeit der 
Kompromißlösungen und gegenseitigen Rücksichtnahmen ausein­
andersetzen«. Sie mußten Abstriche an allzu hochgespannte Erwar­
tungen in der Hoffnung machen, »daß die redlich getane Arbeit den­
noch ihren Sinn behält und ihren Lohn in sich selber trägt«. Das Per­
sonal, das vielfach als Sündenbock für die Versäumnisse der Mi t ­
gliedstaaten herhalten mußte, bewahrte weitgehend, wie Generalse­
kretär Boutros-Ghali letztes Jahr würdigte, seine Motivation in dem 
Bewußtsein, »unbeschadet aller Schwierigkeiten etwas dafür getan 
zu haben, die Welt einer besseren Zukunft für jedermann näherzu­
bringen«. In vielen Bereichen machten sich aber auch Resignation 
und Zynismus breit. 

N E U B E L E B U N G DES I N T E R N A T I O N A L E N 
Ö F F E N T L I C H E N DIENSTES? 

Das Ende des Kalten Krieges und das Abflauen des Nord-Süd-Kon­
flikts stellt die Staatengemeinschaft vor unbekannte und nahezu un­
lösbare Herausforderungen. Der Zerfall der alten politischen Blöcke, 
das Wiederaufkeimen des Nationalismus, kriegerische Konflikte mit 
Millionen von Flüchtlingen, die sich ausbreitenden Menschenrechts­
verletzungen, weltweite Migrationsbewegungen, Drogen, bisher un­
bekannte Krankheiten, erdrückende Schulden der ärmsten Länder, 
wirtschaftliche Rezession in den reichen Staaten und die alles Leben 
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bedrohende Gefährdung der Umwelt konfrontieren die Weltorgani­
sation mit neuen Aufgaben, die mit den ihnen zur Verfügung stehen­
den Mitteln allein nicht gelöst werden können. Wie Brian Urquhart 
in einem Leserbrief schrieb, sehe die Öffentlichkeit - wie am Bei­
spiel von Rwanda - Horrorbilder und fühle, daß etwas dagegen getan 
werden müsse, wenn Tausende getötet werden oder langsam verhun­
gern. Sie nehme an, daß die Vereinten Nationen die Polizeimacht der 
Weltgemeinschaft seien oder sein sollten. In Wirklichkeit wisse je­
doch niemand - weder die Regierungen noch die Vereinten Natio­
nen, die Presse oder die Wissenschaft - , wie Bürgerkriege und ethni­
sche Gewalt eingedämmt werden können. Der Generalsekretär be­
klagte, daß sich die internationale Gemeinschaft mehr vorgenommen 
habe, als sie zur Zeit zu bewältigen imstande sei. Truppen der Ver­
einten Nationen sähen sich immer häufiger in Krisengebiete vorge­
schoben, in die sich die Großmächte selbst nicht vorwagten und in 
denen es keine oder nur eingeschränkte staatliche Autorität sowie 
keine Übereinst immung über den UN-Einsatz gebe.3 Zwischen 1948 
und 1987 kamen Blauhelme in 13 Krisengebieten zum Einsatz; zwi­
schen 1988 und 1994 mußten 22 neue Operationen eingeleitet wer­
den, die gerade die Hälfte aller Krisenherde abdeckten. Einerseits 
wurden Versuche zur Friedensdurchsetzung unternommen (so in So­
malia und im ehemaligen Jugoslawien) - das sogenannte robuste 
Mandat - , andererseits wurden die Operationen der >zweiten Gene-
ratiom auf die politischen, sozialen, wirtschaftlichen, ethnischen und 
umweltbezogenen Dimensionen eines Konfliktes ausgedehnt, be­
sonders bei innerstaatlichen Konflikten, denen sozio-ökonomische 
Ursachen zugrundeliegen. Die quantitative und qualitative Ausdeh­
nung der Friedenssicherung hat zu einem erheblichen Bedarf an aus­
gebildeten Truppen mit moderner technischer Ausrüstung geführt 
(zum Beispiel Flug-, Pionier- und Fernmeldegerät), die von den Mi t ­
gliedstaaten aber nur beschränkt zur Verfügung gestellt werden. 
Gleichzeitig hat sich der Einsatz ziviler Kräfte - Wahl- und Men­
schenrechtsbeobachter, Polizisten, Ärzte, Ingenieure und Flücht­
l ingshelfer-von 1988 bis 1994 verdreifacht. 
Die Kluft zwischen den reichsten und ärmsten Ländern hat sich ver­
breitert, und diese bestürzende Tatsache wird allzuoft mit Gleichgül­
tigkeit registriert, wie der Generalsekretär bemerkte, da die ärmsten 
Länder für die Reichen nicht mehr von demselben Interesse wie in 
den vergangenen Jahren des ideologischen Wettstreits sind. 4 Die 
Mittelknappheit, verursacht durch die nachlassende Zahlungsbereit­
schaft der Geberländer sowie die gestiegenen Kosten der Friedenssi­
cherung und der humanitären Hilfe, zwingt die Weltorganisation, 
nach neuen Ansätzen bei den operativen Aufgaben zu suchen, um sie 
kostengünstiger und wirkungsvoller zu machen. Die Verlagerung 
der Durchführung der operativen Aufgaben in die Entwicklungslän­
der selbst ist ein solcher Ansatz. Die internationalen Berater werden 
zunehmend durch nationales Projektpersonal abgelöst, um - wie von 
der Generalversammlung in ihren Resolutionen 3176(XXVIII) und 
49/223 gefordert - einen Kader ausgebildeten Personals in den Ent­
wicklungsländern zu schaffen. Internationale Berater werden einer­
seits wegen ihrer Kompetenz, Erfahrung und ihres Engagements ge­
schätzt. A u f der anderen Seite werden sie wegen ihrer privilegierten 
materiellen und beruflichen Situation kritisiert. 5 Im Jahre 1992 stan­
den den rund 19 000 internationalen Beratern bereits 15 000 nationa­
le Experten gegenüber. Auch Freiwillige werden im Rahmen der 
Technischen Zusammenarbeit, humanitären Hilfe und der Friedens­
sicherung eingesetzt, wofür seit 1970 ein eigenes Programm unter 
der Verantwortung des UNDP eingerichtet wurde. Mehr als 12 000 
Freiwillige, in der Mehrzahl Entwicklungshelfer, haben seither zur 
Erreichung der Ziele der Weltorganisation beigetragen. 
Der Personalbedarf und der Personaleinsatz der Weltorganisation ist 
heute wesentlich differenzierter als die Gründungsväter es sich vor­
stellen konnten. Bedienstete der Weltorganisation sind auf der 
ganzen Welt eingesetzt, oft an Dienstorten mit schwierigen klimati­

schen Verhältnissen, erschwerten Lebensumständen und akuten Ge­
fahren für Leib und Leben. Ständige Versetzungen zwischen den 
Hauptsitzen in Europa und Nordamerika und den Einsatzorten in 
Entwicklungsländern oder Krisengebieten ist für viele Organisatio­
nen ein wesentlicher Personalgrundsatz. Auch das Personal an den 
Hauptsitzen verbringt oft einen wesentlichen Teil seiner Arbeitszeit 
auf Dienstreisen und im Einsatz in anderen Ländern. Das UN-Perso­
nal kommt aus praktisch allen 185 Mitgliedstaaten, arbeitet an 660 
Dienstorten in über 170 Ländern oder Territorien in mehr als 200 
verschiedenen Berufen und an mehr als 10 000 verschiedenen Auf­
gaben. Das herkömmliche beamtenähnliche Dienstverhältnis wurde 
um eine Anzahl neuer, meist befristeter Beschäftigungsformen er­
weitert: beispielsweise nationales Projektpersonal, Kurzzeitbeschäf­
tigte, Berater mit Dienst- und Werkverträgen, kostenlose Sachver­
ständige oder Freiwillige. Darüber hinaus wird zunehmend Ge­
brauch von privaten Vertragnehmern für operative Aufgaben ge­
macht. Insgesamt arbeiteten letztes Jahr über 200 000 Personen im 
und für das UN-System, darunter 63 000 regulär Beschäftigte, 
79 000 Soldaten und Zivilisten in der Friedenssicherung, 34 000 Ex­
perten der Technischen Zusammenarbeit, 20 000 Ortskräfte des U N -
RWA, 2 000 bis 4 000 Freiwillige und 13 500 Personen in den Bret­
ton-Woods-Organisationen. 
Der Generalsekretär sieht mit dem Ende des Kalten Krieges eine un­
schätzbare Gelegenheit zur Neubelebung des internationalen öffent­
lichen Dienstes.6 Auch die Mitgliedstaaten dringen auf Reformen in 
den Sekretariaten, um die Leistungsfähigkeit zu steigern, die Kosten 
zu senken und die Verantwortlichkeit zu stärken. Die Mitarbeiter k r i ­
tisieren, daß die bestehenden Managementpraktiken Eigeninitiative 
behindern und Mittelmäßigkeit sowie Ineffizienz begünstigen. Bei 
den Beschäftigungsbedingungen halten sich die Mitgliedstaaten an 
das >Zweiklassensystem<: Während die UN-Organisationen über die 
Erosion der Gehälter 7 und über nachlassende Konkurrenzfähigkeit 
bei hochqualifizierten Kräften aus Wirtschaft, Forschung und Ver­
waltung klagen, haben viele Mitgliedstaaten kein Problem, die um 
bis zu 50 v H höheren Sätze der Weltbank, OECD und EU zu finan­
zieren. Reformen werden nur dann Aussicht auf Erfolg haben, wenn 
die Personalpolitik nicht mehr als Spielwiese für nationale Einflüsse 
und das Personal nicht mehr überwiegend als Kostenfaktor angese­
hen wird. Eine Betrachtungsweise, bei der die Mitarbeiter als wich­
tigste strategische Ressource< zur Erfüllung der Organisationsziele 
verstanden und eingesetzt werden, greift erst langsam Platz. Die 
schlichte Wahrheit, daß die Leistungsfähigkeit einer jeden Organisa­
tion von der Qualität ihrer Führungsmannschaft, dem Potential und 
der Motivation ihrer Mitarbeiter und der Klarheit ihrer Führungs­
grundsätze abhängt, ist bisher nur bedingt erkannt worden. Statt um­
fassende Reformen ernsthaft voranzutreiben, beschäftigen sich die 
Mitgliedstaaten lieber mit Sekundärfragen wie den Personalkosten, 
der Einheitlichkeit des Besoldungswesens im gesamten Verband der 
Vereinten Nationen (Common System) und der geographischen Ver­
teilung der Dienstposten. 

Z U N E H M E N D E G E F Ä H R D U N G 

Bei der Gründung der Vereinten Nationen bestand kein Grund zu der 
Annahme, daß das Personal in Ausübung seines Dienstes besonde­
ren Risiken ausgesetzt sein würde. Kriminellen Anschlägen gegen 
UN-Bedienstete würden die Strafverfolgungsbehörden an den 
Dienstorten, die damals überwiegend in nordamerikanischen und eu­
ropäischen Großstädten lagen, begegnen können. Die Konventionen 
über die Vorrechte und Immunitäten der Vereinten Nationen vom 
13. Februar 1946, der Sonderorganisationen vom 21 . November 
1947 und der I A E A vom 1. Juli 1959 konzentrierten sich deshalb auf 
den Schutz der Unabhängigkeit der internationalen Bediensteten vor 
staatlicher Einflußnahme. Verstöße dagegen hat es im Laufe der Jah­
re verschiedentlich gegeben. Einige betrafen Reisebeschränkungen, 
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wie sie zum Beispiel die Vereinigten Staaten für UN-Bedienstete aus 
Ostblockländern eingeführt hatten, oder die unzulässige Besteue­
rung von UN-Bezügen. 
Gravierender aber sind die Angriffe auf die persönliche Freiheit oder 
Sicherheit von UN-Personal, die es seit Anfang der siebziger Jahre 
vermehrt gegeben hat. So ließen damalige Ostblockstaaten einzelne 
einreisende Staatsangehörige im Dienst von UN-Organisationen aus 
politischen Gründen nicht wieder ausreisen. Eine UNDP-Mitarbeite­
rin polnischer Staatsangehörigkeit zum Beispiel wurde bei einem 
Stopp in Warschau im August 1979 verhaftet und in einem an­
schließenden Verfahren vor einem Militärgericht zu sieben Jahren 
Haft wegen Spionage verurteilt. Sie kam erst 1984 nach vielfachen 
Interventionen wieder frei. Bei Militärputschen oder in Bürgerkrie­
gen schützte auch ihre funktionsbezogene Immunität Ortskräfte 
nicht davor, verschleppt, mißhandelt oder getötet zu werden. Zum 
Beispiel wurde eine argentinische Mitarbeiterin des WHO-Regio-
nalbüros für Lateinamerika 1976 mit ihren Eltern und ihrem Bruder 
in Buenos Aires verhaftet. Während die Eltern freikamen, wurden sie 
und ihr Bruder nie mehr gesehen. Und in den von Israel besetzten 
Gebieten wurde eine Anzahl von Palästinensern im Dienst des UNR-
W A aus Sicherheitsgründen festgehalten. Der Verwaltungsausschuß 
für Koordinierung hat Richtlinien erlassen, nach denen bei Verhaf­
tungen von UN-Personal die betroffene Organisation zunächst ver­
suchen wird, den Sachverhalt zu klären und durch Verhandlungen 
die Freilassung zu erreichen. Während durch >stille Diplomatie< eine 
Anzahl von Fällen gelöst werden konnte, harren einige seit den acht­
ziger Jahren der Klärung und werden sich vermutlich niemals klären 
lassen - wie der Fall eines seit Apr i l 1985 in Libanon entführten 
UNRWA-Mitarbeiters, von dem man annimmt, daß er 1986 von sei­
nen Entführern exekutiert worden ist. Die Menschenrechts-Unter-

kommission hatte bereits 1988 hinreichend Anlaß, eine Sonderbe­
richterstatterin zur Frage des Schutzes der Menschenrechte der U N -
Bediensteten und ihrer Familienangehörigen einzusetzen.8 

In der Vergangenheit konnte das Friedenssicherungspersonal zu sei­
nem Schutz auf die Respektierung seines internationalen Status und 
die Achtung vertrauen, die es sich durch seine Unparteilichkeit er­
worben hatte. Als zum Beispiel 1973 auf den Golanhöhen syrische 
und israelische Truppen kämpften, blieben die Militärbeobachter in 
ihren nahegelegenen Stellungen unbehelligt. Doch wie der General­
sekretär in seiner >Agenda für den Frieden< betonte, kann der Dienst 
in Gefahrengebieten niemals gefahrlos sein; es träten immer wieder 
gefährliche Situationen auf, die Mut, Einsatzfreude und Idealismus 
erfordern. 9 Von 1948 bis 1994 bezahlten 1378 Blauhelmsoldaten 
ihren Mut und ihre Einsatzfreude mit dem Leben, allein 234 in der 
Kongo-Operation und 200 in Libanon. Verluste sind zu erwarten, 
wenn der Einsatz ein >robustes Mandat< einschließt oder wenn keine 
staatliche Autorität die Sicherheit garantiert (wie in Somalia und im 
ehemaligen Jugoslawien, wo bis Ende des letzten Jahres 154 bezie­
hungsweise 171 Blauhelmsoldaten getötet wurden). In einem U N -
Bericht heißt es dazu, daß früher das Personal allein durch seine Ver­
bindung mit den Vereinten Nationen Schutz genoß. Heute sei mehr 
und mehr das Gegenteil der Fall, und die Verbindung zu den Verein­
ten Nationen erhöhe das Ris iko. 1 0 Truppenstellende Staaten sehen 
sich deshalb - wie das Beispiel der USA in Somalia zeigt - innenpo­
litischem Druck ausgesetzt, ihr Engagement für die Weltorganisati­
on einzuschränken. 
Jedes Jahr legt der Generalsekretär der Generalversammlung einen 
Bericht über die bekanntgewordenen Verstöße gegen die Konventio­
nen über die Vorrechte und Immunitäten der Vereinten Nationen 
vor. Die Generalversammlung verurteilt regelmäßig die Verstöße 

Auch bei den Vereinten Nationen erreichen nur wenige Frauen herausgehobene Positionen, wie Christa Wichterich in ihrem Beitrag in dieser Ausgabe fest­
hält. Eine von ihnen ist Margaret Joan Anstee, die 1992 vom Generalsekretär zu seiner Sonderbeauftragten für Angola berufen wurde. Die Britin Anstee, zu­
vor als Untergeneralsekretärin Generaldirektorin des Wiener Büros der UN, war bereits vierzig Jahre früher in den Dienst der Weltorganisation getreten; un­
ser Bild zeigt sie im Gespräch mit Wählerinnen und Wählern vor einem Wahllokal in Luanda Ende September 1992. 
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und fordert die betreffenden Länder auf, die verbürgten Rechte des 
Personals peinlichst zu beachten. Mehr als deklaratorischen Charak­

ter scheinen die entsprechenden Resolutionen aber nicht zu haben. In 
seinem letzten Jahresbericht hat der Generalsekretär darauf hinge­

wiesen, daß das Personal heute Risiken ausgesetzt sei, die in der Ver­

gangenheit inakzeptabel gewesen wären. Mitarbeiter würden in ei­

nem Umfeld eingesetzt, das durch Gesetzlosigkeit und willkürliche 
Gewalt gekennzeichnet ist. Der Bericht zählt 18 zivile Mitarbeiter 
auf, die innerhalb eines Jahres ihr Leben im Einsatz für die Weltor­

ganisation lassen mußten; ein Nachtrag enthält die Namen von wei­

teren 39 Bediensteten, die im Apr i l 1994 in Rwanda getötet worden 
waren. Keines der Tötungsdelikte an UN­Mitarbeitern ist strafrecht­

lich geahndet worden. 52 Mitarbeiter gelten als verhaftet oder ver­

miß t . " Während 1992 im Durchschnitt ein Mitarbeiter pro Monat 
getötet wurde, kam es 1993 zu einem Todesfall alle zwei Wochen. 1 2 

1994 mußten 165 Personen im Friedenseinsatz für die Vereinten Na­

tionen ihr Leben lassen. Zugenommen haben auch die Fälle von Ent­

führungen. Zum Beispiel wurden am 8. Februar 1995 elf Helfer von 
UN­Hilfswerken und karitativen Organisationen in Südsudan ver­

schleppt. Sechs kamen einen Tag später gegen Lebensmittel frei, die 
übrigen fünf wurden an einen unbekannten Aufenthaltsort ge­

bracht. 
Die sich verschlechternde Sicherheitslage gefährdet nicht nur das 
Personal, sondern beeinträchtigt auch die Wirksamkeit der Arbeit 
der Weltorganisation. Nothilfeeinsätze inmitten gewaltsamer Aus­

einandersetzungen stellen ­ wie der Generalsekretär betonte ­ oft 
auch die Unparteilichkeit und Neutralität der humanitären Einsätze 
in Frage. 1 3 Die Generalversammlung beauftragte 1993 einen Ad­

hoc­Ausschuß mit der Ausarbeitung eines Übere inkommens über 
die Sicherheit von Personal der Vereinten Nationen und beigeordne­

tem Personal^ das nach zähen Verhandlungen im Herbst 1994 der 
Generalversammlung vorgelegt werden konnte. M i t Resolution 
49/59 wurde es den Mitgliedstaaten im letzten Dezember zur Ratifi­

zierung empfohlen. 1 4 Es soll eine Lücke im internationalen Recht 
schließen und ­ wie es in der Präambel heißt ­ »angemessene und 
wirksame Maßnahmen zur Verhütung von Angriffen gegen Personal 

Nicht nur für die Einwohner der mit Bürgerkrieg und bürgerkriegsähnlichen 
Ereignissen geschlagenen Länder ist das Leben gefährlicher geworden, son­
dern auch für die dort tätigen Bediensteten internationaler Organisationen. 
Als besonders tückisch hat sich der Einsatz von Landminen erwiesen, mit de­
nen ganze Landstriche insbesondere Afghanistans, Angolas oder Kambo­
dschasförmlich verseucht sind. Auf solchem Boden ist kein Ackerbau und kein 
Wohnen möglich. Spazierengehen, Wasserholen, Viehhüten und der Weg zur 
Arbeit werden zum Risiko. Das Räumen und Säubern von Minenfeldern ist un­
geheuer aufwendig. Jeder Quadratmeter muß abgesucht werden, die Mine 
vorsichtig ausgegraben und unschädlich gemacht werden. 

Minpn — tririlirhPQ Frhp Schätzungsweise 110 Millionen scharfe Landminen 
M i n e n l O Ü I I C n e S t m e b e d r o n e r , die Bevölkerung in 64 Ländern. 
Anzahl der Landminen Diese Überreste aus Kriegen und Bürgerkriegen 

verletzen und töten jährlich etwa 26 000 Menschen. 
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der Vereinten Nationen und beigeordnetes Personal und zur Bestra­

fung derjenigen, die solche Angriffe durchgeführt haben«, treffen. 
Modell standen dabei die Übereinkommen gegen den internationa­

len Terrorismus und gegen Flugzeugentführungen. Wenn die ent­

sprechenden Tatbestände zu international geächteten und verfolgten 
Verbrechen werden, dann verringern sich die möglichen Zufluchts­

räume für die Täter, was selbst auf Terroristen eine abschreckende 
Wirkung haben dürfte. Ausgehend von dieser Überlegung sieht das 
Übereinkommen zunächst eine Verpflichtung aller Vertragsstaaten 
vor, die Sicherheit des Personals zu gewährleisten und es vor Strafta­

ten zu schützen. Sollte es trotzdem zu Gewalttaten kommen, dann 
müssen die Vertragsstaaten die erforderlichen Maßnahmen ergrei­

fen, um die Täter der Gerechtigkeit zuzuführen, einschließlich Aus­

tausch von Informationen, Strafverfolgung und gegebenenfalls Aus­

lieferung. Während über die Definition der unter das Übereinkom­

men fallenden Straftaten, die Begründung der Gerichtsbarkeit und 
die Maßnahmen zur Gewährleistung der Strafverfolgung oder Aus­

lieferung verhältnismäßig schnell Übereinkunft erzielt werden konn­

te, schieden sich die Auffassungen hinsichtlich der abzudeckenden 
Einsätze und des zu schützenden Personals. Die UN­Organisationen 
und einige Mitgliedstaaten wollten das gesamte Personal ohne Ein­

schränkung einbezogen sehen. Andere dagegen wollten nur beson­

ders risikoreiche Einsätze abgedeckt wissen, zum Beispiel solche in 
Gebieten, in denen die staatliche Ordnung und damit die Strafrechts­

pflege zusammengebrochen ist. Die schließlich in das Übereinkom­

men aufgenommene Kompromißformel schließt das gesamte mi­

litärische und zivile Personal der Vereinten Nationen, der Sonderor­

ganisationen und der I A E A sowie abgestellte nationale Bedienstete 
und Angehörige humanitärer nichtstaatlicher Organisationen ein, die 
an Einsätzen der Vereinten Nationen teilnehmen. Der Begriff >Ein­

satz< wurde dann aljerdings eng definiert. Er umfaßt nur Einsätze, die 
vom Sicherheitsrat oder der Generalversammlung autorisiert und 
durchgeführt werden, sofern sie der Wahrung oder Wiederherstel­

lung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit dienen und 
das eingesetzte Personal einem außergewöhnlichen Risiko ausset­

zen. 
Die Ausdehnung des Übereinkommens auf Angehörige von Nichtre­

gierungsorganisationen war notwendig geworden, da die Vereinten 
Nationen bei Friedenssicherungseinsätzen verstärkt auf Vertragsun­

ternehmer und humanitäre Einrichtungen zurückgreifen, deren Per­

sonal demselben Risiko wie das im Einsatzgebiet tätige UN­Personal 
unterliegt. Allerdings muß der Tätigkeit der nichtstaatlichen Organi­

sationen eine Vereinbarung mit den Vereinten Nationen, einer Son­

derorganisation oder der I A E A zugrunde liegen, was heißt, daß die 
im eigenen Auftrag operierenden karitativen Einrichtungen nicht au­

tomatisch erfaßt werden. Die Beschränkung auf Einsätze, die aus­

drücklich von der Generalversammlung oder dem Sicherheitsrat an­

geordnet worden sind, schließt UN­Personal in Krisenherden wie 
Afghanistan, Sudan oder Algerien aus. Beispielsweise würde die Er­

mordung eines Mitarbeiters des UN­Informationsbüros in Algier im 
März 1995 auf seinem Weg zur Arbeit nicht unter das Übereinkom­

men fallen. Personalvertreter haben errechnet, daß nur sieben von 49 
Mördern von Mitarbeitern der Vereinten Nationen nach dem Übe­

reinkommen verfolgt werden könnten. Die UN­Organisationen und 
einige Mitgliedstaaten sehen deshalb das Übereinkommen als einen 
ersten Schritt an, dem weitere folgen müssen. Das Übereinkommen 
findet auch keine Anwendung auf vom Sicherheitsrat genehmigte 
Zwangsmaßnahmen zur Friedensschaffung nach Kapitel V I I der 
Charta, bei denen die Einsatzkräfte als Kombattanten gelten und da­

mit unter das Recht der internationalen bewaffneten Konflikte fal­

len. 
M i t der Verabschiedung desÜbereinkommens durch die Generalver­

sammlung ist noch kein geltendes Recht geschaffen worden. Minde­

stens 22 Ratifizierungen sind erforderlich, bis es für die Vertragspar­
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teien in Kraft tritt. Bis dahin können noch Jahre vergehen, da bei ei­
ner Anzahl von Mitgliedstaaten trotz der Kompromißformel über 
UN-Einsätze weiterhin Vorbehalte gegen die Einschränkung ihrer 
Souveränität bestehen und weil für nationale Parlamente die Annah­
me des Ubereinkommens nicht unbedingt Vorrang vor anderen le­
gislativen Aufgaben hat. 
Die Möglichkeiten der UN-Organisationen, ihren Mitarbeitern bei 
akuter persönlicher Gefährdung zu helfen, werden weiterhin be­
schränkt bleiben, da ihnen wirksame Zwangs- und Druckmittel feh­
len, besonders wenn die Gefährdung von einem Staat ausgeht, der 
sich nicht um die Weltöffentlichkeit kümmert, oder wenn im Ein­
satzgebiet keine funktionierende Staatsgewalt existiert. Den UN-Or­
ganisationen bleiben deshalb nur Maßnahmen zur Risikominimie-
rung vor Ort durch besseren Schutz, verstärkte Aufklärung und früh­
zeitige Evakuierung der Mitarbeiter. Besonders gefährdet bei inner­
staatlichen Konflikten sind die Ortskräfte, die bisher nur in Ausnah­
mefällen evakuiert worden sind. Ein Personalvertreter klagte auf der 
Menschenrechtskonferenz 1993 in Wien, daß der Tod eines UN-Mi t ­
arbeiters keinen internationalen Zwischenfall provoziere, sein Ver­
schwinden keine diplomatische Vergeltungsaktion hervorrufe und 
sein Name nicht in die Geschichte eingehe; er würde von seinen K o l -

V'erändert hat sich die afrikanische Agenda< in den Vereinten Na­
tionen nach dem Ende des Kalten Krieges: Die über Jahrzehnte hin­
weg sozusagen klassischen Themen der politischen Entkolonisie­
rung und des Südlichen Afrika sind abgeschlossen. Südafrika hat un­
ter Präsident Nelson Mandela im letzten Jahr seinen Platz in der in­
ternationalen Staatengemeinschaft wieder eingenommen; der Über­
gang zu demokratischen Verhältnissen wurde von der Beobachter­
mission der Vereinten Nationen in Südafrika (UNOMSA)1 begleitet. 
Dieser geglückten friedlichen Lösung stehen teils seit langem schwe­
lende, zunehmend gewaltsam ausgetragene innere Konflikte in einer 
Anzahl von Ländern des Kontinents gegenüber.2 Vor diesem Hinter­
grund wurde Afrika in den letzten Jahren zu einem Hauptschauplatz 
der friedenssichernden Operationen der Weltorganisation. Dies wi­
derspricht durchaus der gängigen Aussage von der Vernachlässi­
gung dieser Region durch die Weltpolitik; im Hinblick auf die Welt­
wirtschaft allerdings hat sie mehr denn je ihre Berechtigung.3 Mit 
der Operation in Somalia fand eine der aufwendigsten und teuersten 
Blauhelmmissionen in der Geschichte der UN statt. Und bereits vor 
drei Jahrzehnten kam es zu einem ebenso spektakulären wie umstrit­
tenen Einsatz im damaligen Kongo, der Elemente der Friedenser­
zwingung aufwies und in der heutigen Debatte um das >Peace-
keeping< gleichsam als Vorläufer moderner, erweiterter Blauhelm­
einsätze mit sogenanntem robustem Mandat wiederentdeckt wird. 
Heute ist Afrika in gewisser Weise zu einem Experimentierfeld für 
die pragmatische Erprobung und Weiterentwicklung von Konzepten 
und Instrumenten der Friedenssicherung geworden. Positive wie ne­
gative Erfahrungen beförderten dabei Lernprozesse in der Weltor­
ganisation und trugen zur Ernüchterung sowie zu mehr Realismus in 
der aktuellen Debatte über die Weiterentwicklung der Friedenssi­
cherung und bei der Auslotung der Möglichkeiten und Grenzen von 
Blauhelmeinsätzen bei. Von grundsätzlichem Interesse ist dabei 
auch die Zusammenarbeit mit regionalen Organisationen - im kon­
kreten Fall mit der Organisation der Afrikanischen Einheit (OAU) 
und der Wirtschaftsgemeinschaft der Westafrikanischen Staaten 
(ECOWAS). 

legen, Freunden und seiner Familie betrauert werden: Für den Rest 
der Welt bliebe er ein gesichtsloser, namenloser Statist, der das Pech 
hatte, im Auftrag der Staatengemeinschaft am falschen Ort zur 
falschen Zeit gewesen zu sein. 

1 Siehe auch Dieter Gothel, Arbeitswelt Vereinte Nationen. Berufsbild und deutsche 
personelle Beteiligung, V N 2/1987 S. 55 f. 

2 Bericht des Generalsekretärs an die 38. Ordentliche Tagung der Generalversamm­
lung, UN-Dok. A/38/1, V N 5/1983 S. 155 ff. (159). 

3 Bericht des Generalsekretärs an die 48. Ordentliche Tagung der Generalversamm­
lung, UN-Dok. A/48/1, Ziff. 21. 

4 Bericht (Anm. 3), Ziff. 21 und 117. 
5 Henning Melber, Hilfe, Entwicklung. Zwiespältigkeiten der internationalen Ent­

wicklungszusammenarbeit am Beispiel eines >Empfängerlandes<, V N 5/1994 S. 172 
ff. (174 f.). 

6 Bericht (Anm. 3), Ziff. 27. 
7 Vgl. Dieter Gothel, Eine vertane Chance zur Reform. Die zwölfte Überprüfung der 

UN-Besoldung, V N 2/1990 S. 51 ff. 
8 UN Doc. E/CN.4/Sub.2/1992/19 v. 13.7.1992: Protection of the human rights of Uni­

ted Nations staff members, experts and their families. Final report prepared by the 
Special Rapporteur, Mrs. M. C . Bautista. 

9 A/47/277 - S/24111 v. 17.6.1992, Ziff. 67. 
10 A/48/349 - S/26358 v. 27.8.1993, Ziff. 18. 
11 A/C.5/49/6 v. 3.10.1994, Ziff. 5 f.; A/C.5/49/6/Add. 1 v. 1.11.1994. 
12 Bericht (Anm. 10), Ziff. 19. 
13 Bericht an die 49. Ordentliche Tagung der Generalversammlung, A/49/1, Ziff. 322. 
14 Text des Übereinkommens: S. 138 ff. dieser Ausgabe. 

V O L K E R M A T T H I E S 

I . Kriege in Afrika - Formen des UN-Engagements 

Eine differenzierende Kriegsbilanz macht deutlich, daß es zu ver­
schiedenen Zeiten und in etlichen Subregionen Afrikas diverse krie­
gerische Konflikte gegeben hat, die zum Teil heute noch virulent 
sind. Dies waren antikoloniale und antirassistische Befreiungskämp­
fe (besonders in Südafrika, in Namibia, in den portugiesischen Kolo­
nien), verspätete Entkolonisierungskonflikte (wiederum Namibia, 
Eritrea und Westsahara), Sezessionskriege (Biafra/Nigeria, Katan-
ga/Kongo beziehungsweise Shaba/Zaire), Grenz- und Territorial­
konflikte (so Algerien/Marokko, Somalia/Äthiopien, Uganda/Tan­
sania, Tschad/Libyen) sowie vielfältige, langjährige Bürgerkriege, 
Anti-Regime-Kriege ebenso wie Auseinandersetzungen mit stark 
ethnischer Prägung (unter anderem Sudan, Tschad, Angola, Mosam­
bik, Uganda, Äthiopien, Rwanda und Burundi). Zu Zeiten des Ost-
West-Konflikts nahmen manche dieser Konflikte Züge von Stellver­
treterkriegen an (namentlich Namibia, Angola, Mosambik). M i t dem 
Ende des Kalten Krieges wurden einige Konflikte friedlich beigelegt 
(Namibia, zeitweilig Angola, Mosambik), weitere durch militärische 
Siege beendet (sehr früh schon Uganda, dann Äthiopien/Eritrea); an­
dere hielten unvermindert an (vor allem Sudan), neue Kriege bra­
chen aus (wiederum Angola, Liberia, Somalia, Rwanda, Sierra Leo­
ne). Weitere Kriege sind wahrscheinlich. 
Namentlich in den nach Ende des Kalten Krieges neu ausbrechenden 
Bürgerkriegen kam es zu Staatszerfall, zur Desintegration ganzer 

Gegenwärtige Friedenseinsätze 

Land Friedenssichernde letzter Bericht letzte Resolution Text der 
Operation an den des Resolution 

Sicherheitsrat Sicherheitsrats 
(UNDoc.) 

Angola UNAVEM III S/1995/458 976(1995) S.127f. 
Liberia UNOMIL S/1995/473 985(1995) S.133 
Rwanda UNAMIR S/1995/457 997(1995) S.1361 
Westsahara MINURSO S/1995/404 995 (1995) S.138 

Stand: 10. Juni 1995 

Zwischen Erfolg und Fehlschlag 
Die Friedensmissionen der Vereinten Nationen in Afrika 
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Friedenssichernde Operationen in Afrika 
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1994 
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Gesellschaften und zu weiträumigen humanitären Katastrophen in 
Gestalt von Massenhunger, Massenflucht und Völkermord. Hinter­
grund dieser Geschehnisse waren verschärfte gesellschaftliche W i ­
dersprüche und Verteilungskämpfe, eine wachsende Politisierung 
von Vergesellschaftungszusammenhängen (Ethnizität, Clanzuge­
hörigkeit) - zum Teil auf der Grundlage schon historischer Konflikt­
beziehungen (vor allem in Sudan, Rwanda und Burundi) und im 
Kontext machtpolitischer Manipulierung und Instrumentierung 
durch Führungseliten und Konfliktparteien. Von fundamentaler Be­
deutung für die Krisenverschärfung aber war letztlich das Scheitern 
von Staaten- und Nationenbildungsprozessen, das Versagen des mo­
dernen Staates und die Unfähigkeit oder der Unwille nachkolonialer 
Staatsklassen, die den Staatsapparat als wichtigste Ressource für die 
eigene Bereicherung und Macht, einschließlich der Bedienung ihrer 
Klienten-Netze, mißbraucht hatten. Wachsende Diskriminierung, 
Ausgrenzung und Repression führten schließlich zur kriegerischen 
Desintegration von Staat und Gesellschaft. 

Die Vereinten Nationen wurden sowohl in anti-kolonialen Befrei­
ungskämpfen und verspäteten Entkolonisierungskonflikten (Nami­
bia, Westsahara, Südafrika) als auch in Sezessionskonflikten (Katan-
ga/Kongo), Grenz- und Territorialkonflikten ( im Aouzoustreifen 
entlang der Grenze Tschads zu Libyen, 4 an der Grenze zwischen 
Uganda und Rwanda), Bürgerkriegen mit Stellvertreterelementen 
(Angola, Mosambik) sowie in Bürgerkriegen mit Elementen des 
Staatszerfalls und umfassenden humanitären Katastrophen (Liberia, 
Somalia, Rwanda) tätig. Je nach Konflikttypus und friedenspoliti­
scher sowie humanitärer Herausforderung wurden sehr unterschied­
liche UN-Missionen etabliert und mandatiert, zum Teil sogar im 
Kontext des gleichen Konflikts, der allerdings entlang der Zeitachse 
und infolge der ihm innewohnenden Dynamik seine Natur veränder­
te. In einigen Fällen handelte es sich um begrenzte Beobachtermis­
sionen und sozusagen traditionelle Blauhelmeinsätze (UNASOG, 
UNOMUR, U N A M I R , U N A V E M I , UNOSOM I) , in anderen um zi­
vile Komponenten und Aufgaben stark erweiterte, aber im Kern im­
mer noch traditionelle Peace-keeping-Operationen (UNTAG, U N A ­
V E M I I , O N U M O Z , MINURSO, erweiterte U N A M I R ) , und in wie­
der anderen Fällen um Missionen mit >robustem< Mandat, also mit 
der Erlaubnis zur Anwendung von Zwang (>vormodern< die ONUC, 
>modern< die UNOSOM I I ) . Zur Zwangsanwendung legitimiert wa­
ren auch die von den USA respektive Frankreich durchgeführten hu­
manitären Interventionen in Somalia (Vereinter Eingreifverband, 
UNITAF) und in Rwanda (>Operation Türkis<) sowie die - von den 
UN nachträglich gebilligte und als Friedenssicherungs-Unterneh-
men bezeichnete - Militärintervention der ECOWAS in Liberia in 
Gestalt der ECOWAS-Gruppe für die Überwachung der Waffenruhe 
(ECOMOG), mit der sich später eine Beobachtermission der Verein­
ten Nationen ( U N O M I L ) verband. 

I I . Komparative Auswertung wichtiger UN-Missionen in Afrika 

Namibia: die Erfolgsgeschichte der UN in Afrika 

Namibia gilt ungeachtet einiger Schönheitsfehler zu Recht als eine 
Erfolgsgeschichte der U N in Afrika.-4 Hier gelang in weithin vorbild­
licher Weise die Transition vom Krieg zum Frieden, der demokra­
tisch legitimierte Übergang von der illegalen Besetzung durch Süd­
afrika zur völkerrechtlich anerkannten Unabhängigkeit . A u f der 
Grundlage der Resolution 435 (1978) des Sicherheitsrats wurde un­
ter Obhut der U N T A G , die etwa 4 500 Soldaten, 1 500 Polizeibeob­
achter und 1 000 zivile Bedienstete umfaßte, der verspätete Entkolo-
nisierungsprozeß Namibias zu einem glücklichen Ende gebracht. A l ­
lerdings darf dabei nicht vergessen werden, daß eine außerordentlich 
günstige historische Konstellation diesen Prozeß erleichterte. Das 
Unabhängigkeitsstreben Namibias erfreute sich schon seit vielen 
Jahren nachhaltiger Unterstützung von seiten der O A U und der U N 
und genoß hohe Legitimation in der Weltpolitik. Über ein Waffen­
embargo und internationale Isolierung war Südafrika starkem Druck 
von außen ausgesetzt. Mi t dem Ende des Ost-West-Konflikts und 
der, wenn man so w i l l , >Abwicklung< ehemaliger Stellvertreterkrie­
ge im Südlichen Afrika entstand zudem ein konstruktives weltpoliti­
sches Klima für eine friedliche Konfliktbeilegung. Die Konfliktpar­
teien Südafrika und SWAPO waren zu einer engen Kooperation mit 
den Vereinten Nationen bereit. M i t einer starken zivilen Komponen­
te geriet die UNTAG zu einem Präzedenzfall für die Weiterentwick­
lung des bisherigen Blauhelmkonzepts. Dennoch darf weder die sy­
stematische Verzögerungstaktik Südafrikas noch die Tatsache über­
sehen werden, daß die U N T A G in weitgehender Abhängigkeit von 
dem von Südafrika bestallten Generaladministrator handelte. Unver­
kennbar waren auch Mängel bei der Kontrolle der südafrikanischen 
Sicherheitskräfte, bei der Konsultation des namibischen Volkes so­
wie bei der materiell-ökonomischen Unterfütterung des Unabhän­
gigkeitsprozesses. 
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Angola: Mißglückte >Abwicklung< eines ehemaligen Stellvertreter­
krieges 

Die Friedensstiftung in Angola vollzog sich im Kontext der Eupho­
rie über die Erfolge der U N T A G in Namibia und war ebenfalls als 
Erfolgsgeschichte konzipiert, geriet jedoch zu einem >Spareinsatz< 
mit blutigen Folgen. Mi t der U N A V E M I war es zunächst gelungen, 
die Stellvertreterelemente des angolanischen Krieges auszuschalten. 
Der eigentliche Bürgerkrieg endete im Mai 1991 mit einem Frie­
densvertrag, den es nun mittels der U N A V E M I I zu implementieren 
und zu überwachen galt. Insbesondere sollten die Demobilisierung 
der Konfliktparteien betrieben sowie Wahlen vorbereitet und durch­
geführt werden. Die Hauptverantwortung dafür lag allerdings bei 
den Kontrahenten selbst; die Friedenstruppe beschränkte sich weit­
gehend auf eine Beobachterrolle. Im Vergleich zur U N T A G und im 
Verhältnis zu Gebietsgröße wie Bevölkerungszahl des Landes und 
den anstehenden Aufgaben war die U N A V E M I I hoffnungslos un­
terbesetzt. Nur wenige hundert Soldaten, Polizisten und Zivilisten 
standen zur Verfügung. In Namibia belief sich die Relation des U N -
Personals zur Bevölkerung auf etwa 1 zu 150, in Angola auf 1 zu 
16 000! Doch wollten die wichtigsten Mächte im Sicherheitsrat of­
fensichtlich einem teuren Einsatz wie in Namibia nicht zustimmen. 
Auf Druck des Rates wurden trotz erheblicher Demobilisierungsde­
fizite auch die Wahlen zu dem festgesetzten Termin durchgeführt, 
obwohl Kenner der Situation vor Ort davor gewarnt hatten. 
Es scheint, daß die großen Mächte die schwierige innenpolitische 
Lage in Angola unterschätzten, durch die U N T A G in Namibia auf 
Erfolg eingestimmt waren und sich ohnehin möglichst rasch und ko­
stengünstig des lästigen ehemaligen Stellvertreterkrieges entledigen 
wollten. Als die UNITA jedoch die Wahlen vom September 1992 
verlor, griff sie wieder zu den Waffen, so daß der Bürgerkrieg von 
neuem ausbrach. Angola wurde zu einem Beispiel dafür, »wie man 
mit Wahlen einen Krieg verlieren kann«, zumindest in der Sicht ei­
ner Konfliktpartei. Da es keine zivilen Alternativen der Machttei­
lung gab, schien dem Gewinner der Wahlen, der MPLA-Regierung, 
alle Macht im Staate zuzufallen. Im Februar 1995 beschloß der Si­
cherheitsrat die Etablierung der U N A V E M III-Mission, für die bis 
zu knapp 8000 Mann projektiert sind, doch kam es erst Anfang Mai 
zum Abschluß des die Rechtsstellung der Truppe regelnden Status­
abkommens mit der angolanischen Regierung. Nach dem Treffen 
der Kontrahenten dos Santos und Savimbi am 6. Mai in Lusaka sind 
die Chancen für den Frieden wieder gestiegen. Die neue Mission 
sollte aus den Fehlern der U N A V E M I I ebenso lernen können wie 
aus der erfolgreichen Tätigkeit der Vereinten Nationen in Mosam­
bik. 

Mosambik: Lehren aus dem Desaster in Angola 

Unter dem Eindruck des Desasters in Angola wurde die Operation in 
Mosambik konzeptionell und personell umfassender angelegt und 
zudem mit einer gewichtigeren politischen Rolle betraut.6 A u f der 
Basis des Friedensvertrages vom Oktober 1992 zwischen der 
FRELIMO-Regierung und der RENAMO wurden mehrere tausend 
Blauhelme und Zivilisten im Rahmen der O N U M O Z entsandt. Ne­
ben der militärischen und politischen Komponente widmete sich die 
UN-Stelle für die Koordinierung der humanitären Hilfe (UNOHAC) 
als integrierender Bestandteil der O N U M O Z den Herausforderun­
gen durch Not und Leid im Lande, insbesondere der Repatriierung 
und Reintegration der Flüchtlinge. In militärischer Hinsicht galt es 
vor allem einen konsequenten Demobilisierungsprozeß zu betreiben, 
während im politischen Bereich unter Federführung der Vereinten 
Nationen nach einem flexiblen Zeilplan in kleinen, soliden Schritten 
auf den Wahlprozeß hinzuarbeiten war. Die Wahlen vom Oktober 
1994 wurden von den über 2000 UN-Beobachtern als Erfolg be­
zeichnet. Der Wahlsieg der FRELIMO wurde von der gegnerischen 

RENAMO anerkannt. Im Unterschied zu Angola gab es also in Mo­
sambik eine verläßliche Kooperation der Konfliktparteien mit den 
U N sowie eine Akzeptanz demokratischer Spielregeln durch die un­
terlegene Partei. Zu Recht ist daher die Mosambik-Operation der 
Vereinten Nationen insgesamt als Beispiel für ein gelungenes sensi­
bles Peace-keeping< bezeichnet worden. 7 Unverkennbar sind aller­
dings schwerwiegende Defizite bei der sozio-ökonomischen Unter­
fütterung des Friedensprozesses sowie Probleme bei der Machtbetei­
ligung der in den Wahlen unterlegenen Partei. 

Somalia: Humanitäre Intervention und >robustes< Peace-keeping 

Das Engagement der Weltgemeinschaft in Somalia geriet zu der 
größten, ambitioniertesten, teuersten und spektakulärsten UN-Ope­
ration in Afrika seit der Kongo-Mission in den sechziger Jahren, al­
lerdings mit eher ernüchternden Ergebnissen.8 Nach dem Scheitern 
der UNOSOM I , einer ineffektiven herkömmlichen, unterbesetzten, 
viel zu spät erfolgenden und politisch angesichts der komplizierten 
Verhältnisse vor Ort völlig überforderten Blauhelmoperation sowie 
angesichts des Staatszerfalls und der medienwirksamen Hungersnot 
in Somalia im Jahre 1992 erschien eine massivere externe Einmi­
schung unabweisbar. In enger Abstimmung zwischen der US-Regie­
rung und der UN-Spitze fiel die Entscheidung, eine großangelegte 
Militäroperation zur Erleichterung der humanitären Hilfe durchzu­
führen. Der Druck der amerikanischen Öffentlichkeit infolge der 
Medienberichterstattung und die zustimmenden Erwägungen des 
US-Militärs zur >Machbarkeit< spielten bei der Entscheidung Wa­
shingtons ebenso eine Rolle wie der offensichtliche Wunsch nach 
Profilierung als Führungsmacht in der angestrebten neuen Weltord­
nung. Bei den U N dominierte das Bemühen, die bisherige Erfolglo­
sigkeit in Somalia auszugleichen und Handlungsfähigkeit zu demon­
strieren. Im Dezember 1992 begann die >Operation Neue Hoffnung<. 
Der U N I T A F schickte sich im Auftrag der U N und unter Führung der 
USA an, dem bürgerkriegsgeschüttelten afrikanischen Land und sei­
ner hungernden Bevölkerung zu Hilfe zu kommen. Seither gilt So­
malia als der erste Fall einer genuin Humanitären Intervention^ also 
einer kollektiven Aktion mit militärischen Mitteln zur Linderung 
menschlichen Leids. Die nachfolgende Operation UNOSOM I I gilt 
zudem als Musterbeispiel eines ersten >robusten< Blauhelmeinsatzes 
auf der Basis des Kapitels V I I der Charta, das bekanntlich bei Fest­
stellung einer Bedrohung des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit Zwangsmaßnahmen vorsieht. Offenkundig wurde Soma­
lia zum Experimentierfeld der internationalen Gemeinschaft, die hier 
neuartige Ansätze und Konzepte der Friedensschaffung und Frie­
denssicherung erprobte, nicht zuletzt auch im Kontext der in der 
>Agenda für den Frieden< zum Ausdruck kommenden sicherheitspo­
litischen Philosophie. 
Unverkennbar ist das Experiment Somalia jedoch in seinem polit i­
schen Kern gescheitert. Die Operation, die erklärtermaßen Hoffnung 
geben sollte, endete im Jahre 1995 als >Operation Enttäuschte Hoff­
nung^ Weder gelang eine umfassende Entwaffnung der somalischen 
Streitparteien noch die Schaffung funktionaler Staatlichkeit und die 
Wiederherstellung einer produktiven Ökonomie. Ein sich selbst tra­
gendes somalisches Staatswesen ist auf Sicht ebensowenig zu erken­
nen wie eine rezivilisierte somalische Gesellschaft. Dies lag zwar 
zum Teil in der fragmentierten Gesellschaftsstruktur des Landes und 
der Intransigenz somalischer Streitparteien begründet, aber ganz we­
sentlich auch in Fehlern der internationalen Gemeinschaft. Einem 
>Friedensprozeß von oben< auf der Ebene der Kriegsherren (War­
lords) wurde nicht in ausreichendem Maße ein >Friedensprozeß von 
unten< auf der Ebene der Zivilgesellschaft entgegengesetzt, Militär­
logik setzte sich gegen Zivi l logik durch, und schwere organisato­
risch-operative Mängel trugen zur Ineffizienz der Operation bei. 
Insgesamt stellt sich das Somalia-Unternehmen der Vereinten Natio-
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FPR militärisch durchgesetzt hatte, war der Sicherheitsrat bereit, 
wohl nicht zuletzt unter dem wachsenden Druck der Weltöffentlich­
keit, einer erweiterten U N A M I R mit einer Stärke von 5 500 Mann 
zuzustimmen, die jedoch erst nach langer Verzögerung vier Monate 
später zusammengestellt war. Zwischenzeitlich hatte der Sicher­
heitsrat dem Drängen Frankreichs nachgegeben, in eigener Regie ei­
ne humanitäre Intervention (>Operation Türkis<) durchzuführen, um 
durch die Einrichtung von Schutzzonen und Korridoren weiterem 
Morden Einhalt zu gebieten. Diese umstrittene Militäraktion konnte 
nur wegen der Inaktivität der U N selbst eine gewisse Berechtigung 
beanspruchen; angesichts der Verstrickung Frankreichs in die rwan-
dischen Tragödie war die Aktion ansonsten hochproblematisch und 
kam vor allem auch viel zu spät. Rechtzeitige Warnzeichen vor ei­
nem Gewaltausbruch in Rwanda hatte es gegeben, ein präventives 
Gegensteuern fand jedoch nicht statt. Eine rasche und entschlossene 
Blauhelm-Aktion mit einem entsprechend robusten Mandat hätte 
wahrscheinlich zumindest das Ausmaß des Völkermordes begrenzen 
und Zehntausenden Menschen das Leben retten können. 

nen als ein massiver, militärisch gestützter externer Eingriff in rela­
tiv eigendynamische und weithin unverstandene Konfliktprozesse 
einer fremden Gesellschaft dar, der sich vor allem mit dem kurzfri­
stigen Kurieren von Symptomen auf der humanitären Ebene be­
gnügt, jedoch kaum die tiefer liegenden strukturellen Probleme von 
Gewalt und Not tangiert und nicht bereit ist, sich auf ein längerfristi­
ges Engagement geduldiger Friedensarbeit einzulassen. Der Versuch 
eines politischen Diktats der Friedensregelung scheiterte ebenso wie 
der Versuch einer Friedenserzwingung durch Blauhelmsoldaten. 
Das Mißverhältnis zwischen dem immensen finanziellen, materiel­
len und personellen Aufwand der Operation 9 und ihrem bescheide­
nen Ertrag ist eklatant. Die Erfahrungen in Somalia trugen in erheb­
lichem Maße zu einer Ernüchterung in der Debatte über >humanitäre 
Intervention und >robustes Peace-keeping< bei. Man könnte fast von 
einem >Somalia-Trauma< der USA und der Vereinten Nationen spre­
chen, das paradigmenbildende Kraft entfaltete und den Willen der 
Weltgemeinschaft zu entschlossenem Handeln in vergleichbaren Si­
tuationen zu lähmen schien, wie insbesondere der Fall Rwanda ein­
dringlich demonstrierte. 

Rwanda: Völkermord unter den Augen der UN 

In dem rwandischen Bürgerkrieg zwischen den Regierungstruppen 
und von Uganda aus eingedrungenen Exilrwandern wurden die U N 
zunächst seit Juni 1993 mit einer Beobachtermission zur Überwa­
chung der Grenze zwischen Rwanda und Uganda (UNOMUR) tätig. 
Sie sollte sicherstellen, daß von Uganda aus keine militärische Hilfe 
nach Rwanda - also an die Rwandische Patriotische Front (FPR) der 
Exilrwander - gelangte. Auch nach dem Abkommen von Aruscha 
vom August 1993 bestand diese Mission fort, wurde aber admini­
strativ einer neuen Mission ( U N A M I R ) zugeordnet, die mit einer 
Stärke von schließlich Uber 2000 Mann zur Umsetzung des Abkom­
mens, unter anderem auch zur Demobilisierung der Streitparteien so­
wie zur Bildung einer neuen Armee und Regierung, beitragen sollte. 
Als der Friedensprozeß jedoch im Apr i l 1994 zusammenbrach und 
der Völkermord an Tutsi und an oppositionellen Hutu stattfand, grif­
fen die UN-Blauhelme nicht e in . 1 0 A m 21. Apr i l 1994 fiel gar die 
Entscheidung im Sicherheitsrat, die Zahl der Blauhelme auf 270 zu 
reduzieren. Die vom UN-Generalsekretär vorgeschlagene Option, 
die Truppe vor Ort aufzustocken und ihr Mandat zu erweiteren, 
konnte sich im Sicherheitsrat nicht durchsetzen, namentlich nicht ge­
gen den Willen der USA, die offensichtlich noch ganz unter dem 
Eindruck des Somalia-Debakels standen und sich nicht erneut in afri­
kanische Querelen verstricken lassen wollten. Doch nur drei Wo­
chen später, nachdem der Völkermord geschehen war und sich die 

Liberia: Afrikanische Militärintervention mit Billigung der UN 

Die Entsendung der ECOMOG in den liberianischen Bürgerkrieg 
durch die westafrikanische Staatengemeinschaft Ende August 1990 
war die erste multilaterale, humanitär begründete Militärintervention 
afrikanischer Staaten." Es handelte sich um eine regionale Initiative 
zur Eindämmung eines afrikanischen Bürgerkrieges mit dem Ziel 
der Herbeiführung eines Waffenstillstandes, der Wiederherstellung 
von Ruhe und Ordnung und der Durchführung von Wahlen. Voraus­
gegangene Bitten aus Westafrika an die U N und die USA, in den 
Konflikt einzugreifen, waren ignoriert worden. Offensichtlich wol l ­
ten die Mitglieder des Sicherheitsrats, namentlich die USA, nicht 
tätig werden. Immerhin jedoch erfolgte die ECOMOG-Intervention 
mit Billigung von O A U , U N und USA. Entgegen dem tatsächlichen 
friedenserzwingenden Charakter der Intervention, für die eigentlich 
eine ausdrückliche Ermächtigung von Seiten des Sicherheitsrats 
gemäß Artikel 53 der Charta hätte erfolgen müssen, hat dieser die In­
tervention ohne vorherige Ermächtigung nachträglich zustimmend 
und ermunternd zur Kenntnis genommen und sprach von einer »be­
reits eingerichteten Friedensmission«. Für manche Beobachter ist 
daher Liberia ein Beispiel für einen durchaus lockeren Umgang des 
Sicherheitsrats mit dem Ermächtigungsgebot bei militärischen 
Zwangsmaßnahmen. Im Sommer 1993 kam es in Cotonou (Benin) 
zu einem Friedensvertrag zwischen den liberianischen Konfliktpar­
teien. Zur Implementierung des Vertrages stand nicht nur die ECO­
M O G bereit, sondern seit September 1993 auch eine Beobachtermis­
sion der Vereinten Nationen ( U N O M I L ) . Die U N O M I L war die er­
ste Friedenssicherungsoperation der Weltorganisation, die in enger 
Kooperation mit einer vorangehenden Friedensmission einer regio­
nalen Abmachung etabliert wurde. Allerdings erwies sich der Frie­
densprozeß in Liberia bisher als äußerst brüchig, nicht zuletzt infol­
ge der parteilichen Verstrickung der ECOMOG in das Konfliktge­
schehen, des anglophon-frankophonen Gegensatzes in Westafrika, 
der regionalpolitischen Interessen Nigerias und des mangelnden 
Vertrauens der Konfliktparteien untereinander. Bis heute ist es der 
ECOWAS und den U N nicht gelungen, eine stabile Friedensrege­
lung in Liberia herbeizuführen. 

Westsahara: Ambivalente Rolle der Vereinten Nationen 

Seit 1991 haben die U N die Bearbeitung des verspäteten Entkoloni-
sierungskonflikts in der ehemals Spanischen Sahara durch die Über­
wachung der Waffenruhe und die Vorbereitung eines Referendums 
übernommen. Mitte der achtziger Jahre hatte sich ein internationaler 
Konsens zur Regelung des Konflikts zwischen Marokko und der 
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POLISARIO auf der Grundlage eines OAU/UN­Friedensplans her­

ausgebildet, mit dessen Durchführung seit 1986 der UN­Generalse­

kretär beauftragt war. 1 2 Der politische Ausgangspunkt des Plans war 
die Anerkennung des Rechts der Sahrauis auf Selbstbestimmung, 
das mittels eines Referendums realisiert werden sollte. Eine U N ­

Mission (MINURSO), die auch Logistik­ und Verwaltungs­Einhei­

ten umfaßt (Soldaten, Polizisten, Zivilfachleute), sollte dieses Refe­

rendum vorbereiten und überwachen, das für den Januar 1992 ge­

plant war. Doch bis heute hat es kein Referendum gegeben; infolge 
der Verzögerungstaktik Marokkos wurde es immer wieder hinausge­

schoben. Der zentrale Streit um das Wählerregister ist bislang nicht 
beigelegt worden. Mittlerweile wird den Vereinten Nationen vorge­

worfen, auf Grund des Drucks von Seiten Marokkos und wichtiger 
Mitglieder des Sicherheitsrats, namentlich der USA und Frank­

reichs, indirekt die marokkanische Position zu begünstigen. Einst­

weilen harren knapp 300 Blauhelmsoldaten in dem Wüstenterritori­

um aus; der Generalsekretär hat die Hoffnung noch nicht aufgege­

ben, daß die Volksabstimmung über die Zukunft des Gebiets Anfang 
1996 stattfinden wird. 

I I I . Bilanz und Lehren 

Die Bilanz der UN­Friedenssicherung in Afrika weist sowohl Erfol­

ge als auch Mißerfolge auf. Weitgehend positiv verliefen die Opera­

tionen in Namibia und Mosambik. Als schwere Rückschläge für die 
U N können der Wiederausbruch des Bürgerkrieges in Angola im 
Jahre 1992, die mißglückte Friedensstiftung in Somalia und der nicht 
verhinderte Genozid in Rwanda gelten. Die Friedensmission in 
Westsahara ist schon seit längerer Zeit in den Geruch indirekter Be­

günstigung der marokkanischen Obstruktions­ und Verzögerungs­

strategie geraten. Der von der ECOWAS und den Vereinten Natio­

nen in Gang gebrachte Friedensprozeß in Liberia erwies sich als 
außerordentlich brüchig. Auffällig ist, daß es in einem der längsten 
und blutigsten Kriege Afrikas, dem in Sudan, bis heute zu keinem 
friedenspolitischen Engangement der Vereinten Nationen kam. Ins­

gesamt ist es den U N nur in Ansätzen gelungen, der Dynamik des 
Krieges in Afrika eine Dynamik des Friedens entgegenzusetzen. 
Selbst in den positiv verlaufenen Fällen wird von manchen Beobach­

tern die Dauerhaftigkeit und Tragfähigkeit der eingeleiteten Frie­

densprozesse skeptisch beurteilt. Dies gilt namentlich für Mosam­

bik, wo schwerwiegende Defizite insbesondere bei der sozio­ökono­

mischen Konsolidierung des Friedens moniert werden. Als deutliche 
Probleme der UN­Friedenssicherungsoperationen in Afrika können 
angesehen werden: die unzureichende präventive Bearbeitung von 
Konflikten, die zu starke Konzentration auf formale politische Struk­

turen und Prozesse unter Vernachlässigung informeller, gesell­

schaftlicher Friedenskräfte, fragwürdige Versuche einer Friedenser­

zwingung in komplexen Bürgerkriegssituationen, Defizite bei der 
Konsolidierung von Friedensprozessen sowie organisatorisch­ope­

rative Mängel. 

> Mangel an Prävention 

In vielen Fällen haben Chancen zur Prävention bestanden, die jedoch 
nicht oder nicht ausreichend genutzt wurden. Frühzeitige Hinweise 
auf Konfliktpotentiale und Warnungen vor Eskalationsrisiken hat es 
gegeben. Dies gilt insbesondere für die Fälle Somalia, Liberia und 
Rwanda. Hier ist eine Mitschuld besonders der Vereinigten Staaten 
(Liberia, Somalia) und Frankreichs (Rwanda) an den Geschehnissen 
unverkennbar. Als Patronagemächte und Waffenlieferanten respek­

tive als militärische Bündnispartner der alten Regime in diesen Län­

dern betrieben sie trotz ausreichender Kenntnisse über die krisenhaf­

ten Zuspitzungen keine präventive Gegensteuerung, sondern ließen 
den Ereignissen ihren Lauf. Erst nach einer Verschlimmerung der Si­

tuation engagierten sich Washington und Paris i m Rahmen von hu­

manitären Interventionen erneut in Somalia und in Rwanda. Beson­

ders skandalös nimmt sich die Untätigkeit der im Sicherheitsrat be­

stimmenden Mächte angesichts des Völkermords in Rwanda aus. 
Hier hätte eine Mandatsveränderung und rasche Aufstockung der 
Blauhelmtruppen vor Ort mit hoher Wahrscheinlichkeit zumindest 
das Ausmaß des Massenmordes begrenzen können, ganz zu schwei­

gen von einer Verhinderung des Genozids überhaupt, für dessen Pla­

nung und Vorbereitung von Seiten der amtierenden Regierung es ei­

ne Reihe von warnenden Anzeichen und Hinweisen gab. In Angola 
entfaltete die Konsolidierung des Friedensprozesses infolge schwer­

wiegender organisatorisch­operativer Fehler nicht die intendierte 
präventive Wirkung; vielmehr kam es zum Wiederausbruch der 
Kampfhandl ungen. 
Gegenwärtig stellt sich das Problem der Prävention im Hinblick auf 
afrikanische Länder, in denen eine explosive innenpolitische Situati­

on besteht, ohne daß die Weltorganisation sich bislang entsprechend 
engagiert hätte. Dies gilt insbesondere für Burundi und Sierra Leone. 
In Rwanda, wo die U N vor Ort präsent sind, stellt sich auch nach dem 
Völkermord und dem Machtwechsel das Problem der Friedenskon­

solidierung und der Prävention in aller Schärfe, da hier die Nach­

kriegszeit eher einer Zwischenkriegszeit oder neuen Vorkriegszeit 
gleicht. 
Doch gehört die präventive Konfliktbearbeitung bislang leider nicht 
zu den Stärken der internationalen Gemeinschaft. Dies widerspricht 
der eindeutigen Einsicht, daß Prävention allemal humaner, politisch 
klüger, erfolgversprechender und letztlich auch kostengünstiger ist 
als die nachträgliche Eindämmung und Schadensbegrenzung, die hu­

manitäre Nachsorge und die Friedenskonsolidierung in der Konflikt­

folgezeit. Dies demonstrieren besonders eindringlich die Fälle So­

malia und Rwanda. Je früher man, noch lange vor dem Ausbruch 
massiver Gewalt, friedenspolitisch tätig wird, desto größer ist die 
Chance, einen friedlichen Interessenausgleich auch noch im Rahmen 
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bestehender Strukturen zu befördern und relevante politisch-gesell­
schaftliche Kräfte in einen umfassenden Friedenssicherungsprozeß 
einzubeziehen. 

> Vernachlässigung zivilgesellschaftlicher Kräfte 
im Friedensprozeß 

Als problematisch erweist sich die starke Fixierung etlicher U N -
Missionen auf formale Strukturen und Prozesse der Kriegsbeendi­
gung und Friedenskonsolidierung - auf große Friedenskonferenzen, 
spektakuläre Friedensverträge und die Abhaltung von nationalen 
Wahlen - sowie die Konzentration auf die bewaffneten Kräfte und 
vorgeblichen politischen >Schlüsselfiguren< kriegsgeschüttelter Ge­
sellschaften in Afrika. Doch namentlich in komplexen Bürgerkriegs­
situationen mit zerfallenen staatlichen Strukturen, zerbrochenen Ge­
sellschaften und erodiertem nationalen Konsens, fraktionierter poli­
tischer Szenerie und zersplitterten bewaffneten Gruppen bedarf es 
nicht nur eines >Friedensprozesses von oben< auf der Ebene der 
Haupt- und Staatsaktionen, der Diplomaten, Politiker und Warlords, 
sondern vor allem eines >Friedensprozesses von untern. Nichtbe­
waffnete, repräsentative Kräfte der Zivilgesellschaft wie traditionel­
le Autoritäten, Berufsverbände, lokale Nichtregierungsorganisatio­
nen und Frauengruppen müssen systematisch in einen Prozeß der 
Vertrauensbildung, des Dialogs und der Institutionenbildung einbe­
zogen werden, um einen neuen gesellschaftlichen Konsens aufzu­
bauen, Versöhnungsarbeit zu leisten, ein Gegengewicht zu der hohen 
Ebene der Machtpolitik und Willkürherrschaft zu schaffen und um 
eine breite Partizipation am Prozeß der Friedensschaffung, Friedens­
sicherung und Friedenskonsolidierung zu gewährleisten. Vielfältige 
Initiativen auf der Graswurzelebene kriegsgeschädigter Gesellschaf­
ten vermögen eine geduldige Arbeit der Verständigung dort zu be­
fördern, wo der gesellschaftliche Konsens zerbrochen ist und Haß 
und Mißtrauen grassieren. Lokal und kulturell >angepaßte< Formen 
der Machtteilung und Machtbeteiligung auf allen politisch-gesell­

schaftlichen Ebenen müssen die Elemente nationaler Wahlen sowie 
Parteien- und Regierungsbildung ergänzen. Dies galt und gilt insbe­
sondere für die Fälle Liberia, Somalia und Rwanda, aber auch für 
Angola und Mosambik. 

> Fragwürdigkeit von Versuchen der Friedenserzwingung 

Insbesondere die Beispiele von UNOSOM I I und von ECOMOG 
verweisen auf die Fragwürdigkeit von Maßnahmen der Friedenser­
zwingung in komplexen Bürgerkriegssituationen. Beide Versuche 
sind im Kern gescheitert, wenn auch in Somalia eindeutiger als in L i ­
beria. Beide Friedensmissionen verstrickten sich parteilich in die 
Auseinandersetzungen, trugen zur Komplexität des Kriegsgesche­
hens bei, blockierten Verhandlungs- und Regelungsprozesse und 
wirkten somit letztlich eher gegenproduktiv zu den gesetzten frie­
denspolitischen Zielen. Sowohl in Liberia als auch in Somalia fan­
den die Militärinterventionen nach nicht genutzten Präventionschan­
cen im Kontext voranschreitender Fragmentierung der Konflikt­
strukturen und des Staatszerfalls statt, so daß eine Problemlösung 
ungleich schwieriger war als bei einem frühzeitigen Eingreifen. In 
solchen Kontexten aber haben militärische Kampfeinsätze aus struk­
turellen Gründen (Staatszerfall, Fragmentierung von Gesellschaften, 
Fraktionierung politischer Kräfte, Zersplitterung bewaffneter Grup­
pen), Schwierigkeiten des Gefechtsfeldes (irreguläre Kriegführung 
auf der Basis informeller Kriegswirtschaften und auf niedrigem waf­
fentechnologischen Niveau), Defiziten der externen Intervenienten 
(an multilateralem politischem Willen und Konsens, an organisatori­
scher Effizienz und sachlicher Kompetenz) und aus der überragen­
den Zielsetzung heraus (umfassende Friedensstiftung, Wiederher­
stellung des zerbrochenen nationalen Konsenses, Einbeziehung aller 
relevanten Kräfte in einen Friedensprozeß) äußerst geringe Erfolgs­
chancen. Allenfalls in einem Rahmen umfassender ziviler Konflikt­
bearbeitung könnten dosierte, selektive und eindämmende militäri­
sche Einsätze unter günstigen Umständen - vielleicht - einen Sinn 
haben. Voraussetzung dafür wäre aber die strikte Unterwerfung der 
militärischen Operationen unter den Primat der Politik und die stän­
dige Rückkoppelung dieser Operationen mit dem friedenspoliti­
schen Konzept. 

> Notwendigkeit eines dauerhaften Engagements 
der Friedenskonsolidierung 

Gemäß der Devise >Frieden ist mehr als Nicht-Krieg< darf sich die 
Weltgemeinschaft nicht mit der Herbeiführung eines negativen Frie­
dens (im Sinne der Abwesenheit von Krieg) begnügen, selbst wenn 
dieses Unterfangen häufig schon schwer genug ist. Denn wenn nicht 
mehr geschossen wird, herrscht noch lange kein verläßlicher Friede. 
Waffenstillstände und Friedensvereinbarungen müssen politisch ge­
festigt und - gerade in Afrika - auch gesellschaftlich und ökono­
misch fundamentiert werden, um den Friedensprozeß tragfähiger 
und dauerhafter zu machen und um einem Wiederausbruch von Ge­
walttätigkeiten vorzubeugen. Eine innovative Leistung der >Agenda 
für den Frieden< von 1992 und ihrer zu Jahresbeginn vorgelegten Er­
g ä n z u n g 1 3 ist es ja gerade, die große Bedeutung einer »Friedenskon­
solidierung in der Konfliktfolgezeit«, auch in präventiver Hinsicht, 
herausgestellt zu haben. 1 4 In diesem Problem- und Handlungsfeld 
der Weltgemeinschaft sind angesichts der sozio-ökonomischen Un­
terentwicklung zahlreicher afrikanischer Gesellschaften und verhee­
render, kriegsbedingter humanitärer Katastrophen in wachsendem 
Maße auch die humanitäre Nothilfe und die Entwicklungspolitik ge­
fordert. 
Unter dem Eindruck der Vernichtung und Blockierung immenser 
Entwicklungsinvestitionen und Entwicklungsanstrengungen infolge 
langjähriger Bürgerkriege wächst die alte und neue Erkenntnis, daß 
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Entwicklung ohne Frieden kaum möglich ist, aber auch ein Frieden 
ohne Entwicklung kaum Bestand haben wird. Wie sind Friedenspro­
zesse in afrikanischen Gesellschaften unter den Bedingungen extre­
mer Armut, politischer Unsicherheit und eines verschärften Vertei­
lungskampfes um knapper werdende Ressourcen dauerhaft zu stabi­
lisieren? Diese Frage stellt sich nicht nur im Hinblick auf die anhal­
tenden Problemfälle Liberia, Somalia und Rwanda sowie Angola, 
sondern auch bezüglich der eher positiv verlaufenden Friedenspro­
zesse in Namibia und insbesondere in Mosambik, das eines der ärm­
sten Länder der Erde ist. 
Das Projekt der Friedenskonsolidierung bedarf eines langen Atems, 
einer langfristigen Förderung und Abstützung von Demilitarisie-
rungs-, Demokratisierungs- und Zivilisierungs- sowie Entwick­
lungsprozessen. Hierfür über einen längeren Zeitraum hinweg den 
Willen, die Geduld und das Geld der internationalen Gemeinschaft 
zu mobilisieren, dürfte nicht leicht fallen. 

> Organisatorisch-operative Mängel 

Etliche Friedensmissionen in Afrika, namentlich die in Angola (UN-
A V E M II) und in Somalia (UNOSOM I I ) , wiesen erhebliche organi­
satorisch-operative Probleme auf. In Angola mangelte es vor allem 
an einer flexiblen Zeitplanung sowie an personellen und finanziellen 
Ressourcen. In Somalia erwies sich das erteilte Mandat als zu kom­
plex und überladen und letztlich unrealistisch in Relation zu den ver­
fügbaren Mitteln und den Schwierigkeiten der Umsetzung. Zudem 
fehlte es an Klarheit und Konsistenz der Operationsplanung sowie an 
einem koordinierten Zusammenspiel der militärischen, politischen 
und humanitären Komponenten der UNOSOM bei der Implementie­
rung von Vorhaben. Behutsamer, vorausschauender und effizienter 
wurde demgegenüber die komplexe UN-Operation in Mosambik 
durchgeführt, die bereits aus den in Angola zuvor gemachten Fehlern 
gelernt hatte. Häufig wird auch zu Recht der langwierige Entschei-
dungs- und Dislozierungsprozeß von UN-Operationen kritisiert, der 
gravierende Folgen für die Rettung von Menschenleben und den 
Friedensprozeß haben kann, wie beispielsweise die lange verzögerte 
und schleppende Stationierung von Blauhelmen in Somalia vor der 
Militärintervention (UNOSOM I) und in Rwanda nach dem Völker­
mord (erweiterte U N A M I R ) zeigte. Allgemein wird für UN-Opera­
tionen eine organisatorische Straffung und größere operative Effizi­
enz angemahnt. Darüber hinaus bedarf es, wie gerade afrikanische 
Beispiele aufweisen, der Klarheit der politischen Zielsetzung bezie­
hungsweise des Mandats, der Konsistenz der Strategie, der Konse­
quenz bei der Implementierung, der Bereitstellung dafür notwendi­
ger personeller und finanzieller Ressourcen sowie einer flexiblen 
Zeitplanung. 

I V . Arbeitsteilung und Kooperation mit regionalen Abmachun­
gen - Weg zu einer >Pax Africana<? 

Angesichts der unverkennbaren Überlastung der U N liegt der Ge­
danke nahe, noch stärker als bisher regionale Abmachungen in A f r i ­
ka in friedenspolitische Bemühungen auf dem Kontinent entweder 
komplementär oder im Wege der Arbeitsteilung einzubeziehen. Die­
ses Vorhaben ist nun weder gänzlich neu, noch widerspricht es den 
Intentionen und Ambitionen afrikanischer Politiker und Staaten­
gruppen. Auch schon bisher gab es Elemente einer Kooperation be­
ziehungsweise Arbeitsteilung der Vereinten Nationen mit regionalen 
Abmachungen in Afrika, vor allem mit der O A U in der Westsahara-
Frage, mit der ECOWAS im liberianischen Bürgerkrieg und mit 
OAU-Mitgliedstaaten bei der Rekrutierung von Kontingenten für die 
Missionen in Rwanda (UNAMIR) und Somalia (UNOSOM I I ) . Des 
weiteren wäre auch auf die hilfreiche Rolle zu verweisen, die ver­
schiedene afrikanische Staaten und Staatengruppen bei der Vermitt­

lung in einzelnen Konflikten spielten und spielen, beispielsweise 
Äthiopien in Somalia, die Friedensinitiative der in der Z w i ­
schenstaatlichen Behörde zu Dürre und Entwicklung ( IGADD) zu­
sammengeschlossenen Staaten in Sudan oder das Südafrika Mande­
las im neuerlichen Friedensprozeß in Angola. Seit Anfang der neun­
ziger Jahre gibt es zudem in der O A U eine Debatte darüber, unter 
Verweis auf die neue Rolle der U N nach dem Kalten Krieg und die 
der KSZE/OSZE in Europa, selbst eine vergleichbare friedenspoliti­
sche Rolle auf dem afrikanischen Kontinent zu spielen. Allerdings 
fiel das Ergebnis dieser Debatte bislang recht bescheiden aus; die 
O A U w i l l sich zwar stärker präventiv und friedenssichernd betäti­
gen, aber wesentlich mit diplomatisch-politischen Mitteln - insbe­
sondere mit ihrem in den letzten beiden Jahren geschaffenen M e ­
chanismus für die Prävention, Bearbeitung und Lösung von Konflik­
t e n - und mit zivilen und militärischen Beobachtermissionen. So 
war schon vor Einrichtung der U N O M U R ihre >Neutrale militärische 
Beobachtergruppe< an der ugandisch-rwandischen Grenze tätig; 
nach Burundi wurde eine Beobachtermission (MIOB) entsandt. A n 
der ECOMOG wurden auch Staaten außerhalb der Subregion, so das 
ostafrikanische Uganda, beteiligt. 
Das ambitionierte Projekt einer afrikanischen Friedenstruppe jedoch 
wurde vorerst ad acta gelegt. Bei Bedarf an Blauhelmen soll weiter­
hin auf die U N zurückgegriffen werden. Realistischer- und fairer­
weise dürfen angesichts politischer Defizite und mangelnder Finanz­
mittel sowie in Anbetracht der vorhandenen Logistik und Ausrü­
stung diesbezügliche Erwartungen an die afrikanische Staatenge­
meinschaft auch nicht überhöht werden. Dies gilt im Prinzip auch für 
subregionale Organisationen, die allerdings - weil politisch relativ 
kohärenter, raumnäher und interessenpolitisch unmittelbar betroffe­
ner - etwas größere friedenspolitische Chancen haben dürften. Zu­
mal dann, wenn sich eine regionale Vormacht, wie beispielsweise in 
Westafrika Nigeria oder im Südlichen Afrika Südafrika, mit ihrer 
Autorität, militärischen Macht und Wirtschaftskraft hinter regionale 
Initiativen stellt. Andererseits kann gerade die räumliche Nähe zum 
Konfliktgeschehen und die interessenpolitische Ambition einer re­
gionalen Vormacht, wie das Beispiel Nigerias deutlich zeigt, zur 
Verstrickung, zu Einflußsphärenpolitik und Mißtrauen bei Konflikt­
parteien und Anrainern führen. 
Vor diesem Hintergrund ist die Formel > Afrika den Afrikanern zwar 
grundsätzlich plausibel und begrüßenswert, sie darf aber nicht b i l l i ­
ger Vorwand dafür sein, sich nach herben Enttäuschungen aus A f r i ­
ka zurückzuziehen und die Afrikaner sich selbst zu überlassen. Denn 
eine >Pax Africana< wird noch lange auf sich warten lassen. Die Ver­
einten Nationen sind in Afrika also auch weiterhin gefordert, sollten 
- und können - aber aus Fehlern der letzten Jahre lernen. 
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1 Diese Mission wird ebensowenig wie beispielsweise die Beobachtermission der Ver­
einten Nationen für die Verifikation des Referendums in Eritrea ( U N O V E R ) oder die 
mittlerweile zahlreichen Tatsachenermiltlungsmissioncn unter die Friedenscinsätzc 
im engeren Sinne gerechnet und wird daher an dieser Stelle nicht berücksichtigt. 

2 Hierzu Rolf Hofmeier / Volker Matthies (Hrsg.), Vergessene Kriege in Afrika, Göt­
tingen 1992; Volker Matthies, Subsahara-Afrika - vom Schauplatz des Ost-West-
Konflikts zur peripheren Krisenregion?, in: Mir A. Ferdowsi (Hrsg.), Die Welt der 
90er Jahre. Das Ende der Illusionen, Bonn 1995; Rainer Tetzlaff / Ulf Engel / An­
dreas Mehler (Hrsg.), Afrika zwischen Dekolonisation, Staatsversagen und Demo­
kratisierung, Hamburg 1995. 

3 Siehe etwa Konrad Melchers, Hehre Ziele, klares Scheitern. Die Schlußbilanz des 
Aktionsprogramms der Vereinten Nationen für Afrika ( U N P A A E R D ) , V N 3/1992 
S. 81 ff. 

4 In dem Streit um den von Libyen besetzten Aouzoustreifen entschied der Internatio­
nale Gerichtshof am 3.2.1994 zugunsten Tschads ( V N 2/1994 S. 68 f.). Am 4.4.1994 
einigten sich Libyen und Tschad über die Umsetzung des Urteils, die im Auftrag des 
Sicherheitsrats (Resolution 915, Text: V N 3/1994 S. 117 f.) von der U N A S O G be­
obachtet wurde. 

5 Hierzu Henning Melber, Ein Modell mit Schönheitsfehlern. Die Umsetzung 

des Lösungsplans für Namibia durch die Vereinten Nationen, V N 3/1990 S. 89 ff. 
6 Siehe Bernhard Weimer, F R E L I M O und R E N A M O , O N U M O Z und U N O H A C . Der 

Beitrag der Vereinten Nationen zum Friedensprozeß in Mosambik, V N 6/1993 
S. 193 ff. 

7 Weimer (Anm. 6) ,S . 199. 
8 Hierzu Volker Matthies, Zwischen Rettungsaktion und Entmündigung. Das Engage­

ment der Vereinten Nationen in Somalia, VN 2/1993 S. 45 ff. 
9 Die Gesamtkosten der U N O S O M I und II beliefen sich vom 1.5.1992 bis zum 

28.2.1995 auf 1,64 Mrd US-Dollar. 
10 Hierzu Hildegard Schürings, Rwanda: Hintergründe der Katastrophe. Opfer, Täter 

und die internationale Gemeinschaft, V N 4/1994 S. 125 ff. 
11 Hierzu James O.C. Jonah, E C O M O G : A Successful Example of Peacemaking und 

Peacekeeping by a Regional Organization in the Third World, in: Winrich Kühne 
(Hrsg.), Blauhelme in einer turbulenten Welt. Beiträge internationaler Experten zur 
Fortentwicklung des Völkerrechts und der Vereinten Nationen, Baden-Baden 1993. 

12 Vgl. auch die Kurzbeiträge zu Westsahara in dieser Zeitschrift, zuletzt V N 2/1992 
S. 63 f. 

13 UN Doc. A/47/277 - S/24111 v. 17.6.1992, A/50/60-S/1995/1 v. 3.1.1995. 
14 Hierzu Volker Matthies (Hrsg.), Vom Krieg zum Frieden. Kriegsbeendigung und 

Friedenskonsolidierung, Bremen 1995. 
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Berlin: Duncker & Humblot (Veröffentli­
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Recht an der Universität Kiel, Bd. 116) 1994 
396 S., 112,- D M 

Aus der Vielzahl der Publikationen, die im Vor­
feld des 50jährigen Bestehens der Organisation 
der Vereinten Nationen erscheinen, ragt die Ar­
beit von Klaus Dicke nicht nur dank ihrer wis­
senschaftlich fundierten Sachkenntnis, sondern 
auch wegen ihrer spezifischen Anlage heraus. 
Sie entspricht Maßstäben, die Analyse und Pra­
xiskenntnis für eine objektive Erörterung der 
Ansätze zu einer Reform der UN erfordern. Da­
mit werden rechtliche, politische, organisatori­
sche und finanzielle Aspekte sichtbar, unter de­
nen Reformen möglich und durchführbar sind. 
Das zeichnet diese Kieler Habilitationsschrift 
aus, die sowohl für Sachkenner als auch für 
breite Kreise der interessierten Öffentlichkeit 
gleichermaßen aufschlußreich und lesenswert 
ist. Es wäre zu wünschen, daß so mancher Autor 
und Medienkommentator diese Veröffentli­
chung gründlich liest, bevor er einmal mehr in 
die gängigen Pauschalurteile verfällt. 
Dicke wählt für Fragestellung und Methode zur 
Bestimmung des Umfangs und Rahmens des zu 
untersuchenden Gegenstands eine Meßlatte, 
nämlich die der >Effizienz< und der Effekti­
vi tät internationaler Organisationen. Effizienz 
und Effektivität, oft zitiert und vielbeschworen 
in internationalen Organisationen, sind in her­
vorragender Weise geeignet, eine übersichtli­
che Einordnung der differenzierten Reforman­
sätze, -vorschlage und -forderungen in den ver­
schiedenen Etappen des Wachsens und Lebens 
der Organisation der Vereinten Nationen vorzu­
nehmen. Wie Dicke auf Seite 20 schreibt, ist es 
gerechtfertigt, »diese Zielbestimmung als einen 
Topos für die Reform der Organisation anzuse­
hen«. Dieser Topos, frei von tagespolitischen 
oder interessengebundenen Vorgaben, erlaubt 

es, bei allen behandelten Abschnitten und Pro­
blemkreisen Erkenntnisse und Reformansätze 
herauszuschälen. Die vom Autor gewählte Fra­
gestellung, »welche Kriterien der Effizienz und 
Effektivität internationaler Organisationen . . . 
sich in der politischen Beurteilung der Verein­
ten Nationen und jüngeren Ansätzen in der wis­
senschaftlichen Analyse internationaler Orga­
nisationen identifizieren (lassen), welche Kon­
zeptionen internationaler Organisationen . . . 
für Auswahl und Formulierung der Kriterien 
maßgebend (sind) und welche Schlußfolgerun­
gen . . . sich daraus für den Reformprozeß der 
UN ziehen (lassen)« (S.23), ist eben diese 
Meßlatte, die er in allen Kapiteln und Abschnit­
ten anlegt und stets bis zum Ansatzpunkt mögli­
cher konkreter Schlüsse zur Vervollkommnung 
der UN führt. So ist es auch logisch, wenn am 
Ende des Kapitels 3 Kriterien der Effektivität 
und Effizienz zusammengefaßt sind, die in allen 
Bereichen des Wirkens der Vereinten Nationen 
- also von Staaten, diplomatischen Vertretern 
und Sekretariatsbediensteten - angewandt wer­
den sollten. Denn dann würde manche Resoluti­
on vor allem im operativen Teil präziser, eher 
machbar und dementsprechend auch >abrechen-
bar<. Das sollte auch für so manches UN-Doku­
ment, das vom Sekretariat oder Beratern und 
Gutachtergremien ungeachtet aller Beschlüsse 
über »Kontrolle und Begrenzung der Dokumen­
tation« in Papiermetern produziert wird, gelten. 
Besondere Aufmerksamkeit verlangt das Kapi­
tel 5 der Schrift mit den »Schlußfolgerungen«: 
»Effizienz und Effektivität internationaler Or­
ganisationen und die Reform der Vereinten Na­
tionen«. 

Es erscheint gerechtfertigt, die Begriffe >Effizi-
enz< und >Effektivität< in ihrer Anwendung auf 
internationale Organisationen nicht nur als To­
pos anzusehen, sondern als »praktische Typen« 
im Sinne von Kant, die normative Bedeutung 
für internationale Organisationen haben und 
den Reformprozeß der UN objektivieren (S. 
354 ff.). Und wenn der Autor auf S. 357 fest­
stellt, daß die normative Bedeutung der Verein­
ten Nationen darin besteht, »den Anspruch des 
Friedens und des Völkerrechts zu formulieren 
und das Staatenverhalten an diesem Anspruch 

meßbar zu machen«, so sind Effizienz und Ef­
fektivität praktische und objektive Kriterien der 
Bewertung und für die Weiterentwicklung der 
Organisation der Vereinten Nationen. Was aber 
nutzt das alles, wenn die Staaten, wie Klaus 
Dicke am Schluß seiner Veröffentlichung auf 
S. 362 nüchtern festhält, den notwendigen poli­
tischen Willen nicht aufbringen, um das Instru­
ment >Vereinte Nationen bewußt, gekonnt und 
mit Weisheit klug zu nutzen? 
Die Veröffentlichung basiert auf der Auswer­
tung umfangreichen Analyse- und Dokumenten­
materials. Dies ist ein weiterer Vorzug. Doch ist 
eine gewisse Westlastigkeit nicht zu übersehen. 
Es wäre für die Universalität des Vorhabens 
nützlich, die Erkenntnisse und Ansichten von 
Wissenschaftlern und Praktikern - soweit rele­
vant-aus anderen Kultur- und Rechtsbereichen 
zu berücksichtigen und zu analysieren. Deren 
Ansichten zu Effektivität und Effizienz kritisch 
einzufügen, wäre überaus aufschlußreich und 
nützlich für die Reformdiskussion. Was japani­
sche, chinesische, australische, afrikanische 
oder lateinamerikanische Politologen, aber auch 
moderne russische, polnische, tschechische und 
andere Politik- und Völkerrechtswissenschaftler 
zum Thema beizutragen hätten, lohnt eine Fort­
führung der Untersuchungen nach den Kriterien 
der Veröffentlichung im Sinne eines Erfassens 
der >Weltmeinung<. Insider internationaler Or­
ganisationen könnten, über die Generalsekretäre 
hinaus, zum Thema sicher ebenfalls Positives 
und Negatives beitragen. 

Bliebe noch anzumerken, daß es eine Heraus­
forderung für den Autor und andere an dieser 
Thematik sachlich Interessierte sein sollte, den 
Schritt von der Analyse zu konkreten Reform­
vorschlägen zu gehen, also die Potenzen der ge­
schriebenen Charta der Vereinten Nationen 
sichtbar zu machen, Entwürfe für Charta-Er­
gänzungen und vergleichbare praxisorientierte 
Texte zu verfassen. Dies würde der Einbezie­
hung der Weltöffentlichkeit in den Diskussions­
prozeß dienen und tatsächliche Reformen der 
Organisation nicht nur den Regierungen und 
Beamten überlassen. 

Bernhard Neugehauer • 
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Aus dem Bereich der Vereinten Nationen 
Berichte • Nachrichten • Meinungen 
Allgemeines 

49. Generalversammlung: Universalität wei­
testgehend erreicht - Geldprobleme - Si­
cherheit der UN-Bediensteten - Gutachten 
zum Atomwaffen-Einsatz angefordert -
Weitere Gedenkanlässe beschlossen (13) 

Noch ein Stück näher sind die Vereinten Natio­
nen dem Ziel der Universalität gekommen: Pa­
lau wurde gegen Ende des Hauptteils der 49. 
Ordentlichen Tagung der Generalversammlung 
(20.9.-23.12.1994) als 185. Mitglied in die Or­
ganisation aufgenommen - womit zugleich das 
letzte Treuhandgebiet unabhängig wurde (vgl. 
VN 2/1995 S. 74 f.) - , und Südafrika, dessen 
Apartheidregime seit 1974 von der Mitwirkung 
in diesem Hauptorgan ferngehalten worden 
war, wirkte als Staat unter Staaten mit. Wi l l ­
kommen geheißen worden war es bereits auf ei­
ner der letzten Sitzungen der 48. Tagung; mit 
ihrer Resolution 48/258 A hatte die Generalver­
sammlung am 23. Juni 1994 festgestellt, »wie 
wichtig die Maßnahmen der Generalversamm­
lung und des Sicherheitsrats waren, die maß­
geblich zur Beendigung der Apartheid und der 
Schaffung eines demokratischen geeinten Süd­
afrika ohne Rassenschranken beigetragen ha­
ben«. Anerkannt wurde auch die Rolle, die ihr 
Sonderausschuß gegen Apartheid »als Koordi­
nierungsstelle für internationale Maßnahmen 
zur Unterstützung der Bemühungen um die Be­
seitigung der Apartheid in Südafrika und zur 
Schaffung einer demokratischen Gesellschaft 
ohne Rassenschranken in diesem Land über­
nommen« hatte; sein Mandat wurde mit dem er­
folgreichen Abschluß beendet. 
Finanziellen Gewinn brachte der Weltorganisa­
tion das Ende des Apartheidregimes allerdings 
nicht; beschlossen wurde vielmehr, »ausnahms­
weise davon auszugehen, daß die bisher akku­
mulierten Beitragsrückstände Südafrikas durch 
Umstände bedingt wurden, die es nicht zu ver­
treten hat, und daß sich infolgedessen die Frage 
der Anwendbarkeit von Artikel 19 der Charta 
der Vereinten Nationen betreffend den Verlust 
des Stimmrechts in der Generalversammlung in 
diesem Zusammenhang nicht stellen wird«. 

Rationalisierungsbemühungen 

Vom Stimmrechtsverlust, mit dem die Charta 
säumige Beitragszahler bedroht, wurden 
während der 49. Tagung der Generalversamm­
lung dann auch per Beschluß (A/49/Dec/470) 
Belarus und Ukraine verschont. In absoluten 
Beträgen größter Schuldner blieben freilich 
auch nach den von der Regierung Clinton im 
Herbst noch vor den Kongreßwahlen geleiste­
ten Nachzahlungen die Vereinigten Staaten. 
Der chronische Geldmangel der UN bildete 
denn auch den Hintergrund zu den Beratungen; 
eine hochrangige Arbeitsgruppe unter Vorsitz 
des Präsidenten der Generalversammlung soll 
sich mit der Finanzlage der Organisation befas­
sen und vor dem endgültigen Abschluß der 49. 

Tagung einen Bericht über die Fortschritte ihrer 
Arbeit unterbreiten (A/Res/49/143). Ums Geld 
ging es auch bei der Verteilung der Beitragslast 
mittels einer für drei Jahre gültigen neuen Skala 
(siehe V N 1/1995 S. 20 f.). 
Zwecks Uberprüfung der internen Mechanis­
men der Weltorganisation hatte die Generalver­
sammlung zuvor, noch während ihrer 48. Ta­
gung, die Stelle des Untergeneralsekretärs für 
den Bereich Interne Aufsicht eingerichtet, wor­
auf insbesondere Washington gedrängt hatte. 
Die Aufgabe wurde dann vom Generalsekretär 
dem deutschen Diplomaten Karl Theodor 
Paschke anvertraut; am 24. August 1994 wurde 
die Berufung von der Generalversammlung be­
stätigt. Sein neues Amt trat Paschke im Herbst 
an. Ihre eigenen Abläufe hatte die Generalver­
sammlung ebenfalls unter die Lupe genommen; 
mit Resolution 48/264 waren am 29. Juli 1994 
»Richtlinien für die Rationalisierung der Tages­
ordnung der Generalversammlung< angenom­
men worden. Diese sollen der »Neubelebung 
der Tätigkeit« dieses Hauptorgans dienen und 
haben unter anderem zum Ziel, Doppelarbeit zu 
vermeiden. Eine Straffung seiner Arbeit be­
schloß dann auch der für Fragen der Abrüstung 
und internationalen Sicherheit zuständige 1. 
Hauptausschuß (A/Res/49/85). Wie schwierig 
Rationalisierungsbemühungen sind, zeigte sich 
an dem Versuch, zwei Organe der Frauenpolitik 
zusammenzulegen: das in Santo Domingo an­
sässige Spezialorgan Tnternationales For-
schungs- und Ausbildungsinstitut zur Förde­
rung der Frau< (INSTRAW) und den Entwick­
lungsfonds der Vereinten Nationen für die Frau< 
(UNIFEM) mit Sitz in New York (vgl. VN 
2/1994 S. 62). Die Entscheidung wurde auf den 
Herbst 1995 vertagt; eine Vorentscheidung 
dürfte auf der Weltfrauenkonferenz in Beijing 
im September fallen. Als nicht mit dem Streben 
nach Rationalisierung im Einklang stehend mag 
man es auch bewerten, daß drei Nebenorgane 
der Generalversammlung - der >Ausschuß für 
die friedliche Nutzung des Weltraums< 
(A/Res/49/33), der >Exekutivausschuß des Pro­
gramms des Hohen Kommissars der Vereinten 
Nationen für Flüchtlinge< (A/Res/49/171) und 
der >Informationsausschuß< (A/Dec/49/416) -
erweitert wurden. Doch läßt sich angesichts der 
gestiegenen Mitgliederzahl der UN der Wunsch 
insbesondere der kleineren Länder auf Reprä­
sentanz in den Staatenvertretergremien nicht 
ohne weiteres von der Hand weisen. 
Ungeachtet aller Rationalisierungsbemühungen 
waren es dann doch (unter Einschluß der Teil-
Rerolutionen) 295 Resolutionen, die die Gene­
ralversammlung bis Weihnachten verabschie­
dete. Die Zahl spiegelt nicht Reformunwillig-
keit wider, sondern vielmehr die Zunahme der 
Probleme und Konflikte nach dem Ende des 
Kalten Krieges, das - so Präsident Amara Essy 
aus Côte d'Ivoire - zugleich »eine Büchse der 
Pandora weit geöffnet« hatte. Immerhin 229 
Resolutionen, reichlich drei Viertel also, wur­
den im Konsenswege verabschiedet. So auch 
die drei bedeutendsten Rechtstexte der Tagung: 
das Ubereinkommen über die Sicherheit von 

Personal der Vereinten Nationen und beigeord­
netem Personal (A/Res/49/59; Text S. 138 ff. 
dieser Ausgabe), die Erklärung über die Stär­
kung der Zusammenarbeit zwischen den Ver­
einten Nationen und Regionalabmachungen 
oder -Organisationen bei der Erhaltung des 
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit 
(A/Res/49/57) sowie die Erklärung über die Be­
seitigung des internationalen Terrorismus (Kl 
Res/49/60). 

Noch keine >Agenda für die Entwicklung' 

Spektakuläre Kontroversen blieben während 
der wiederum abseits der öffentlichen Auf­
merksamkeit abgelaufenen Sitzungsperiode 
aus. Ausgeblieben ist aber auch eine Einigung 
in zwei zentralen Fragen. Eine Agenda für die 
Entwicklung, für welche das UN-Sekretariat be­
reits erhebliche Vorarbeit geleistet hatte, konnte 
noch nicht verabschiedet werden; beschlossen 
wurde mit Resolution 49/126 am 19. Dezember, 
»eine in der Besetzung nicht begrenzte Ad-hoc-
Arbeitsgruppe der Generalversammlung zur 
weiteren Ausarbeitung einer handlungsorien-
tierten, umfassenden Agenda für die Entwick­
lung einzusetzen«. Noch nicht entschieden ist 
auch die Frage einer Erweiterung des Sicher­
heitsrats, die für eine Reihe von Aspiranten auf 
einen Ständigen Sitz in dem mit der Hauptver­
antwortung für die Wahrung des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit betrauten 
Gremium von besonderem Interesse ist. 
Ein zwischenstaatlicher Streitpunkt konnte als 
erledigt abgehakt werden: mit Beschluß 49/412 
nahm die Generalversammlung vom »vollstän­
digen Abzug der ausländischen Streitkräfte« 
aus den baltischen Staaten Kenntnis. An das 
Fortbestehen einer Bedrohung, die die Mensch­
heit seit der Gründerzeit der Weltorganisation 
begleitet, erinnert die Entscheidung der Gene­
ralversammlung, beim Internationalen Ge­
richtshof ein Gutachten zu der Frage einzuho­
len, ob die Drohung mit oder der Einsatz von 
Kernwaffen gegen das Völkerrecht verstößt. 
Damit folgt das Gremium einem ähnlichen Be­
gehren der Weltgesundheitsversammlung, des 
höchsten Organs der WHO, von 1993. Ein Blick 
auf das Abstimmungsverhalten in der General­
versammlung zeigt, daß alle offiziellen Atom­
mächte außer China, das an der Abstimmung 
nicht teilnahm, gegen die Resolution 75K, mit 
der das Gutachten angefordert wird, stimmten; 
insgesamt gab es 43 Nein-Stimmen und 38 Ent­
haltungen bei 78 Ja-Stimmen. Ein neues Pro­
blem hingegen ist, beginnend mit der Krise um 
Kuwait, Folgeerscheinung der vermehrten Ak­
tivitäten des Sicherheitsrats: die Verluste, die 
insbesondere wirtschaftlich schwachen Staaten 
aus der Befolgung und Umsetzung von Embar­
gomaßnahmen entstehen. Hier soll Abhilfe für 
die betroffenen Nachbarn Rest-Jugoslawiens 
geschaffen werden (A/Res/49/21 A). Ein nicht 
von den UN verhängtes Embargo allerdings soll 
nach dem Willen der Staatenmehrheit (101 Ja; 2 
Nein: Israel, Vereinigte Staaten; 48 Enthaitun-
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gen, darunter Deutschland) aufgehoben wer­
den: das der USA gegen Kuba (A/Res/49/9). 
Die Vielzahl der neuen Konfliktherde hat auch 
den Bedarf an humanitärer Hilfe drastisch stei­
gen lassen. Mit einer Verbesserung der Koordi­
nierung auf diesem Gebiet, unter Einschluß von 
ausdrücklich so apostrophierten »Weißhelmen« 
(kurzfristig verfügbaren freiwilligen Helfern), 
befaßt sich die Resolution 49/139. Innovative 
Ansätze trafen aber nicht immer auf Gegenlie­
be. Der >Bericht zur menschlichen Entwick-
lung< der vom UNDP seit 1990 jährlich vorge­
legt wird und bei Praktikern wie Theoretikern 
der Entwicklungspolitik allenthalben auf 
großes Interesse stößt, wurde in Resolution 
49/123 mit einer Distanzierung versehen: er sei 
»kein offizielles Dokument der Vereinten Na­
tionen«; die politischen Entscheidungen über 
die operativen Tätigkeiten des UN-Systems im 
Bereich der Entwicklung würden »weiterhin 
von den Mitgliedstaaten getroffen«. Bereits 
1991 (vgl. VN4/1992S. 134) hatte die General­
versammlung an einer Bewertung des Men­
schenrechtsstandards einzelner UN-Mitglied­
staaten in dem Bericht Anstoß genommen. 
Noch nicht zum Abschluß gekommen ist die 
Diskussion um eine Förderung der Diversifizie­
rung des afrikanischen Rohstoffangehots (Al 
Res/49/142). Eine gewisse Fluktuation gab es 
bei den ärmsten Entwicklungsländern, den 
LDC: das vergleichsweise wohlhabende Bots­
wana wurde »graduiert«, verlor also den LDC-
Status, während Angola und Eritrea neu auf die 
Liste kamen (A/Res/49/133). Diese umfaßt 
nunmehr 48 Staaten mit insgesamt wenigstens 
555 Millionen Einwohnern. 
Ein Ad-hoc-Ausschuß wird sich mit der Vorbe­
reitung eines künftigen internationalen Strafge­
richtshofs befassen (A/Res/49/53). In Aussicht 
genommen wird für spätestens das Jahr 2000 
die Abhaltung der Zweiten Weltkonferenz 
für Katastrophenvorbeugung (A/Res/49/22A). 
Schon 1997 soll nach Möglichkeit die Vierte 
Sondergeneralversammlung über Abrüstung 
stattfinden (A/Res/49/75I). 

Länger wurde wiederum die Liste der Beobach­
ter. Noch nach dem Abschluß des Hauptteils ih­
rer 48. Ordentlichen Tagung hatte die General­
versammlung diesen Status der Gemeinschaft 
Unabhängiger Staaten (A/Res/48/237) und dem 
Souveränen Malteser-Ritterorden (A/Res/48/ 
265) zuerkannt; während der 49. Tagung kamen 
das Südpazifische Forum (A/Res/49/1) und der 
Weltbund der Rotkreuz- und Rothalbmond-Ge­
sellschaften (A/Res/49/2) hinzu. 
Wiederum vermehrt hat sich die Zahl der Ge­
denkanlässe. Das bereits zum >Jahr der Verein­
ten Nationen für die Toleranz< erklärte Jahr 
1995 wird gleichzeitig als Internationales Jahr 
des Gedenkens an die Opfer des Zweiten Welt­
kriegs begangen (A/Res/49/25); eine Gedenk­
sitzung wird die Generalversammlung am 18. 
Oktober abhalten. 1000 Jahre alt wird 1995 das 
kirgisische Nationalepos >Manas< (A/Res/49/ 
129). 1998 wurde zum Internationalen Jahr des 
Ozeans (A/Res/49/131) ausgerufen. Der am 1. 
Januar 1995 beginnende Zehnjahreszeitraum 
wurde zur Dekade für Menschenrechtserzie­
hung (A/Res/49/184) proklamiert. Der 16. Sep­
tember, der Internationale Tag für die Erhal­
tung der Ozonschicht, erinnert an die 1987 er­
folgte Unterzeichnung des Montrealer Proto­
kolls über die die Ozonschicht zerstörenden 
Substanzen (A/Res/49/114), der 17. Juni als 
Welttag für die Bekämpfung der Wüstenbildung 
und der Dürre (A/Res/49/115) an die Annahme 
des Übereinkommens zur Bekämpfung der Wü­
stenbildung 1994 in Paris, der 29. Dezember als 
Internationaler Tag für die biologische Vielfalt 
(A/Res/49/119) an das Inkrafttreten des Über­
einkommens über die biologische Vielfalt am 
gleichen Tag des Jahres 1993. Der erste Sams­
tag im Juli wurde zum Internationalen Tag der 
Genossenschaften (A/Res/49/155) bestimmt. 
Während der internationalen Dekade der au-
tochthonen Bevölkerungsgruppen der Welt< 
wird jeweils am 9. August der Internationale 
Tag der autochthonen Bevölkerungsgruppen 
der Welt begangen, wie in Resolution 49/214 
festgelegt wurde. 

Deutschland als Sprecher der EU-Staaten 

Zum ersten Mal seit der Wiedervereinigung 
wurde Deutschland im letzten Herbst für eine 
Amtszeit von zwei Jahren als nichtständiges 
Mitglied in den Sicherheitsrat gewählt. Von 170 
abgegebenen Stimmen erhielt es 164; von den 
anderen vier ebenfalls gewählten Staaten erhielt 
allein Honduras alle 170 Stimmen, während auf 
Botswana 168, auf Italien 167 und auf Indonesi­
en 164 Stimmen entfielen. 
Die Tagung der Generalversammlung im letz­
ten Herbst fiel in die Zeit der deutschen Präsi­
dentschaft in der EU; im Rahmen der Europäi­
schen Politischen Zusammenarbeit kam den 
deutschen Vertretern auch die Sprecherrolle in 
New York zu. Unter deutschem Vorsitz stieg 
die Zahl der gemeinsamen Erklärungen der EU-
Mitglieder in den Gremien der Generalver­
sammlung. Als eine der wenigen Fragen blieb 
in diesem Kreise die Haltung zu einer Erweite­
rung des Sicherheitsrats strittig. Kraß voneinan­
der abweichendes Stimmverhalten wie bei der 
Entschließung zur Achtung der universellen 
Reisefreiheit und der Wichtigkeit der Familien­
zusammenführung (A/Res/49/182), die in erster 
Linie die Arbeitsmigranten betraf und von 
Frankreich sowie Spanien befürwortet, von 
Großbritannien hingegen abgelehnt wurde 
(während die übrigen EU-Mitglieder Enthal­
tung übten), blieb die Ausnahme. 
Ob und in welchem Umfang es auf der bevor­
stehenden 50. Ordentlichen Tagung der Gene­
ralversammlung im Herbst dieses Jahres zu Än­
derungen der UN-Charta kommen wird, ist 
einstweilen ungewiß. Sollten solche aber über­
haupt verabschiedet werden, so dürfte bei der 
Gelegenheit auch die sogenannte Feindstaaten­
klausel der Artikel 53 und 107 gestrichen wer­
den; dies jedenfalls läßt, als Ergebnis einer pol­
nischen Initiative, die Resolution 49/58 erwar­
ten. In der deutschen politischen Diskussion 
hatte diese Klausel zeitweilig eine gewisse Rol­
le gespielt; freilich war sie spätestens mit der 
Aufnahme der beiden deutschen Staaten in die 
Weltorganisation (und zuvor mit der Aufnahme 
anderer einstiger >Feindstaaten< wie beispiels­
weise Bulgarien, Finnland oder Japan für diese) 
obsolet geworden. 

Redaktion • 

Politik und Sicherheit 

Nichtverbreitungsvertrag: Unbefristete Ver­
längerung - Zusätzliche Beschlüsse - Kon­
troversen nicht ausgeräumt - Einseitige 
Maßnahmen der USA als Belastung (14) 

(Vgl. auch Joachim Krause, Nichtverbreitung: 
Ringen um die Vertragsverlängerung. Vor ei­
nem Schlüsseldatum der internationalen Politik 
dieses Jahrzehnts, VN 1/1995 S. Iff. Text des 
Vertrages: VN 4/1968 S. 129f.) 

Zu Recht als historisch wurde die Konferenz der 
Vertragsparteien zur Uberprüfung und Verlän­
gerung des Vertrages über die Nichtverbreitung 
von Kernwaffen eingestuft, die vom 17. April 

»Die Vereinten Nationen stehen für die Vision einer Welt, in der nicht das Recht des Stärkeren, sondern 
das Völkerrecht entscheidet.« So Bundesaußenminister Klaus Kinkel in seiner Rede im Rahmen der Ge­
neraldebatte der 49. Ordentlichen Tagung der UN-Generalversammlung am 27. September 1994 (Text: 
VN 611994 S. 214jf.). Die Kluft, die zwischen weltpolitischer Realität und völkergemeinschaftlicher Visi­
on so augenfällig besteht, stellt für die Weltorganisation gerade im Jubiläumsjahr eine besondere Her­
ausforderung dar. 
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bis zum 12. Mai 1995 am Sitz der Vereinten Na­
tionen in New York stattfand. Die mittlerweile 
179 Vertragsstaaten (Chile trat am letzten Tag 
der Konferenz bei) hatten ein Vierteljahrhun­
dert nach Inkrafttreten des Nichtverbreitungs­
vertrages ( N W ) über dessen Verlängerung zu 
entscheiden. Dessen Artikel X gibt in seinem 
Absatz 2 hierzu drei Möglichkeiten vor: eine 
einfache Mehrheit der Vertragsstaaten - nicht 
der auf der Konferenz anwesenden Staaten -
entscheidet zugunsten einer unbefristeten Ver­
längerung, einer Verlängerung um eine Periode 
oder um mehrere Perioden. Die Entscheidung 
gilt als Indiz für die Vitalität des Nichtverbrei­
tungsregimes. Zwar genießt dieses Regime 
mittlerweile fast Universalität. Schwächen wur­
den aber nicht zuletzt durch die Vertragsbrüche 
Iraks und der Demokratischen Volksrepublik 
Korea deutlich. Untersucht werden soll daher, 
inwieweit die Überprüfungs- und Verlänge­
rungskonferenz der Idee der Nonproliferation 
neue Impulse geben konnte und ob die unter 
großen Mühen erzielte Einigung ein stabiles 
Fundament zur Verhütung der weiteren Pro­
liferation von nuklearen Waffen abgeben 
kann. 

Ergebnisse 

Am 11. Mai, zwei Tage vor dem Ende der Staa­
tenkonferenz, war es so weit: die Vertreter der 
174 teilnehmenden Staaten beschlossen die un­
befristete und unkonditonierte Verlängerung 
des Vertrages. Als der Präsident der Konferenz, 
der Botschafter Sri Lankas in Washington, 
Jayantha Dhanapala, dieses Ergebnis verkünde­
te, brach unter den Delegierten im Sitzungssaal 
der UN-Generalversammlung in New York 
spontaner Beifall aus. Eine unbefristete Verlän­
gerung war von vielen Beobachtern kaum noch 
für möglich gehalten worden; eine Konsensent­
scheidung galt als Sensation. Sie ist wohl in der 
Tat nur dem Engagement und Verhandlungsge­
schick Botschafter Dhanapalas zu verdanken. 
Westliche und osteuropäische Staaten hatten 
sich zwar schon im Vorfeld der Konferenz für 
eine unbefristete Verlängerung ausgesprochen. 
Dagegen hatte eine Gruppe von etwa 20 Staaten 
aus der Bewegung der Blockfreien zum Teil 
scharfe Kritik am N W geäußert und Wider­
stand gegen eine unbefristete Verlängerung an­
gekündigt. Die Mehrheit der blockfreien Staa­
ten aber war in der Verlängerungsfrage bei 
Konferenzbeginn noch nicht festgelegt. Femge­
blieben sind der Zusammenkunft nur drei Staa­
ten. 

Der Widerstand der Kritiker konnte durch drei 
Beschlüsse abgemildert werden, die vom Kon­
ferenzpräsidenten zusammen mit der Entschei­
dung zur Verlängerung des Vertrags zu einem 
Paket geschnürt worden waren. 
• Eine auf eine südafrikanische Initiative 

zurückgehende Erklärung über die 
»Grundsätze und Ziele der nuklearen Nicht­
verbreitung und Abrüstung« verpflichtet die 
Kernwaffenstaaten zu konkreten und über­
prüfbaren Abrüstungsschritten. Bis 1996 soll 
ein umfassender nuklearer Teststopp-'ertrag 
zur Unterzeichnung ausliegen. Verhandlun­
gen über ein Verbot der Produktion spaltba­
ren Materials für militärische Zwecke (cut 

off) sollen sofort aufgenommen und so 
schnell wie möglich zum Abschluß gebracht 
werden. Weiterhin werden in der Deklaration 
verbindliche Sicherheitsgarantien gefordert; 
auf die Resolution 984(1995) des Sicher­
heitsrats vom 11. April (Text: S.131 f. dieser 
Ausgabe), die eine entsprechende Selbstver­
pflichtung der Kernwaffenstaaten zum Aus­
druck bringt, wird ausdrücklich Bezug ge­
nommen. Die vollständige Eliminierung nu­
klearer Waffen wird als Ziel ins Auge gefaßt. 
Schließlich wurde eine Verschärfung der 
Überwachungsmaßnahmen begrüßt. 

• In einem ebenfalls von Südafrika angeregten 
zweiten Beschluß wurde eine Stärkung des 
Überprüfungsmechanismus beschlossen. 
Wie bisher sollen Überprüfungskonferenzen 
alle fünf Jahre stattfinden. In Hinblick auf die 
Konferenz im Jahre 2000 soll aber ab 1997 
der Vorbereitungsausschuß jährlich tagen. 
Dabei sollen neben organisatorischen Fragen 
auch Vorschläge zur Stärkung der Nonproli­
feration und zur Abrüstung diskutiert werden. 

• Ein dritter Beschluß zur nuklearen Abrüstung 
im Nahen und Mittleren Osten, der eine von 
Massenvernichtungswaffen freie Region 
zum Ziel hat, kam den Bedenken arabischer 
Staaten unter ägyptischer Führung entgegen, 
die sich gegen eine unbefristete Verlänge­
rung sträubten, solange Israel sein nukleares 
Programm nicht offengelegt hat und dem 
Vertrag nicht beigetreten ist. 

Der dritte Beschluß konnte erst in letzter Minu­
te und nach einigen taktischen Manövern verab­
schiedet werden. Eine arabische Vorlage, in der 
Israel ausdrücklich genannt wurde, war von den 
Vereinigten Staaten abgelehnt worden. Schließ­
lich wurde der von den USA, Rußland und 
Großbritannien einen Tag später vorgeschla­
gene Wortlaut angenommen, der Israel nicht 
namentlich erwähnt und den Beitritt aller Staa­
ten der Region zum N W im Laufe des Frie­
densprozesses fordert. 
Die insgesamt positive Bilanz wird allerdings 
durch zwei Schönheitsfehler getrübt. Der erste 
war vermutlich unvermeidlich und führte - un­
ter Berücksichtigung der Kräfteverhältnisse auf 
der Konferenz - sogar zur besten der möglichen 
Lösungen. Um einen Dissens zu vermeiden, 
entschied sich der Präsident dazu, die Entschei­
dung über die Verlängerung ohne förmliche 
Abstimmung herbeizuführen. Ein Votum hätte 
die nach wie vor ablehnende Haltung von etwa 
15 Staaten offenkundig werden lassen. 
Am Ende ließen sich die Friktionen dann doch 
nicht mehr kaschieren. Als der Präsident die 
Konferenz am Abend des 13. Mai offiziell be­
endete, war es den Teilnehmern nicht gelungen, 
sich auf ein Abschlußdokument über die Be­
wertung der bisherigen Leistungen des N W zu 
einigen. Dieser zweite Schönheitsfehler ist 
schon bedeutsamer. Er rückt die Verlängerung 
in ein ungünstiges Licht und könnte die Auto­
rität dieser Entscheidung beschädigen. 

Verlauf 

Unterschiede in der Bewertung des Vertrages 
und tiefgreifende Meinungsverschiedenheiten 
in der Frage der Verlängerung traten schon 
während der Generaldebatte deutlich zutage. 

Drei Aspekte standen dabei im Vordergrund. 
Erstens ging es um die Bewertung der Fort­
schritte bei der Abrüstung. Dieser Frage kommt 
überragende Bedeutung zu, weil der N W inso­
fern einmalig ist, als er status- und machtpoliti­
sche Differenzen festschreibt. In der Logik des 
Vertrages soll die Diskriminierung durch Abrü­
stung überwunden werden. Artikel V I ver­
pflichtet die Kernwaffenstaaten zu entsprechen­
den Schritten. Bevor sie sich auf die dauerhafte 
Festschreibung ihres nicht-nuklearen Status 
einlassen, wollten viele Staaten prüfen, ob die 
Abrüstung auf einem guten Weg ist und Aus­
sichten für eine Überwindung der nuklearen 
Abschreckung bestehen. 
Eine zweite Kontroverse betraf die Einlösung 
des in Artikel IV verbrieften Rechts auf Hilfe 
bei der Nutzung der friedlichen Kernenergie 
und damit zusammenhängend die Rolle der Ex­
portkontrollen. Drittens wurde darüber gestrit­
ten, welche Konsequenzen und möglichen Ge­
fährdungen sich aus der Existenz nuklearer 
Schwellenländer ergeben, die nicht Mitglied 
des N W sind. 

Vertreter der westlichen und östlichen Gruppen 
stellten in ihrer Bilanz fest, daß die Bestimmun­
gen des Vertrages im wesentlichen befolgt wor­
den seien. Allerdings wiesen die Vertrags­
brüche durch Irak und Nordkorea auf Lücken 
und Schwächen im Verifikationssystem, den 
von der IAEA durchgeführten Überwachungs­
maßnahmen (safeguards), hin. Vertreter dieser 
Staatengruppen sprachen sich für einen Ausbau 
der Kontrollen aus. Sie betonten das Recht der 
IAEA zu Sonderinspektionen auch von nicht­
deklarierten Einrichtungen in Mitgliedsländern 
sowie zur Erschließung und Nutzung aller In­
formationen, die Aufschluß über geheime ille­
gale nukleare Aktivitäten geben könnten. Auch 
mit den Fortschritten bei der Abrüstung zeigten 
sich die Staaten der westlichen und östlichen 
Gruppen im wesentlichen zufrieden. Sie 
bemängelten zwar, daß es immer noch mehr 
Nuklearwaffen gebe als 1968 bei Unterzeich­
nung des N W , äußerten sich aber befriedigt 
über das rasante Tempo der Abrüstung seit En­
de des Ost-West-Konflikts. Mehrere Redner 
wiesen darauf hin, daß der N W das einzige 
Vertragswerk sei, das die Kernwaffenstaaten 
zur Abrüstung verpflichtet. Als weitere Schritte 
wurden ein nuklearer Teststoppvertrag, ein Cut­
off-Abkommen und eine Beteiligung Großbri­
tanniens, Frankreichs und Chinas an der Abrü­
stung gefordert. 

Im Lager der Blockfreien wurden schon 
während der allgemeinen Aussprache Risse 
sichtbar, die sich im Laufe der Konferenz noch 
vertieften. Ein moderater Flügel kritisierte zwar 
die als zögernd eingeschätzte Abrüstungsbereit­
schaft der Kernwaffenstaaten, zeigte sich aber 
dennoch zur unbefristeten Verlängerung des 
N W bereit. Dagegen bezeichnete ein radikale­
rer Flügel um Ägypten, Indonesien, Mexiko 
und Nigeria die bisherige Abrüstung als unzu­
reichend. Eine unbefristete Verlängerung wür­
de unter diesen Voraussetzungen einer Verewi­
gung der globalen Zweiklassengesellschaft 
gleichkommen. 
Die Frage des ungehinderten Zugangs zu nu­
klearer Technologie für zivile Zwecke wurde 
insbesondere von Iran angesprochen. Dem 
Land werden von Seiten Israels, der Vereinigten 
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Staaten und anderer westlicher Staaten, unter 
ihnen auch Deutschland, nukleare Ambitionen 
unterstellt. Auf Grund dieses Verdachts haben 
die westlichen Lieferländer praktisch ein nu­
kleares Embargo gegen die Islamische Repu­
blik verhängt. Ihr Außenminister Al i Akbar Ve-
layati suchte in seiner Rede den Einzelfall Iran 
zu verallgemeinern. Er zeichnete das Bild einer 
durchgängigen technologischen Diskriminie­
rung. Die nuklearen Lieferländer des Westens 
würden ihre Exportkontrollen mißbrauchen, um 
Vertragstreuen Staaten der Dritten Welt 
grundsätzlich den Zugang zu ziviler Nuklear­
technik zu verweigern. Im Laufe der Konferenz 
wurde deutlich, daß es Iran gelungen war, im 
Lager der Nichtpaktgebundenen Zustimmung 
zu dieser These zu mobilisieren. Der Vorschlag, 
nationale Exportkontrollen zugunsten einer in­
ternationalen Regelung aufzuheben und Expor­
te in Staaten, die wie Iran umfassenden Über­
wachungsmaßnahmen der IAEA unterliegen, 
nicht weiter zu kontrollieren, fand jedenfalls die 
Zustimmung weiterer Delegationen. 
Die dritte Kontroverse war von Ägypten im 
Vorfeld der Konferenz angestoßen worden. 
Außenminister Moussa argumentierte in seiner 
Rede vor der Konferenz, daß eine unbefristete 
Verlängerung des N W von Ägypten nicht ver­
antwortet werden könne, solange Israel über 
Kernwaffen verfügt und damit eine Gefahr für 
die Sicherheit und Stabilität der arabischen 
Welt darstellt. Unterstützung für diese Position 
erhielt Ägypten zumindest rhetorisch von der 
gesamten arabischen Welt, insbesondere aber 
von Algerien, Jordanien, Libanon, Sudan und 
Syrien. 

Diese Kontroversen prägten auch die Arbeit in 
den drei Ausschüssen, die mit einer Eva­
luierung der bisherigen Leistungen des Vertra­
ges beauftragt waren. In den Ausschüssen I I 
und I I I zu den Themen Sicherungsmaßnahmen 
respektive friedliche Zusammenarbeit bei der 
Nutzung der Kernenergie wurde zunächst er­
gebnisorientiert diskutiert; Fortschritte konnten 
erzielt werden. Dagegen verlief die Debatte im 
Ausschuß I zu Fragen der Abrüstung, der unter 
dem Vorsitz des nigerianischen Botschafters 
Isaac Ayewah tagte, von Anfang an kontrovers 
und schleppend. Selbst die alten Vorwürfe, die 
nukleare Kooperation innerhalb der NATO ver­
stoße gegen das Weitergabeverbot des N W , 
wurden wieder artikuliert. Am Ende konnte der 
Ausschuß I als Ergebnis seiner Arbeit lediglich 
einen fragmentarischen Bericht vorlegen, der 
kaum mehr als eine Auflistung unterschiedlich­
ster Formulierungsvorschläge darstellte. Zu 
einzelnen Punkten enthielt er bis zu sieben al­
ternative Wortlaute. Die Ausschüsse I I und I I I 
konnten sich dagegen auf Abschlußberichte ei­
nigen, die bis zu den Passagen über Exportkon­
trollen hin im wesentlichen einvernehmlich er­
arbeitet worden waren. 

Die Stimmung verschlechterte sich schlagartig, 
als US-Präsident Clinton am 30. April unter 
Verweis auf die angeblichen nuklearen Pläne 
Irans ein umfassendes Embargo gegen das Land 
verhängte. Daraufhin verzögerte und blockierte 
die iranische Delegation Fortschritte, wann im­
mer sich die Möglichkeit dazu bot. Und sie fand 
Unterstützung für diesen Kurs. Ein erfolgrei­
cher Abschluß der Konferenz schien in weite 
Ferne gerückt. 

Ein Aufruf zur unbefristeten Verlängerung, den 
die kanadische Delegation seit Beginn der Kon­
ferenz zirkulieren ließ, hatte bis zum 4. Mai erst 
70 Miteinbringer gefunden; zum überwiegen­
den Teil aus dem Lager der westlichen und öst­
lichen Gruppen. Dann schlug die Stimmung 
plötzlich um. Am 5. Mai hatten 103 Staaten ih­
re Unterschrift unter den kanadischen Aufruf 
gesetzt; am Ende waren es 107. Vorschläge aus 
dem Lager der Blockfreien hatten dagegen kei­
ne Chance. Indonesien hatte angeregt, den Ver­
trag um eine unbestimmte Anzahl 25jähriger 
Perioden zu verlängern. Mexiko wollte den 
Vertrag ebenfalls unbefristet verlängern, aber 
weitergehende Abrüstungsschritte vorgeben, 
deren Umsetzung von Nachfolgekonferenzen 
zu überprüfen wäre. Das indonesische Modell 
wurde lediglich von zehn Staaten offiziell un­
terstützt; Mexiko fand keinen Gleichgesinnten. 
Dem Stimmungswandel zugunsten der unbefri­
steten Verlängerung lagen vier Ursachen zu­
grunde. Zum einen hatten westliche Länder, al­
len voran die USA, noch einmal in den Haupt­
städten unentschlossener oder gegenüber der 
unbefristeten Verlängerung kritisch eingestell­
ter Staaten interveniert; in einigen Fällen durch­
aus mit Erfolg. So verfügte das Außenministeri­
um in Caracas eine Anpassung an die westliche 
Position, worauf der venezolanische Delegati­
onsleiter, Botschafter Adolfo Taylhardat, der 
sich für eine Verlängerung um mehrere Peri­
oden stark gemacht hatte, zurücktrat. Zweitens 
nahmen viele kleinere Staaten, die die unbefri­
stete Verlängerung unterstützten, ihren Platz 
erst im Laufe der Konferenz ein. Durch deren 
Zustimmung wurde drittens eine Dynamik in 
Gang gesetzt, die viele unentschlossene Staaten 
mitzog. Viertens schließlich spiegelt das Ergeb­
nis die Schwäche der Bewegung der blockfreien 
Staaten. Indonesien als Vorsitzender der Nicht­
paktgebundenen hatte sich zwar intensiv um ei­
ne einheitliche Haltung bemüht, konnte aber 
ebensowenig eine Meinungsführerschaft errin­
gen wie andere traditionelle Wortführer der 
Blockfreien. Die Konferenz in New York zeig­
te, wie belanglos die traditionsreiche Bewegung 
nach dem Ende der Blockkonfrontation gewor­
den ist. 

Bewertung 

Mit der unbefristeten Verlängerung des N W 
wird das gesamte Nichtverbreitungsregime ge­
stärkt. Dies Votum drückt die Überzeugung der 
großen Mehrheit der Staaten aus, daß eine wei­
tere Verbreitung von Nuklearwaffen ihrer Si­
cherheit abträglich wäre und verhindert werden 
muß. Die politisch-psychologische Wirkung 
dieser Entscheidung sollte nicht unterschätzt 
werden. Die Norm der Nonproliferation erhält 
neues moralisches Gewicht. Dadurch könnten 
Bemühungen, in Krisensituationen diese Norm 
auch durchzusetzen, künftig etwas leichter Er­
folg haben. Aber auch in der Substanz wurde 
die Nonproliferation gestärkt. Insbesondere in 
den Beschlüssen zu den Prinzipien der Abrü­
stung und zur Stärkung des Überprüfungspro­
zesses spiegelt sich die Dynamik und Vitalität 
des Regimes. Sie sind mindestens so bedeutsam 
wie die Verlängerungsentscheidung selbst. In 
dem ersten Beschluß wird von einer übergroßen 

Mehrheit der Staatengemeinschaft die bis dahin 
immer noch politisch umstrittene Reform der 
IAEA-Überwachungsmaßnahmen befürwortet. 
Erstmals wurde auch von China ein Bekenntnis 
zu einer Politik der umfassenden Sicherungs­
maßnahmen mitgetragen. Dadurch werden 
Empfänger von nuklearer Technologie und nu­
klearen Materialien verpflichtet, ihre gesamten 
nuklearen Einrichtungen den Kontrollen der 
IAEA zu unterstellen und auf den Bau von Nu­
klearwaffen zu verzichten. Israel, Indien und 
Pakistan werden mit diesem Schritt weiter iso­
liert; der Preis ihrer Nichtmitgliedschaft erhöht 
sich. Der Katalog der Abrüstungsziele zeichnet 
einen Weg konkreter Schritte vor, der, wenn er 
konsequent begangen wird, die im N W ange­
legte Diskriminierung abmildern, in der letzten 
Konsequenz vielleicht sogar überwinden wird. 
Neben dem Teststopp- und dem Cut-off-Thema 
können insbesondere die Forderung nach Si­
cherheitsgarantien und nach Unterstellung von 
Spaltmaterial aus der Abrüstung unter die Über­
wachungsmaßnahmen der IAEA einen wichti­
gen Beitrag leisten. Mit der Stärkung des Über­
prüfungsprozesses ist dafür gesorgt, daß diese 
Thematik auf der internationalen Tagesordnung 
bleibt und die Kernwaffenstaaten in die Verant­
wortung genommen werden können. 
Allerdings wurde mit der Konferenz auch deut­
lich, daß das Nichtverbreitungsregime die ent­
scheidenden Bewährungsproben erst noch vor 
sich hat. Die unbefristete Verlängerung allein 
ist keine Garantie, daß das Regime nicht doch 
an seinen eigenen Widersprüchen zerbricht. Es 
wurde deutlich, daß das Regime nur so lange 
Bestand haben kann, wie die Kernwaffenstaaten 
berechenbar, der Abrüstung verpflichtet und 
von ihren Nachbarn nicht als Bedrohung wahr­
genommen werden. Ihre Glaubwürdigkeit wur­
de allerdings nach Abschluß der Konferenz 
neuerlich in Frage gestellt durch die Entschei­
dung des neuen französischen Präsidenten Chi­
rac, die Atomwaffentests seines Landes wieder 
aufzunehmen. 

Die bekannten Fragezeichen bezüglich der Zu­
kunft Rußlands und Chinas sind nicht ver­
schwunden; sie wurden auf der Konferenz über­
haupt nicht angesprochen. Die Möglichkeit ei­
nes Vertragsbruchs wie im Fall Iraks oder Nord­
koreas wurde zwar thematisiert; Lösungen wur­
den aber noch nicht gefunden. Vor allem fehlt 
nach wie vor ein effektives Sanktionsinstru­
mentarium. In Krisenlagen bleibt das Regime 
auf die entschlossene Reaktion der notfalls mi­
litärisch handlungsfähigen Staaten angewiesen. 
Auch in diesem Punkt sind die Fragezeichen, 
ganz unabhängig vom Ausgang der Konferenz, 
eher größer als kleiner geworden. 
Schließlich verweist der aktuelle Fall Iran auf 
eine weitere Schwäche. Wenn selbst die Verei­
nigten Staaten, die Führungsmacht des Nicht­
verbreitungsregimes, den Mechanismen dieses 
Regimes so wenig trauen, daß sie - entgegen al­
len Normen und an allen Verfahrensregeln vor­
bei - unilaterale Sanktionen gegen einen poten­
tiellen Vertragsbrecher verhängen, stellt sich 
die Frage, wie es mit der Bindungskraft dieses 
Vertrages bestellt sein wird, wenn sich zwi­
schenstaatliche und globale Konflikte erneut 
verschärfen sollten. 

Matthias Demhinski • 
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Waffenregister: Vorbild Völkerbund - Lan­
ger Vorlauf - Exporteure und Importeure -
Deutschland auf dem zweiten Platz bei den 
Ausfuhren (15) 

(Vgl. auch Thomas Roeser, Rüstungsgüter, Re­
gierungsverantwortung und völkerrechtliche 
Verpflichtungen. Der internationale Handel mit 
konventionellen Waffen in der Praxis der Ver­
einten Nationen, VN 4/1987 S. 123 ff.). 

Die Mitglieder des Völkerbundes vereinbarten 
1919 in dessen Satzung, sich wechselseitig 
»über den Stand ihrer Rüstungen . . . und die La­
ge ihrer auf Kriegszwecke erstellten Industrien« 
zu informieren (Artikel 8). Auf der Grundlage 
der offiziellen nationalen Statistiken legte das 
Völkerbund-Sekretariat seit 1924 ein >Rü-
stungsbuch< und von 1924 bis 1938 ein Stati­
stisches Jahrbuch zum Handel mit Waffen, Mu­
nition und Kriegsgütern< vor. An diese Erfah­
rungen knüpft das bei den Vereinten Nationen 
geführte Register für konventionelle Waffen 
an. 

I . Seit Mitte der sechziger Jahre schlugen meh­
rere Staaten (so schon 1965 Malta und 1967 Dä­
nemark), nichtstaatliche Organisationen etwa 
aus dem Bereich der Friedensforschung und Ex­
pertengruppen (1980 die Brandt-Kommission) 
vor, ein globales Rüstungshandelsregister zu 
veröffentlichen. Am 7. Dezember 1988 be­
schloß die UN-Generalversammlung in ihrer 
Resolution 43/75 I , Möglichkeiten für mehr Of­
fenheit und Transparenz im Bereich des globa­
len Rüstungshandels zu untersuchen. Als die 
dafür eingesetzte Experlengruppe im August 
1991 ihre Empfehlungen vorlegte, waren als 
Folge des weltpolitischen Umbruchs die wich­
tigsten Hindernisse überwunden. Bereits zuvor 
hatten es die Mitglieder des KSZE-Rates bei 
ihrem Berliner Treffen am 20. Juni 1991 für er­
forderlich gehalten, »hinsichtlich der Verlage­
rung von konventionellen Waffen und Waffen­
technologien, insbesondere in Spannungsgebie­
te, mehr Zurückhaltung zu üben und größere 
Transparenz zu gewährleisten«. Auf Initiative 
der 12 EG-Staaten und Japans nahm die Gene­
ralversammlung auf ihrer 46. Ordentlichen Ta­
gung am 9. Dezember 1991 mit 150 Stimmen 
ohne Gegenstimme bei Enthaltung Iraks und 
Kubas die Resolution 46/36L zur Einrichtung 
eines internationalen Waffentransferregisters 
an. Zur Umsetzung dieses Beschlusses richtete 
der Generalsekretär in der Hauptabteilung Ab­
rüstung des Sekretariats der Weltorganisation 
ein Register zur Sammlung von Informationen 
zu Waffentransfers ein. Mitte Dezember 1992 
billigte die Generalversammlung in ihrer Ent­
schließung 47/52L den vom Generalsekretär 
vorgelegten Bericht (UN Doc. A/47/342 v. 
14.8.1992) zu den technischen Modalitäten, 
wonach die Meldungen folgende Angaben ent­
halten sollten: 

• Zahlen über das im vorangegangenen Kalen­
derjahr transferierte Großgerät, also die ein-
oder ausgeführten Kampfpanzer, gepanzerten 
Kampffahrzeuge, Kampfflugzeuge, Kampfhub­
schrauber, großkalibrige Artillerie, Kriegs­
schiffe und Raketen; 
• Informationen über ihre nationalen Rüstungs­
bestände und die inländische Produktion auf 

freiwilliger Basis (dies bereits im Vorgriff auf 
die angestrebte Ausweitung des Registers); 
• Angaben über die innerstaatliche Gesetzesla­
ge zur Einschränkung des Handels mit konven­
tionellen Waffen. 
Ziel der Errichtung dieses Transparenzregimes 
ist die Bildung von Vertrauen und Sicherheit 
durch den Abbau von Mißtrauen, die Förderung 
zurückhaltenden Verhaltens und die rechtzeiti­
ge Erkennung von Trends beim Rüstungstrans­
fer. Zur Vorbereitung der Staaten führten die 
Vereinten Nationen im Frühjahr 1993 vier re­
gionale Seminare für den asiatisch-pazifischen 
Raum (in Japan), für die Mittelmeeranrainer­
staaten (in Florenz), für die lateinamerikani­
schen Staaten (in Buenos Aires) und für die mit­
teleuropäischen Staaten (in Warschau) durch. 
Erstmals sollten alle Staaten bis zum 30. April 
1993 ihre Rüstungstransfers im Berichtszeit­
raum 1992 melden. 

I I . Mit Meldungen für das Jahr 1992 beteiligten 
sich im ersten Berichtsjahr 90 Staaten, davon 39 
von 52 KSZE-Mitgliedern, 19 asiatische, 15 la­
teinamerikanische, 11 afrikanische und 6 ozea­
nische Staaten (A/48/344 v. 11.10.1993 mit 
Add. 1 v. 19.11.1993). Auf der Exportseite wa­
ren mehr als neun Zehntel der globalen Waffen­
ausfuhren in den sieben Kategorien für Groß­
gerät erfaßt, während sich bei den Rüstungsim­
porten nur 14 der 20 wichtigsten Einfuhrländer 
beteiligten. Es fehlten aber Saudi-Arabien, Ku­
wait und die Vereinigten Arabischen Emirate, 
die nach Angaben der US-amerikanischen 
Rüstungskontroll- und Abrüstungsbehörde 
(ACDA) 1993 annähernd zwei Drittel aller Rü­
stungsgüter im Mittleren Osten importierten. 
Die Bundesregierung übermittelte ihre Mel­
dung fristgerecht auf der Grundlage der von den 
Firmen erbetenen Angaben sowie von Daten 
aus dem militärischen Bereich. Nach den Verei­
nigten Staaten folgte die Bundesrepublik 
Deutschland als zweitgrößter Rüstungsexpor­
teur, wobei es sich allerdings zu einem beträcht­
lichen Teil um Exporte von Material der ehema­

ligen Nationalen Volksarmee der DDR handel­
te. Uber die sieben Waffenkategorien hinaus 
stellten 1992 nur 15 Staaten Hintergrundinfor­
mationen zur Rüstungsbeschaffung und über 
Bestände bereit, weitere 9 Staaten informierten 
nur zu den Beständen und weitere 9 Staaten ga­
ben zusätzliche Hintergrundinformationen (je­
doch nicht zu Beschaffung und Beständen). 
Aus der Sicht des deutschen Auswärtigen Am­
tes war das erste Meldeergebnis als »durchaus 
erfolgreich« zu bewerten, wenngleich der von 
ihm vorgelegte Jahresabrüstungsbericht 1993 
»zwischen den Angaben einiger Liefer- und 
Empfängerländer z.T. erhebliche Diskrepan­
zen« feststellte. Seit 1993 erörtert die Genfer 
Abrüstungskonferenz (vgl. VN 2/1995 S. 68) 
im Rahmen ihres Ad-hoc-Ausschusses zur Rü­
stungstransparenz Möglichkeiten einer Aus­
weitung des Meldeumfangs der Rüstungstrans­
fers, der nationalen Rüstungsproduktion und -
bestände. Im Februar 1994 begann eine Gruppe 
von Regierungssachverständigen, für die 49. 
Generalversammlung einen Bericht zur Weiter­
entwicklung dieses Rüstungsregisters zu erstel­
len. 

Am 13. Oktober 1994 legte der Generalsekretär 
das zweite Melderegister für das Register für 
konventionelle Waffen vor (A/49/352), wonach 
1993 wieder die USA - gefolgt von Deutsch­
land - zu den wichtigsten Rüstungsexporteuren, 
Türkei und Griechenland zu den wichtigsten 
Rüstungsimporteuren zählten. Insgesamt war 
die Erfüllungsquote von unter 50 vH mit 81 
Meldungen rückläufig, wenn auch wiederum 
90 vH der internationalen Waffenströme erfaßt 
wurden. Aus dem KSZE-Bereich fehlen die 
Staaten des ehemaligen Sowjetisch-Mittelasien 
sowie Aserbaidschan und Moldau, was einen 
Verstoß gegen die ergänzenden KSZE-Regeln 
darstellt. Das Auswärtige Amt erklärt den zwei­
ten Platz Deutschlands in der Registerskala da­
mit, daß die Ausfuhren »auch 1993 nahezu aus­
schließlich durch den Waffentransfer von Gerät 
der ehemaligen Nationalen Volksarmee auf der 
Grundlage des KSE-Vertrages bedingt« waren. 

Kein Mangel herrscht in Bürgerkriegs- und Spannungsgebieten an konventionellen Waffen. Beispiel Af­
ghanistan (Khoster Becken, April 1991): Gefangener aus den Reihen der Regierungstruppen beim Säu­
bern von Waffen, die von den Mudschahedin erbeutet wurden. 
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Einige der wichtigsten Rüstungsimporteure, 
zum Beispiel Saudi-Arabien, wirkten auch an 
der zweiten Meldung nicht mit, weshalb deren 
Importe nur indirekt aus den Exporten der Staa­
ten ermittelt werden können, die ihrer Berichts­
pflicht nachkamen. 

I I I . Weder die Erörterung in der Ad-hoc-Grup-
pe der Genfer Abrüstungskonferenz zu Fragen 
der Rüstungstransparenz noch der Bericht der 
Expertengruppe (A/49/316 v. 22.9.1994) führte 
zu einer Erweiterung des Rüstungstransferregi­
sters. Selbst der Vorschlag des Untergeneralse­
kretärs für humanitäre Angelegenheiten, gegen 
Personen gerichtete Landminen in den Be-
richtsumfang einzubeziehen, war nicht kon­
sensfähig. Die Expertengruppe befürwortete 
dagegen darüber hinausgehende komplementä­
re regionale und subregionale Transparenzmaß­
nahmen, die auch kleinere Waffen einbeziehen 
und so den Weg für eine spätere Ausweitung 
des globalen Regimes ebnen könnten. Die Ge­
neralversammlung verabschiedete am 15. De­
zember 1994 ihre Resolution 49/75G, die eine 
erneute Befassung der Genfer Abrüstungskon­
ferenz mit dem Register sowie die Einberufung 
einer weiteren Expertengruppe durch den Gene­
ralsekretär für das Jahr 1997 vorsieht. 
Da das Rüstungsregister nur die Zahl der in den 
sieben Kategorien transferierten Waffen, aber 
nicht die dafür aufgewandten Ausgaben auf­
führt, bleiben auch weiterhin die entsprechen­
den Angaben in den Jahrbüchern und Berichten 
des Stockholmer Friedensforschungsinstituts 
(SIPRI), des Londoner Instituts für Strategische 
Studien (1ISS), der ACDA und des Forschungs­
dienstes des amerikanischen Kongresses (CRS) 
unverzichtbare Quellen. Gegenüber dem im 
Rahmen der Wiener KSZE-Dokumente von 
1990, 1992 und 1994 vorgesehenen Informati­
onsaustausch und der dort erreichten Umset­
zung bleibt das Register der Vereinten Nationen 
noch weit zurück. Es bleibt abzuwarten, ob der 
beim KSZE-Gipfel in Budapest neben dem 
Wiener Dokument von 1994 vereinbarte »welt­
weite Austausch militärischer Informationen« 
und der »Verhaltenskodex zu politischen und 
militärischen Aspekten der Sicherheit« auf glo­
baler Ebene einen Lernprozeß auslösen. Im OS­
ZE-Rahmen soll dieser umfassende Informati­
onsaustausch bis zum 15. Juli 1995 erstmals das 
gesamte konventionelle militärische Potential 
aller Mitgliedstaaten dieser Regionalorganisati­
on einschließlich der Streitkräftekontingente, 
die außerhalb des OSZE-Raums stationiert sind, 
erfassen. 

Hans Günter Brauch • 

Wirtschaft und Entwicklung 

Weltsozialgipfel: Erklärung und Aktions­
programm von Kopenhagen - Mangel an 
Verbindlichkeit - Armutsbekämpfung - >20-
zu-20<-Vereinbarungen und >Tobin-Steuer< 
(16) 

(Vgl. auch Jens Martens, Sozialer Sprengstoff 
liegt nicht bloß im Süden. Vor dem Weltgipfel 
für soziale Entwicklung, VN 6/1994 S. 203ff.) 

Nationale und internationale Maßnahmen zur 
Bekämpfung von Armut, Arbeitslosigkeit und 
sozialer Ausgrenzung zu formulieren, hatten 
sich die Vereinten Nationen mit der Veranstal­
tung des Weltgipfels für soziale Entwicklung 
(World Summit for Social Development) zum 
Ziel gesetzt. Die Konferenz fand vom 6. bis 12. 
März 1995 in Kopenhagen statt. Gemessen an 
der Zahl der Beteiligten, stellt der Gipfel den 
bisherigen Höhepunkt in der Kette der Welt­
konferenzen der neunziger Jahre dar. Allein 117 
Staats- oder Regierungschefs waren, begleitet 
von rund 4000 Delegierten, in die dänische 
Hauptstadt gekommen. 2300 Vertreter nicht­
staatlicher Organisationen (NGOs) versuchten, 
auf die letzte Verhandlungsphase Einfluß zu 
nehmen, 2600 Medienvertreter berichteten über 
das Ereignis. 

Verpflichtungen, die nicht verpflichten 

Die Ergebnisse des Gipfels standen weitgehend 
bereits nach der dritten und letzten Tagung sei­
nes Vorbereitungsausschusses im Januar 
1995 fest. Wie bei Weltkonferenzen üblich, 
wurde auch in Kopenhagen eine Abschlußer-
klärung und ein Aktionsprogramm verabschie­
det. Es war von Anfang an klar, daß die Regie­
rungen auf dem Gipfel nicht zu weitergehen­
den, rechtsverbindlichen Beschlüssen, etwa in 
Form einer Konvention oder einer Weltsozial­
charta, wie sie vom UNDP vorgeschlagen wor­
den war, bereit sein würden. 
Im Mittelpunkt der Erklärung von Kopenhagen 
stehen zehn politische >Verpflichtungen< (Com­
mitments) statt der sonst üblichen >Grundsätze< 
oder >Ziele<. Mit ihnen werden die zentralen 
Themenbereiche des Gipfels markiert: 

1. wirtschaftliche, politische, soziale, kultu­
relle und rechtliche Rahmenbedingungen; 

2. Beseitigung der Armut; 
3. Förderung der Vollbeschäftigung; 
4. Förderung der sozialen Integration; 
5. Respektierung der Menschenwürde sowie 

Verwirklichung der Gleichstellung und 
Gleichberechtigung von Mann und Frau; 

6. qualifizierte Ausbildung und höchstmögli­
cher Gesundheitsstandard; 

7. Entwicklung Afrikas und der am wenigsten 
entwickelten Länder; 

8. soziale Ausrichtung von Strukturanpas­
sungsprogrammen; 

9. Bereitstellung von Ressourcen für die so­
ziale Entwicklung; 

10. Verbesserung und Stärkung der multilate­
ralen Zusammenarbeit. 

Diese Verpflichtungen sind in ihrer Zielsetzung 
weitgehend unumstritten, jedoch so allgemein 
formuliert, daß sie - entgegen ihrem Namen -
die Regierungen faktisch zu nichts verpflichten. 
Eine größere Verbindlichkeit ergibt sich erst 
durch ihre Koppelung an konkrete Politikmaß­
nahmen, Zeitpläne und Zielgrößen. 
Diesem Zweck sollte das Aktionsprogramm 
dienen, dessen Aufgabe es ist, für die zehn Ver­
pflichtungen Umsetzungsempfehlungen zu for­
mulieren. Es wird mit seinen 100 Punkten dem 
Anspruch, ein >Aktions<programm zu sein, al­
lerdings bestenfalls in Einzelbereichen gerecht. 
Klar definierte Umsetzungsschritte mit präzisen 
Zeit- und Zielvorgaben finden sich vor allem 

dort, wo auf Beschlüsse aus der Vergangenheit 
zurückgegriffen wird. So sollen als Vorausset­
zung zur Beseitigung der Armut beispielsweise 
bis zum Jahre 2000 mindestens vier Fünftel al­
ler Kinder eine Grundschulausbildung erhalten, 
und die Analphabetenrate unter Erwachsenen 
soll mindestens auf die Hälfte des Standes von 
1990 reduziert werden - Ziele, die bereits 1990 
von der UNESCO auf ihrer Weltkonferenz 
>Grundbildung für alle< im thailändischen Jom-
tien festgelegt worden waren. 
In weiten Teilen bleibt das Aktionsprogramm 
von Kopenhagen dagegen eher vage. In seiner 
Diktion orientiert es sich an früher vereinbarten 
Sprachregelungen (agreed language). Verwie­
sen wird meist auf die primäre Eigenverantwor­
tung der Staaten für ihre Entwicklung. Die In­
dustrieländer setzten sich gegenüber der >Grup-
pe der 77< (G-77) mit ihrer Haltung durch, daß 
internationale Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Armut, Arbeitslosigkeit und Marginalisie-
rung lediglich unterstützenden Charakter haben 
könnten. 

Staatlichen Eingriffen in den Markt wird aller­
dings in den Beschlüssen von Kopenhagen eine 
größere Bedeutung beigemessen, als dies in der 
neoliberalen Ära der achtziger Jahre häufig der 
Fall war. Im Aktionsprogramm heißt es aus­
drücklich über den sozialen Fortschritt: »Dieser 
wird jedoch nicht einfach durch das freie Spiel 
der Marktkräfte herbeigeführt. Es bedarf staatli­
cher Maßnahmen, um Marktversagen zu korri­
gieren, die Marktmechanismen zu ergänzen, die 
soziale Stabilität zu wahren und ein nationales 
und internationales Wirtschaftsumfeld zu 
schaffen, das ein nachhaltiges Wachstum in 
weltweitem Umfang fördert.« (Ziffer 6) 
In den Dokumenten spiegelt sich damit zwar 
keine naive Marktgläubigkeit wider, wohl aber 
eine undifferenzierte Wachstumsgläubigkeit. 
Nicht nur Umweltverbände kritisierten in Ko­
penhagen, daß das Aktionsprogramm - als ob 
der Erdgipfel von Rio nie stattgefunden hätte -
gebetsmühlenhaft ein anhaltendes Wirtschafts­
wachstum als Grundvoraussetzung jeglichen 
sozialen Fortschritts propagiere und die negati­
ven ökologischen Folgen eines zügellosen 
Wachstums im Norden nicht zur Sprache kä­
men. Es ist bezeichnend, daß die härtesten Ver­
handlungen in der Schlußphase des Gipfels le­
diglich über die Frage geführt wurden, ob in den 
Dokumenten als Ziel durchgängig von »anhal­
tendem Wirtschaftswachstum und nachhaltiger 
Entwicklung« (Vorschlag der G-77) die Rede 
sein sollte, oder von »anhaltendem Wirtschafts­
wachstum im Kontext nachhaltiger Entwick­
lung«, wie es die Vereinigten Staaten forderten. 
Da man sich nicht einigen konnte, finden sich 
im Abschlußdokument nun beide Formulierun­
gen wieder. 

Unterschiedliches Echo 

Insgesamt wurden die Ergebnisse von Kopen­
hagen von den Regierungen überwiegend posi­
tiv aufgenommen. Für die Bundesregierung 
äußerte sich der stellvertretende Delegationslei­
ter Botschafter Gerhard Henze zufrieden mit 
den nach seinen Worten »ausgewogenen« Kon­
ferenzdokumenten. Für Kubas Staatspräsiden­
ten Fidel Castro war der Gipfel allein schon des-
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wegen ein Erfolg, weil mit ihm das Thema so­
ziale Entwicklung< erstmals international auf 
höchster Ebene zur Sprache kam. 
Weniger einmütig fiel die Bewertung der Gip­
fel-Ergebnisse auf NGO-Seite aus. Während et­
wa die nichtstaatlichen Vertreter in der deut­
schen Regierungsdelegation in ihrem gemein­
samen Bericht von »einigen Fortschritten«, vor 
allem im Bereich der Armutsbekämpfung, spra­
chen, und auch internationale NGOs wie der In­
ternationale Rat für Sozialarbeit und EURO­
STEP, ein Netzwerk europäischer Entwick­
lungsorganisationen, in den Ergebnissen eine 
Reihe positiver Elemente identifizierten, wurde 
in der >Alternativen NGO-Deklaration von Ko­
penhagen harte Kritik an den Ergebnissen der 
offiziellen Verhandlungen geübt. In der Er­
klärung, die bei dem parallel zum offiziellen 
Gipfel veranstalteten NGO-Forum von mehr als 
600 Organisationen unterzeichnet wurde, heißt 
es: »Das Übergewicht, das die Dokumente auf 
die (niemandem verantwortlichen) >Kräfte offe­
ner und freier Märkte< als Basis nationalen und 
internationalen Wirtschaftens legen, verschärft 
die derzeitige globale soziale Krise statt sie zu 
lindern. Diese falsche Prämisse bedroht die 
Verwirklichung der proklamierten Ziele des So­
zialgipfels.« (Text: Informationsbrief Weltwirt­
schaft & Entwicklung, Bonn, Sonderdienst 
4/95). 

Der Folgeprozeß 

Einig waren sich die Gipfelteilnehmer weitge­
hend darin, daß Kopenhagen nicht mehr als ei­
nen ersten Schritt in einem langwierigen Prozeß 
markiert, und daß die soziale Frage auf der in­
ternationalen Tagesordnung bleiben wird. »Die 
wahre Bedeutung des Gipfels wird daran ge­
messen werden, was danach geschieht«, ist die 
vielfach geteilte Einschätzung des dänischen 
Ministerpräsidenten Poul Rasmussen, der zu­
gleich der Tagung präsidierte. 
Der Folgeprozeß wird vor allem von folgenden 
Themen bestimmt werden: 
> Armutsbekämpfung. Die Regierungen ver­
pflichten sich in Kapitel I I des Aktionspro­
gramms, möglichst bis 1996 nationale Pläne zur 
Armutsbekämpfung aufzustellen. Darüber hin­
aus betonen sie die Notwendigkeit, die Erfül­
lung der Pläne regelmäßig anhand disaggregier­
ter, vergleichbarer Indikatoren zu überprüfen. 
Diese Ausführungen beziehen sich ausdrück­
lich auch auf die Armut in den Industrieländern. 
Damit ist auch die Bundesregierung aufge­
fordert, einen nationalen Plan zur Bekämp­
fung der Armut in Deutschland aufzustellen und 
über seine Verwirklichung regelmäßig zu be­
richten. Das Thema wird 1996, dem Interna­
tionalen Jahr für die Beseitigung der Armut, 
vermutlich besondere Aufmerksamkeit erfah­
ren. 

> >20-zu-20<-Entseheidung. Die Regierungen 
einigten sich im Aktionsprogramm (Ziff. 88 c) 
auf die wechselseitige Verpflichtung zwischen 
»interessierten« Industrie- und Entwicklungs­
ländern, durchschnittlich 20 vH der öffentlichen 
Entwicklungsfinanzierung beziehungsv/e'se 20 
vH der Staatsausgaben für grundlegende sozia­
le Dienste zu verwenden. Dies müßte in nahezu 
allen »interessierten« Ländern zu entwick-

lungs- beziehungsweise haushaltspolitischen 
Prioritätenverschiebungen führen. 
> Tobin-Steuer. Von einer globalen Steuer auf 
spekulative Währungstransaktionen, wie sie 
vom UNDP im Vorfeld des Weltsozialgipfels in 
die Diskussion gebracht wurde, ist in den Ab­
schlußdokumenten von Kopenhagen nicht mehr 
die Rede. Lediglich die Aufforderung an den 
Wirtschafts- und Sozialrat (ECOSOC) der Ver­
einten Nationen, »neue und innovative Ideen 
zur Beschaffung von Mitteln zu prüfen«, zielt in 
diese Richtung (Ziff. 93). Daß wider Erwarten 
eine Reihe von Staats- und Regierungschefs 
sich in ihren Reden in Kopenhagen für eine sol­
che Globalsteuer ausgesprochen haben, unter 
ihnen François Mitterrand, Gro Harlem Brundt-
land und der dänische Ministerpräsident Poul 
Rasmussen, ist Indiz dafür, daß dieses Thema 
auch im Folgeprozeß weiter auf der Tagesord­
nung stehen wird. 
> Strukturanpassungsprogramme. Erstmals 
wurde in einem internationalen Dokument fest­
gelegt, daß derartige Programme Ziele der so­
zialen Entwicklung enthalten müssen. Das Ak­
tionsprogramm schreibt in diesem Zusammen­
hang ausdrücklich vor, daß Ausgaben im Be­
reich grundlegender sozialer Dienste künftig 
vor Budgetkürzungen geschützt werden sollten. 
Die Vereinten Nationen erhalten die Aufgabe, 
die wirtschaftlichen und sozialen Folgen der 
Strukturanpassungsprogramme insbesondere 
von IMF und Weltbank zu untersuchen (Ziff. 92 
c). Diese Entscheidung kann als Teil der Bestre­
bungen interpretiert werden, die Bretton-
Woods-Institutionen in ihrer Arbeit stärker an 
die Vereinten Nationen zu koppeln. 
> Koordination mit den Bretton-Woods-Institu-
tionen. Bemerkenswert ist die Entscheidung der 
Regierungen, zwischen den Vereinten Nationen 
und den Einrichtungen von Bretton Woods ei­
nen regelmäßigen und substantiellen Dialog zu 
etablieren. Zu diesem Zweck sind Treffen des 
ECOSOC gemeinsam mit dem Entwicklungs­
ausschuß von IMF und Weltbank geplant (Ziff. 
95 f). Darüber hinaus sollen sich der Generalse­
kretär der Vereinten Nationen und die Leiter der 
beiden Finanzinstitutionen, der ILO und der 
Entwicklungsfonds und -programme der Ver­
einten Nationen im Vorfeld der Tagungen des 
Entwicklungsausschusses treffen, um die Um­
setzung der Beschlüsse von Kopenhagen zu 
erörtern. Dies wird von Konferenzbeobachtern 
als erster Schritt einer Aufwertung der Verein­
ten Nationen gegenüber den Bretton-Woods-
Einrichtungen gewertet. 
Auf nationaler Ebene wird der Folgeprozeß in 
der ersten Phase vor allem von der Formulie­
rung »nationaler Strategien für die soziale Ent­
wicklung« bestimmt. Sie sollen von den Regie­
rungen unter weitgehender Beteiligung der 
NGOs bis 1996 zur Umsetzung der Beschlüsse 
von Kopenhagen ausgearbeitet werden. 
Auf internationaler Ebene sind die Entschei­
dungen über das institutionelle Follow-up eher 
unklar. Zwar erwähnt das Aktionsprogramm die 
Generalversammlung, den ECOSOC sowie sei­
ne Fachkommission für soziale Entwicklung als 
wichtigste Gremien im Folgeprozeß, ein zentra­
ler Überwachungs- und Entscheidungsmecha­
nismus wurde jedoch in Kopenhagen nicht fest­
gelegt. Grund dafür sind vor allem die Reform­
diskussionen, die sich im Kontext der geplanten 

>Agenda für die Entwicklung< vollziehen. Eine 
eigens von der Generalversammlung eingesetz­
te Arbeitsgruppe soll aus den vom Generalse­
kretär im vergangenen Jahr vorgelegten Ent­
würfen für eine solche Agenda unter anderem 
Schlußfolgerungen für institutionelle Reformen 
ableiten und bis zur 50. Tagung der Generalver­
sammlung im Herbst 1995 einen gemeinsamen 
Rahmen für die Umsetzung der Ergebnisse der 
bisherigen Weltkonferenzen vorlegen. Auch 
der ECOSOC soll sich in diesem Jahr mit dem 
Thema befassen. 
Verschiedene Delegierte deuteten in Kopenha­
gen an, daß die Ergebnisse dieser Erörterungen 
nicht durch allzu klare Festlegungen im Ak­
tionsprogramm vorweggenommen werden soll­
ten. Die kommenden Beratungen der Arbeits­
gruppe zur Agenda für die Entwicklung, die Zu­
sammenkunft des ECOSOC im Sommer und 
die 50. Ordentliche Tagung der Generalver­
sammlung im Herbst werden daher auch für den 
Folgeprozeß des Weltsozialgipfels von ent­
scheidender Bedeutung sein. 

Jens Martens • 

Sozialfragen und Menschenrechte 

Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form 
von Rassendiskriminierung: 46. Tagung des 
C E R D - Rückführung von Sinti und Roma 
aus Deutschland nach Rumänien - Urein­
wohner in Lateinamerika - Berichte aus dem 
ehemaligen Jugoslawien (17) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 5/1994 
S. 181 ff. fort. Text des Übereinkommens: VN 
1/1968 S.28ff.) 

Die Prüfung von Staatenberichten beanspruchte 
auch auf der 46. Tagung des Ausschusses für die 
Beseitigung der rassischen Diskriminierung 
(CERD) vom 27. Februar bis zum 17. März 
1995 in Genf den größten Teil der Zeit der 18 
Sachverständigen. Meist wurden von den Staa­
ten mehrere Berichte gleichzeitig - so von Gua­
temala der 2., 3., 4., 5. und 6. Bericht - vorge­
legt, was die schleppende Erfüllung der Pflicht 
der mittlerweile 143 Vertragsstaaten zur Re­
chenschaftslegung einmal mehr illustriert. Wei­
terhin wurden wiederum die von einer Reihe 
von Staaten angeforderten >weiteren Auskünf-
te< erörtert. Die Arbeit an Allgemeinen Emp­
fehlungen zu den Artikeln 3 und 5 des Interna­
tionalen Übereinkommens zur Beseitigung je­
der Form von Rassendiskriminierung - zur Un­
terbindung von Praktiken der Segregation re­
spektive zur Umsetzung des Diskriminierungs­
verbots durch die Vertragsstaaten - wurde fort­
geführt (die zu Art. 5 auf der Grundlage eines 
Entwurfs des Ausschußmitglieds aus Deutsch­
land, Rüdiger Wolfrum). Eine Individualbe­
schwerde wurde in nichtöffentlicher Sitzung 
behandelt. Gleich zu Beginn der Tagung hatte 
der Ausschuß zudem Anlaß, sich mit der Zu­
nahme rassistischer Gewaltakte und ethnischer 
Konflikte auseinanderzusetzen; Besorgnis wur­
de zum Ausdruck gebracht über die Wiederkehr 
»pseudo-wissenschaftlicher rassistischer Theo-
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rien«, mit denen etwa ein Zusammenhang zwi­
schen Rassenzugehörigkeit und Intelligenz her­
gestellt werden soll, über die Verbreitung rassi­
stischer Propaganda mittels der elektronischen 
Medien und über die Ausbreitung des Funda­
mentalismus (der keineswegs allein mit dem Is­
lam verbunden sei). 

I . Im Hinblick auf Trinidad und Tobago stellte 
das Expertengremium fest, daß der Bericht 
nicht seinen Anforderungen im Hinblick auf die 
Erstellung von Staatenberichten genüge. Auch 
sei nicht zu erkennen, welchen rechtlichen Sta­
tus das Übereinkommen in der Gesetzgebung 
des Landes einnehme. Positiv bewertete der 
Ausschuß die Tatsache, daß es nach einer acht­
jährigen Pause überhaupt wieder zu einem Dia­
log gekommen sei, und lobte die Anstrengun­
gen, die die Regierung im Hinblick auf die 
Bekämpfung von rassischer Diskriminierung 
und Rassenhaß unternommen habe. Der CERD 
forderte den Karibikstaat sodann auf, künftig 
regelmäßig zu berichten und die eigene Öffent­
lichkeit besser darüber zu informieren, daß vor 
den nationalen Gerichten eine Wiedergutma­
chung oder Genugtuung für jeden infolge von 
Rassendiskriminierung erlittenen Schaden gel­
tend gemacht werden kann. 
Obwohl der Bericht Rumäniens den Anforde­
rungen des Ausschusses entsprach, bedauerten 
die Experten, daß einige der im Rahmen der Be­
richtsprüfung gestellten Fragen nicht hinrei­
chend beantwortet worden seien. Insbesondere 
die von Bukarest gemachten Angaben zu dem 
zwischen Deutschland und Rumänien geschlos­
senen Abkommen über die Repatriierung von 
Sinti und Roma empfand der CERD als nicht 
befriedigend. Er forderte die Regierung dazu 
auf, in ihrem nächsten Bericht näher zu spezifi­
zieren, wieviel Personen von diesem Abkom­
men betroffen seien, welchen ethnischen Grup­
pen sie tatsächlich angehörten und welche Maß­
nahmen im Hinblick auf ihre Reintegration ge­
troffen würden. Die Sachverständigen zeigten 
Verständnis dafür, daß Rumänien als ehemals 
totalitärer Staat erheblichen Problemen begeg­
ne, ein neues, demokratisch geprägtes und von 
jeder Diskriminierung freies Klima zu schaffen. 
Der Ausschuß lobte die Fortschritte, die Rumä­
nien im Hinblick auf die Abschaffung von Ge­
setzen - insbesondere im Bereich des Straf­
rechts - aus der Zeit der Diktatur gemacht habe, 
sowie die neuen Ansätze auf dem Gebiet des 
Schutzes nationaler Minderheiten. Bedenken 
ergaben sich sowohl im Hinblick auf extremisti­
sche Parteien, die fremdenfeindliches Gedan­
kengut verbreiteten, als auch bezüglich des un­
ter den Polizeikräften vorherrschenden Rassis­
mus. Der Ausschuß forderte Bukarest auf, in 
seinem nächsten Bericht nähere Angaben zu 
seinem Minderheitenrecht zu machen und dar­
zulegen, inwieweit die Konvention in inner­
staatliches Recht umgesetzt worden sei. Er 
dankte Rumänien für die Einladung, das Land 
zu besuchen, um die Menschenrechtssituation 
vor Ort zu überprüfen. 

Der CERD begrüßte die Gelegenheit, den regel­
mäßigen Dialog mit der Vertragspartei Italien 
fortzuführen. Auch wenn der Bericht nicht völ­
lig im Einklang mit den Richtlinien zur Erstel­
lung der Staatenberichte stehe und in einigen 
Punkten nicht die gewünschte Information ent­

halten habe, habe die Delegation doch sämtli­
che Fragen zur Zufriedenheit des Ausschusses 
beantwortet. Besonders positiv wurde hervor­
gehoben, daß Italien in seiner Verfassung be­
stimmten Regionen mit ethnischen Minderhei­
ten - so Trentino-Südtirol, Friaul/Julisch-Ve-
netien und Aosta-Tal - weitgehende Rechte zu­
sichert. Bedenken äußerte der Ausschuß im 
Hinblick auf gerade unter jungen Menschen 
vorhandene rassistische Strömungen. Zur Um­
setzung der Konvention wünscht der Ausschuß 
von Italien nähere Angaben im nächsten Be­
richt, ebenso darüber, wie viele Fälle von rassi­
scher Diskriminierung vor den Gerichten ver­
handelt, welche Maßnahmen ergriffen und in 
welcher Höhe die Opfer entschädigt wurden. 
Die Fortführung des offenen und konstruktiven 
Dialoges mit Zypern begrüßte der Ausschuß 
ausdrücklich; zugleich drückte er seine beson­
dere Genugtuung darüber aus, daß eine hoch­
rangige Delegation dem Ausschuß im mündli­
chen Verfahren Rede und Antwort gestanden 
habe. Des weiteren lobte der Ausschuß die Um­
setzung des Art. 7 der Konvention, der Maßnah­
men auf dem Gebiet des Bildungswesens be­
trifft, und würdigte die Tatsache, daß Zypern 
das Individualbeschwerdeverfahren anerkannt 
hat. Allerdings sei Zypern nicht in der Lage, die 
Hoheitsgewalt über sein gesamtes Staatsgebiet 
auszuüben, und könne demzufolge auch nicht 
überall die Implementierung des Übereinkom­
mens sicherstellen. Der CERD gab seinem be­
sonderem Mißfallen über die nach wie vor be­
stehende Teilung Zyperns Ausdruck und for­
derte sodann, so bald wie möglich weitergehen­
de Informationen im Hinblick auf die Beset­
zung eines Teiles von Zypern durch das türki­
sche Militär sowie Angaben im Hinblick auf die 
demographische Zusammensetzung der Bevöl­
kerung zur Verfügung zu stellen. 
Sri Lanka habe zwar den Anforderungen des 
Ausschusses an die Erstellung von Berichten 
entsprochen; dennoch bedauerte der Ausschuß, 
daß die Berichte nicht fristgerecht vorgelegen 
hatten und er jetzt über einen Zeitraum von fast 
zehn Jahren zu befinden habe. Das Sachverstän­
digengremium begrüßte die Maßnahmen der 
Regierung zur Beendigung des Konflikts mit 
den Tamilen, insbesondere das am 8. Januar in 
Kraft getretene Waffenstillstandsabkommen, 
die Ansätze zur Dezentralisierung sowie die 
Einführung des Tamilischen als offizieller 
Sprache neben dem Singhalesischen und dem 
Englischen. Bedauert wurde, daß der Ausnah­
mezustand nach wie vor in einigen Teilen des 
Landes fortdauere. Der Ausschuß bat die Ver­
tragspartei von nun an um regelmäßige Bericht­
erstattung; empfohlen wurde, die Angehörigen 
der Sicherheitskräfte auf das Erfordernis der 
Achtung der Menschenrechte hinzuweisen. 
Der Dialog mit Peru sei insbesondere durch die 
Entsendung einer hochrangigen Delegation und 
die den Richtlinien entsprechende Berichter­
stattung äußerst ehrlich und fruchtbar verlaufen, 
merkte der Ausschuß zum 8. bis 11. Bericht des 
Landes an, der in einem Dokument vorgelegt 
wurde. Auch begrüßte der Ausschuß die von 
Peru in der letzten Zeit ergriffenen Maßnah­
men, um die Situation insbesondere der au-
tochthonen Bevölkerungsgruppen zu verbes­
sern. Er zeigte ein gewisses Verständnis dafür, 
daß die Vertragspartei an der vollen Implemen­

tierung der Konvention sowohl durch die 
schlechte wirtschaftliche Lage als auch durch 
die nach wie vor in einigen Landesteilen von 
Terror und Aktivitäten der Drogenmafia ge­
prägte Situation gehindert sei. Dennoch kriti­
sierte der CERD, daß Peru seit seinem 7. Be­
richt seinen Berichtspflichten nicht mehr regel­
mäßig nachgekommen sei und in dem nun vor­
liegenden Dokument die Regierung keinerlei 
demographische Angaben mache. Kritikwürdig 
erschien auch die wirtschaftliche Lage der Ur­
einwohner insbesondere in den ländlichen Ge­
bieten und ihre nach wie vor bestehende Be­
nachteiligung gegenüber der weißen Bevölke­
rung. Eine weitgehende Überprüfung der Rolle 
der Militärgerichte hielt der Ausschuß für erfor­
derlich und forderte eine unnachsichtige Bestra­
fung aller Menschenrechtsverletzungen seitens 
des Militärs. Ferner sollten geeignete Überwa­
chungsmechanismen im Hinblick auf den 
Schutz der Rechte der autochthonen Bevölke­
rungsgruppen installiert werden. 
Guatemala legte die fünf fälligen Berichte in ei­
nem Dokument vor. Der CERD begrüßte die 
Wiederaufnahme des Dialogs mit dem mittela­
merikanischen Land und betonte, daß er insbe­
sondere durch die im mündlichen Verfahren ge­
gebenen Antworten sich nunmehr ein klareres 
Bild von der Situation in Guatemala machen 
könne. Das Sachverständigengremium begrüß­
te die Bestrebungen zur inneren Aussöhnung 
ebenso wie die Tatsache, daß alle Menschen­
rechtsinstrumente Vorrang vor der nationalen 
Gesetzgebung genössen. Ferner lobte der Aus­
schuß die Anstrengungen zur Verfolgung von 
Vergehen gegen die Menschenrechte durch M i ­
litärpersonal. Mit Befremden allerdings nahm 
der Ausschuß von der Aussage des Berichts 
Kenntnis, in Guatemala gebe es keine rassische 
Diskriminierung. Es bestünden hinreichende 
Anhaltspunkte, daß die Ureinwohner ihre sozia­
len, kulturellen, wirtschaftlichen und bürgerli­
chen Rechte nicht in vollem Umfange genießen 
könnten, zumal es immer wieder zu Übergriffen 
von militärischer und anderer Seite auf diese 
Bevölkerungsgruppe komme. Der Ausschuß 
nahm mit Interesse die Einladung der Regie­
rung entgegen, eines seiner Mitglieder nach Gu­
atemala zu entsenden, um der Regierung bei der 
Umsetzung der Konvention behilflich zu sein. 

I I . Zu den Staaten, von denen gemäß Art. 9 
Abs. 1 des Übereinkommens >weitere Aus­
k u n f t verlangt worden waren, zählten Bosni­
en-Herzegowina, Kroatien und die Bundesrepu­
blik Jugoslawien (Serbien und Montenegro). 
Tief bestürzt zeigten sich die Sachverständigen 
über die Menschenrechtsverletzungen, die nach 
wie vor auf dem Territorium Bosnien-Herzego­
winas vorkämen und Ausdruck anhaltender 
>ethnischei Säuberungen< seien. Sie verlangten 
die sofortige Beendigung dieser Praxis und die 
Rückkehr der Verschleppten. Der Ausschuß be­
dauerte, daß es selbst in den Sicherheitszonen 
keinen ausreichenden Schutz der Bevölkerung 
gegeben habe. Wegen der nach wie vor agieren­
den »sezessionistischen Kräfte«, die von außen 
unterstützt würden, sei die Vertragspartei nicht 
in der Lage, ihr gesamtes Gebiet zu kontrollie­
ren. Gerade diese Kräfte aber seien für die mei­
sten Menschenrechtsverletzungen verantwort­
lich. Mit der ausdrücklichen Bezugnahme auf 
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das »naturgegebene Recht aller Staaten zur 
Selbstverteidigung, wie es in Artikel 51 der 
Charta der Vereinten Nationen anerkannt ist«, 
im Zusammenhang mit der von ihm getroffenen 
Feststellung, die Regierung sei »daran gehin­
dert worden, die Menschenrechte zu schützen«, 
forderte der Ausschuß indirekt die Aufhebung 
des Waffenembargos gegen Bosnien-Herzego­
wina. Besorgt zeigte sich der CERD angesichts 
der Bedrohung durch Pläne, ein Großserbien zu 
schaffen. Er bestätigte, daß Personen, die sich 
gravierender Menschenrechtsverletzungen 
schuldig gemacht hätten, dafür auf nationaler 
oder internationaler Ebene zur Verantwortung 
zu ziehen seien, und forderte den Sicherheitsrat 
zu weiteren Maßnahmen auf. Er wiederholte 
sein Angebot, eine Mission von Mitgliedern des 
Ausschusses nach Bosnien-Herzegowina zu 
entsenden. 
Bereits auf seiner 43. Tagung hatte der CERD 
die Bundesrepublik Jugoslawien (Serbien und 
Montenegro) dazu aufgefordert, über die zur 
Umsetzung des Übereinkommens ergriffenen 
Maßnahmen zu berichten. Zwar enthalte der 
vorgelegte Bericht detaillierte Angaben; bedau­
erlicherweise habe aber keinerlei Bereitschaft 
bestanden, einen offiziellen Vertreter zu der 
Diskussion des Berichts zu entsenden. Unver­
ständnis zeigte der Ausschuß auch angesichts 
der Weigerung, mit der Menschenrechtskom­
mission im Hinblick auf verschwundene Perso­
nen zusammenzuarbeiten oder die Jurisdiktion 
des Internationalen Gerichts für das ehemalige 
Jugoslawien anzuerkennen. Er forderte die Ver­
tragspartei auf, in vollem Umfange mit dem Tri­
bunal zusammenzuarbeiten sowie das Überein­
kommen umzusetzen. Der Ausschuß erbot sich, 
dabei technische Hilfe zu leisten. Nach der Mei­
nung der Regierung wird die Bundesrepublik 
Jugoslawien (Serbien und Montenegro) durch 
die Suspendierung der Mitgliedschaftsrechte 
Jugoslawiens in der Versammlung der Ver­
tragsstaaten diskriminiert. 
Auch Kroatien war auf der 43. Tagung um wei­
tere Informationen gebeten worden. Der CERD 
lobte die Bereitwilligkeit, mit der Zagreb der 
Aufforderung nach zusätzlicher Information 
nachgekommen sei, ebenso wie die zugunsten 
einer Normalisierung der inter-ethnischen Be­
ziehungen unternommenen Anstrengungen. 
Beachtung fand insbesondere die Errichtung ei­
nes Verfassungsgerichtshofs und die gute Zu­
sammenarbeit Kroatiens mit dem Internationa­
len Gericht für das ehemalige Jugoslawien. Auf 
Unverständnis stieß die Tatsache, daß der Zu­
gang für Flüchtlinge aus den benachbarten 
Kampfgebieten über Gebühr erschwert werde 
und die Regierung nicht mit dem nötigen Nach­
druck Verbrechen verfolge, die einen ethni­
schen Hintergrund hätten. Der Ausschuß for­
derte die Vertragspartei auf, den Demokratisie­
rungsprozeß weiter voranzutreiben und alle 
Vergehen, die gegen Personen auf Grund ihrer 
ethnischen, religiösen und rassischen Zu­
gehörigkeit verübt würden, unnachsichtig zu 
bestrafen. 

I I I . Eine ausdrückliche Empfehlung erging an 
Papua-Neuguinea: die Beteiligung allei Petrof-
fenen, unabhängig von rassischer oder ethni­
scher Zugehörigkeit, an den Verhandlungen zur 
Wiederherstellung des inneren Friedens sicher­

zustellen. Hintergrund dafür waren die Ausein­
andersetzungen zwischen der Regierung in Port 
Moresby und den Bewohnern der Insel Bou­
gainville. 
Förmliche Beschlüsse des CERD betrafen sie­
ben Staaten, die jeweils zur Vorlage zusätzli­
chen Informationen für die nächste Tagung auf­
gefordert wurden: Algerien (wegen der dortigen 
Übergriffe auf Einheimische und Fremde), 
Rußland (im Hinblick auf Tschetschenien), Ma­
zedonien (wegen der dort lebenden albanischen 
Minderheit), Burundi (angesichts der fortbeste­
henden inneren Spannungen), Rwanda (hin­
sichtlich drohender neuerlicher Gewaltakte), 
und Mexiko (bezüglich der Verhältnisse in dem 
südlichen Bundesstaat Chiapas). 
Im Falle Mexiko zeigte sich, daß in die starre 
Haltung der lateinamerikanischen Mitglieder 
des CERD, die auf der 45. Tagung die Lage der 
Indianer in dem Land als ausschließlich politi­
sche innere Angelegenheit, die nicht in den An­
wendungsbereich des Übereinkommens falle, 
gewertet hatten, etwas Bewegung gekommen 
ist; der Beschluß wurde ohne förmliche Abstim­
mung getroffen. Ein Dialog mit Israel über das 
Massaker von Hebron vom Februar 1994, den 
der Ausschuß sowohl auf der 44. als auch auf 
der 45. Tagung in Aussicht genommen hatte, 
kam hingegen nicht zustande. 

Christiane Philipp • 

Frauenrechtsausschuß: 13. und 14. Tagung -
Gewalt gegen Frauen - Gesellschaftlicher 
Bewußtseinswandel erforderlich - Land­
rechte und Lohngruppen - Recht auf sexuel­
le Selbstbestimmung - Sonderberichte aus 
den Staaten des ehemaligen Jugoslawien (18) 

(Der Beitrag setzt den Bericht in VN 5/1993 
S. 176f. fort. Text des Übereinkommens: V N 
3/1980 S. 108ff.) 

Einer erheblichen Arbeitsbelastung sah sich der 
Ausschuß für die Beseitigung der Diskriminie­
rung der Frau (CEDAW) bei seinen Tagungen 
in den Jahren 1994 und 1995 gegenüber. Das 
aus 23 Sachverständigen bestehende Gremium 
ist mit der Überprüfung der Umsetzung des 
gleichnamigen Übereinkommens befaßt, wel­
ches von 139 Staaten ratifiziert worden ist (so 
der Stand bei Ende der 14. Tagung). Die Prü­
fung der vorgelegten Staatenberichte zeigte 
noch erheblichen Handlungsbedarf in vielen 
Staaten der Welt auf, um die bestehenden Be­
nachteiligungen zu beseitigen. Die Diskussion 
innerhalb des Ausschusses ließ immer wieder 
deutlich werden, daß alle Menschenrechte auch 
eine Frauendimension haben und daß der völ­
kerrechtlich gebotene Schutz Frauen häufig 
nicht zuteil wird. Zu den vorgeschlagenen Ver­
besserungen der Arbeit des CEDAW gehören 
außerordentliche Tagungen, um den Berichts­
überhang abzubauen, sowie sein Wechsel nach 
Genf, um besser mit anderen Menschenrechts­
gremien zusammenarbeiten zu können und um 
Unterstützung durch das Menschenrechtszen­
trum zu erfahren. 

13. Tagung 

Auf der 13. Tagung des Ausschusses (17.1.-
4.2.1994 in New York) forderte die Generalse­
kretärin der Vierten Weltfrauenkonferenz den 
CEDAW auf, die von zahlreichen Staaten bei 
der Ratifikation der Frauenrechtskonvention 
angebrachten Vorbehalte auf ihre Vereinbarkeit 
mit den Zielen des Vertragswerks hin zu über­
prüfen. In zwei Arbeitsgruppen diskutierten die 
Expertinnen Möglichkeiten zur Beschleuni­
gung und Verbesserung der Arbeit des Aus­
schusses sowie die Befugnis des CEDAW, in 
seinem Bericht an die Generalversammlung auf 
Grund seiner Prüfung der Staatenberichte a l l ­
gemeine Empfehlungen abzugeben. Gestützt 
auf die >Erklärung über die Beseitigung der Ge­
walt gegen Frauen< (Resolution 48/104 der Ge­
neralversammlung, Text: V N 1/1995 S. 31f.) 
stand dieses Thema im Mittelpunkt der 
Berichtsprüfung, insbesondere die Gewalt in­
nerhalb der Familie und der Schutz von Prosti­
tuierten. Als Beitrag zum Internationalen Jahr 
der Familie 1994 und im Hinblick auf die Vor­
behalte zahlreicher Vertragsstaaten analysierte 
der Ausschuß die Rechte der Ehefrau hinsicht­
lich der Staatsangehörigkeit (Artikel 9), den 
Grundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz (Art. 
15) und die staatliche Verpflichtung zur Beseiti­
gung von Diskriminierung im Ehe- und Famili­
enrecht (Art. 16). Allerdings beschränkte er 
sich auf einzelne Aspekte des Schutzbereichs 
dieser Normen; eine umfassende Kommentie­
rung in der Art der Allgemeinen Bemerkungen 
des Menschenrechtsausschusses wurde nicht 
erreicht. 

Der Erstbericht der Niederlande konzentrierte 
sich auf eine detaillierte Darstellung der gesetz­
geberischen Maßnahmen zur Umsetzung des 
Übereinkommens. Dazu zählen umfassende 
Änderungen des Steuer- und des Sozialrechts, 
die Strafbarkeit der Vergewaltigung in der Ehe 
und der Diskriminierung auf Grund des Ge­
schlechts sowie ein geplantes Gleichberechti­
gungsgesetz. Die Expertinnen kritisierten die 
unzureichende Darstellung der Situation von 
Frauen im Arbeitsleben; für den Zweitbericht 
forderten sie außerdem eine Analyse der Hin­
dernisse für eine tatsächliche Gleichstellung der 
Frau. Kontrovers wurde auch die Rolle von 
nichtstaatlichen Organisationen (NGOs) gese­
hen: Während der Ausschuß deren Einbezie­
hung bei der Erstellung des Berichts favorisier­
te, hielt die Regierungsdelegation es für sinn­
voller, wenn NGOs >Gegenberichte< erstellten, 
um damit eine kritische Prüfung des Staatenbe­
richts zu ermöglichen. Der Bericht umfaßte ne­
ben den Niederlanden selbst auch die Nieder­
ländischen Antillen und Aruba; die Regierungs­
vertreter merkten dazu selbstkritisch an, daß 
wirtschaftliche Schwierigkeiten eine unzurei­
chende Umsetzung der Konvention nicht recht­
fertigen könnten. Schwerpunkt der Aktivitäten 
zur Frauenförderung sind auf den Niederländi­
schen Antillen Informationsprogramme, mit de­
nen erst das Bewußtsein für die berechtigten 
Belange der Frauen geschaffen werden müsse. 
Dazu gehören insbesondere die Bekämpfung 
von Gewalt gegen Frauen und von sexueller 
Belästigung am Arbeitsplatz. In Aruba hat in­
folge des Wirtschaftswachstums in den vergan-
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genen fünf Jahren zwar der Anteil von Frauen 
an der Erwerbsbevölkerung zugenommen, eine 
Änderung der Arbeitsbedingungen und des So­
zialrechts zur Verbesserung der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf, etwa durch Teilzeitar­
beit und Einrichtung von Kinderbetreuungsein­
richtungen, steht jedoch noch aus. 
Im Zentrum der Diskussion über den Bericht 
Guyanas stand die Verschlechterung der Situa­
tion der Frauen infolge des Wechsels von einer 
Zentralverwaltungswirtschaft hin zur Markt­
wirtschaft und wegen des Zusammenbruchs des 
Ölmarktes. Armut trifft in besonderem Maße 
die Frauen, zumal die Männer häufig außerhalb 
des Landes Arbeit suchen und die Familien un­
ter der Obhut der Frauen zurücklassen. Die La­
ge wird durch einen Anstieg der Lebensmittel­
preise, durch den Niedergang des Bildungswe­
sens und fehlende medizinische Versorgung 
verschlimmert. Die Expertinnen forderten die 
Regierung auf, diese Probleme gegenüber IMF 
und Weltbank unmißverständlich deutlich zu 
machen, damit Abhilfe geschaffen werden 
kann. 

Die Prüfung des Berichts Madagaskars ergab 
das Bild einer patriarchalischen Gesellschaft, in 
der die Gleichstellung der Frau noch in weiter 
Feme liegt. Am drastischsten zeigt sich dies in 
der Strafbarkeit des Ehebruchs nur für die Frau 
und darin, daß ein Ehemann in einem solchen 
Fall sogar straflos seine Frau töten darf. Auch 
im Familien- und Erbrecht sind die Frauen noch 
erheblich benachteiligt. Zwar ist die Regierung 
bestrebt, diese gesetzlichen Vorschriften zu re­
formieren und hat dies im Scheidungsfolgen­
recht auch bereits erreicht, doch werden diese 
Bemühungen durch bestehende Traditionen 
und Bräuche erschwert. Die Expertinnen regten 
angesichts der erheblichen Rückstände bei der 
Durchsetzung der Gleichstellung Fördermaß­
nahmen und eine positive Diskriminierung an, 
wie sie die Konvention ausdrücklich zuläßt. 
Insbesondere sollten Frauen verstärkt finanziel­
le Unterstützung, etwa in Form von Darlehen, 
erhalten, weil die Verbesserung der wirtschaft­
lichen Situation der Frauen langfristig am ehe­
sten Erfolg auch hinsichtlich ihrer gesellschaft­
lichen Stellung verspricht. 
Der Bericht Libyens zeichnete ein rundum posi­
tives Bild von der Rechtslage im Land: weder 
sähen die Gesetze eine Diskriminierung von 
Frauen vor, noch bestehe eine Politik der Unter­
scheidung zwischen Männern und Frauen. Die 
Expertinnen verwiesen dagegen auf den liby­
schen Vorbehalt zum Übereinkommen, wonach 
dieses nicht im Gegensatz zum islamischen 
Recht stehen dürfe, und forderten seine Rück­
nahme. Die Sachverständigen aus islamischen 
Ländern hoben dabei hervor, daß die Scharia 
die volle Gleichheit von Mann und Frau vorse­
he. Dementsprechend habe man sich den Erfor­
dernissen der Konvention anzupassen. Dies gel­
te insbesondere im Familien- und Erbrecht. 
Auch fehlten statistische Angaben, anhand de­
rer sich die tatsächliche Umsetzung des Ver­
tragswerks überprüfen lasse. Die positive Be­
wertung der Schul- und Berufsbildung von 
Frauen seitens der Regierung wurde angezwei­
felt, da eine deutliche Diskrepanz zwischen der 
Zahl der männlichen und der weiblichen 
Schulabbrecher besteht. Angesichts der schwe­
ren Strafen, die wegen Prostitution verhängt 

werden, verlangte der CEDAW Informationen 
über die Strafandrohung gegenüber Zuhältern 
und Freiern. 
Sambia hatte den weitreichenden wirtschaftli­
chen, politischen und sozialen Wandel seit der 
Einführungeines Mehrparteiensystems 1991 in 
den Mittelpunkt gestellt. Vor allem die erfor­
derlichen Strukturanpassungen ließen die von 
der Konvention geforderte Berücksichtigung 
von Frauenbelangen auch in der Zukunft noch 
in den Hintergrund treten. Dagegen vertrat der 
CEDAW die Auffassung, daß gerade in einer 
solchen Situation Frauenförderung erforderlich 
sei, welche mit der Entwicklung eines Landes 
auch in wirtschaftlicher Hinsicht eng verbunden 
sei. Doch stellt die Regierung Darlehen für 
Frauen bereit, die nicht von der Zustimmung 
des Ehemannes abhängig sind, und hat eine 
Frauenquote in weiterführenden Schulen und 
anderen Bildungsstätten festgelegt. Die Exper­
tinnen gaben dabei zu bedenken, daß in diesem 
Bereich Frauenförderung nicht durch ein Ab­
senken der Zulasssungsvoraussetzungen für 
Frauen betrieben werden darf, da dies zu einer 
Abwertung der Berufsqualifikation von Frauen 
führt. Die afrikanischen Expertinnen wiesen auf 
die Notwendigkeit hin, bestehende Bräuche 
nicht resignierend hinzunehmen, sondern auf 
einen Bewußtseinswandel in der Bevölkerung 
hinzuwirken, wenn diese Bräuche konventions­
widrig sind. Dies gilt beispielsweise für das 
Züchtigungsrecht des Ehemannes oder die Pra­
xis des Brautkaufes. 

Sehr kritisch bewertete der CEDAW die Lage in 
Guatemala. Das im Land herrschende Klima 
der Gewalt begünstige die Duldung von Gewalt 
gegen Frauen, und die patriarchalische Gesell­
schaftsstruktur werde durch das Familienrecht 
aufrecht erhalten. So gilt der Mann als das 
»natürliche Oberhaupt der Familie«, die Frau ist 
zur Sorge für Haushalt und Kinder verpflichtet 
und bedarf für die Aufnahme eines Arbeitsver­
hältnisses der Zustimmung ihres Ehemannes. 
Kaum geschützt sind Frauen, die im informel­
len Sektor arbeiten; sie haben keinen Anspruch 
auf Sozial- oder Gesundheitsfürsorge und lau­
fen Gefahr, bei Schwangerschaft gekündigt zu 
werden. In der Diskussion zeigten sich die Ex­
pertinnen entsetzt über die Bemühungen der 
Regierungsvertreterin, die diskriminierenden 
nationalen Normen zu rechtfertigen. Weitere 
Fragen betrafen die Situation von Frauen in 
ländlichen Gebieten, insbesondere angesichts 
der ungleichen Landverteilung (weniger als 5 
vH der Bevölkerung besitzen über 65 vH des 
Landes). Probleme bestehen auch bei der Fami­
lienplanung; während der Ausschuß sexistische 
Rollenklischees als Hindernis für eine selbst­
verantwortliche Familienplanung hervorhob, 
betonte die Delegation die nach ihrer Ansicht 
auftretenden negativen Folgen solcher Pro­
gramme: die Auflösung der Familie und der Ge­
sellschaft. 

Ein weitgehend positives Ergebnis ergab die 
Prüfung des Berichts von Neuseeland. Schwer­
punkt der staatlichen Maßnahmen der letzten 
Jahre waren umfassende Fördermaßnahmen zu­
gunsten von Frauen, die der Urbevölkerung an­
gehören. Als ein Hauptproblem wird mittler­
weile die Gewalt gegen Frauen angesehen; ein 
gewachsenes Problembewußtsein hat neben ge­
setzgeberischen Initiativen zur Einrichtung von 

Beratungs- und Schutzinstitutionen für Frauen 
geführt. Zwar hat der Anteil der Frauen an der 
Erwerbsbevölkerung zugenommen, doch 
gehört ein Großteil von ihnen den niedrigeren 
Lohngruppen an. Kontrovers diskutierte der 
Ausschuß mit der Regierungsdelegation die 
neuseeländischen Vorbehalte zum Überein­
kommen; das Land ist nach wie vor nicht bereit, 
seine Vorbehalte gegenüber dem Kampfeinsatz 
von Soldatinnen und hinsichtlich der Pflicht zur 
Sicherstellung eines bezahlten Mutterschaftsur­
laubs zurückzuziehen. Letzterer Streitpunkt ist 
allerdings eher rechtsdogmatischer Natur - die 
Regierung sieht dies als eine zwischen den be­
teiligten Parteien zu regelnde Angelegenheit an 
- als von tatsächlicher Bedeutung, da ein Groß­
teil der Frauen in den Genuß solcher Leistungen 
kommt. 
Als sehr selbstkritisch lobte der CEDAW die 
Berichterstattung Ecuadors. Das Land sieht 
sich einer Vielzahl von Problemen gegenüber, 
die die Lage der Frauen erheblich beeinträchti­
gen. Der wirtschaftliche Niedergang hat zu ei­
ner Reduzierung der Sozialausgaben geführt, 
die die niedrigsten in ganz Lateinamerika sind. 
Hinzu kommen hohe Arbeitslosigkeit, Überbe­
völkerung, Unterernährung, eine katastrophale 
Gesundheitslage (nur 31 vH der Bevölkerung 
haben Zugang zu sauberem Trinkwasser) und 
ein äußerst geringes Bildungsniveau. Förder­
programme der Regierung bevorzugen die städ­
tische Bevölkerung, was zur Landflucht 
beiträgt. Den gesetzgebenden Körperschaften 
fehle es an politischem Willen zu einer nachhal­
tigen Verbesserung der rechtlichen Stellung der 
Frau; aus diesem Grund forderte die Regie­
rungsvertreterin den Ausschuß auf, eine Geset­
zesinitiative zur Reform des Familien- und 
Strafrechts, die auch der Bekämpfung von Ge­
walt gegen Frauen innerhalb der Familie dienen 
soll, zu unterstützen. Da eine derartige Stellung­
nahme außerhalb der Befugnis des CEDAW 
liegt, beschränkten sich einzelne Expertinnen 
darauf, Ecuador zu einer Beseitigung frauendis­
kriminierender Gesetze aufzurufen. Sie schlu­
gen vor, die Beteiligung von Frauen am öffent­
lichen Leben beispielsweise durch die Ein­
führung von Frauenquoten in den gesetzgeben­
den Körperschaften zu verbessern und durch ein 
Bewußtmachen von Frauenrechten politischen 
Druck zu fördern. 

Barbados stellte die umfangreichen Reformen 
dar, durch welche das Land den Anforderungen 
des Übereinkommens in rechtlicher Hinsicht 
weitgehend nachgekommen sei. Hervorgeho­
ben wurden in diesem Zusammenhang das Fa­
milienrecht, das Sozialrecht sowie der verbes­
serte Schutz von Frauen gegen Gewalt in der 
Familie. Die tatsächliche Umsetzung der Kon­
vention habe damit jedoch nicht Schritt gehal­
ten. Der CEDAW lobte zwar die Bemühungen 
der Regierung, über das Erziehungswesen Rol­
lenklischees abzubauen und Frauen und 
Mädchen Zugang zu traditionellen Männerbe­
rufen zu verschaffen. Er kritisierte aber die ge­
ringe Vertretung von Frauen im politischen Le­
ben und in den Entscheidungspositionen. Der 
Ausschuß empfahl, die Auswirkungen der staat­
lichen Förderprogramme für Frauen in den ge­
nannten Bereichen sowie die Verwirklichung 
des Prinzips der gleichen Entlohnung von Mann 
und Frau regelmäßig zu überprüfen und erbat 
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für den nächsten Bericht detaillierte statistische 
Angaben. 
Bezüglich Senegals hob der CEDAW den poli­
tische Willen der Regierung zur Verbesserung 
der Situation der Frauen hervor. Während die 
rechtliche Gleichstellung erhebliche Fortschrit­
te gemacht hat, kommt die Veränderung in 
tatsächlicher Hinsicht nur langsam voran, da in­
soweit noch zahlreiche kulturell bedingte Hin­
dernisse bestehen. So ist nur eine marginale Zu­
nahme der Alphabetisierung von Frauen und ein 
geringer Rückgang der Zahl weiblicher 
Schulabbrecher zu verzeichnen. Auch in tradi­
tionellen Männerberufen und dem öffentlichen 
Leben sind Frauen noch erheblich unterreprä­
sentiert. Bedenklich ist, daß etwa ein Fünftel der 
Bevölkerung die Beschneidung der weiblichen 
Geschlechtsorgane praktiziert, welche zudem 
nicht gesetzlich verboten ist. Bei den Bemühun­
gen, den in vielen Lebensbereichen erforderli­
chen Bewußtseinswandel in der Bevölkerung 
herbeizuführen, beweist die Regierung Einfalls­
reichtum; so versucht sie beispielsweise, mit 
Hilfe des Steuerrechts die verbreitete Praxis der 
Polygynie zurückzudrängen. Der Ausschuß be­
tonte den Zusammenhang zwischen der Bil­
dung der Frauen und der aktiven Durchsetzung 
ihrer eigenen Rechte und forderte insbesondere 
eine stärkere Beteiligung von Frauen am politi­
schen Entscheidungsprozeß auf nationaler Ebe­
ne. 

Bei der Prüfung des Berichtes Japans wurde 
deutlich, wie schwer die Verbesserung der Si­
tuation der Frauen auch in einem Industriestaat 
ist - zumal, wenn dieser noch stark von Tradi­
tionen und Rollenklischees geprägt ist. So hat 
die Zahl von Frauen in Managementpositionen 
und in Universitätsausbildung nur geringfügig 
zugenommen; Frauen werden schlechter be­
zahlt als Männer, weil die Gehaltseingruppie­
rung die durch Geburt und Kindererziehung be­
gründeten Ausfallzeiten von Frauen unberück­
sichtigt läßt und Frauen weniger häufig als 
Männer von ihren Arbeitgebern die Gelegenheit 
zu Weiterbildung und beruflichem Aufstieg er­
halten. Die Expertinnen forderten eine Bekämp­
fung des Sextourismus und der Pornographie, 
den Schutz ausländischer Arbeitnehmerinnen 
vor Ausbeutung und Prostitution sowie eine 
umfassende Entschädigungsregelung für Frau­
en, die während des Zweiten Weltkriegs von der 
japanischen Armee zur Prostitution gezwungen 
worden waren. Der Ausschuß hob schließlich 
den positive Beitrag hervor, den NGOs zur Be­
seitigung von Rollenklischees und zum Be­
wußtmachen von Frauenrechten leisten kön­
nen. 

Anders als die meisten anderen lateinamerika­
nischen Staaten hat Kolumbien während des 
vergangenen Jahrzehnts keine erheblichen Aus­
landsschulden gemacht, so daß die Förderung 
des Wohnungsbaus, Sozialleistungen für be­
dürftige Bevölkerungsgruppen und die Befrie­
digung ihrer Grundbedürfnisse weitgehend auf­
recht erhalten werden konnten. Nach Ansicht 
des CEDAW kann das Land als Vorbild für sei­
nen Kontinent erscheinen; Neben einem auf 
langer Verfassungstradition beruhenden politi­
schen Willen der Regierung zur rechtlichen 
Gleichstellung der Frau ist eine Vielzahl von In­
stitutionen mit der Verbesserung der tatsächli­
chen Lage der Frauen befaßt. Dies reicht von 

der Frauenförderung im öffentlichen Sektor 
über die Berücksichtigung von Frauenbelangen 
und die Beseitigung von Rollenklischees im 
Unterrichtswesen bis hin zur Gesundheitsver­
sorgung von Frauen und der sozialen Absiche­
rung bei Schwangerschaft und Geburt. Gegen 
den Widerstand kirchlicher Kreise wurde die 
Möglichkeit der Ehescheidung durchgesetzt. 
Im wesentlichen zufrieden zeigte sich der Aus­
schuß bezüglich der Umsetzung der Konventi­
on in Australien. Der Bericht stellte die Förde­
rung von Frauen, welche der Urbevölkerung an­
gehören, in den Mittelpunkt. Vor allem ihre ge­
ringe berufliche Ausbildung und die daraus re­
sultierende überproportionale Arbeitslosigkeit 
sowie ein schlechter Gesundheitszustand, häu­
fig infolge von Alkoholabhängigkeit, machen 
diese Bevölkerungsgruppe besonders hilfsbe­
dürftig. Inwieweit die Gerichtsentscheidung des 
Jahres 1992, wonach die Urbevölkerung einen 
Anspruch auf Rückgabe von Land hat, unmit­
telbar auch Frauen zugute kommt, bleibt abzu­
warten. Zweiter Schwerpunkt des Berichts war 
die Situation von Frauen im Arbeitsleben; hier 
sind noch deutliche Ungleichbehandlungen von 
Männern und Frauen, insbesondere in der Ent­
lohnung und bei den Aufstiegschancen, festzu­
stellen. Umfangreiche staatliche Förderpro­
gramme zeitigen nur langsam Wirkung. Die Ex­
pertinnen gingen der Frage nach, welches die 
Gründe für die Zunahme der Teilzeitarbeit bei 
Frauen sind und inwieweit die ihnen zustehen­
den Sozialleistungen ausreichend sind. Als be­
sonders unterstützungsbedürftige Gruppe sieht 
die Regierung »Frauen mit nicht-englischspra­
chigem Hintergrund« an, welche häufig zur 
Prostitution gezwungen werden. Während Ge­
setze gegen sexuelle Belästigung bereits verab­
schiedet sind, steht die Strafbarkeit von innerfa­
miliärer Gewalt gegen Frauen noch aus. Der 
CEDAW forderte Australien auf, die bei Ratifi­
kation der Konvention angebrachten Vorbehal­
te - inhaltsgleich mit denen Neuseelands - zu 
überprüfen. 

Auf Grund der kriegerischen Auseinanderset­
zung im ehemaligen Jugoslawien hatte der CE­
DAW auf seiner Tagung Anfang 1993 erst­
mals Sonderberichte angefordert, nämlich von 
Bosnien-Herzegowina, Kroatien und der Bun­
desrepublik Jugoslawien (Serbien und Monte­
negro). 
In ihrem mündlichen Bericht beschrieb die Ver­
treterin von Bosnien-Herzegowina die systema­
tischen Vergewaltigungen von Frauen und Kin­
dern durch serbische und kroatische Truppen 
als Mittel zur Vertreibung bosnischer Bevölke­
rungsteile und brandmarkte sie als Völkermord, 
der mittels erzwungener Schwangerschaften 
begangen werde. Sie fand die Unterstützung des 
CEDAW für ihre Forderung, daß derartige Ver­
brechen durch das zur Verfolgung der Kriegs­
verbrechen im ehemaligen Jugoslawien einge­
setzte Internationale Gericht im Haag verfolgt 
werden sollten. In der Diskussion konzentrier­
ten sich die Expertinnen auf die notwendigen 
Maßnahmen zur medizinischen und psycholo­
gischen Betreuung von Vergewaltigungsopfern 
und Zeugen, auf die Möglichkeit der Abtrei­
bung und das Schicksal von Kindern, die aus 
Vergewaltigungen hervorgegangen sind. Wei­
tere Fragen betrafen die Wirksamkeit von Hilfs­

maßnahmen durch internationale Organisatio­
nen, insbesondere die materielle und personelle 
Unterstützung für medizinische Zentren. Dabei 
wurde jedoch auch die Hilflosigkeit der interna­
tionalen Gemeinschaft gegenüber der Behinde­
rung von humanitärer Hilfe durch serbische 
Truppen deutlich. 
Der Sonderbericht der Bundesrepublik Jugosla­
wien (Serbien und Montenegro) stellte die nega­
tiven Auswirkungen des vom Sicherheitsrat 
verhängten Embargos insbesondere für Frauen 
und Kinder dar, die zudem einen Großteil der 
im Land befindlichen Flüchtlinge ausmachen. 
Mit Besorgnis nahm der CEDAW die Informa­
tionen über die drastische Verschlechterung der 
medizinischen Versorgung zur Kenntnis, ver­
wies jedoch auf die Rechtmäßigkeit der Ent­
scheidungen des Sicherheitsrats. Die Regie­
rungsvertreterin bestritt die Verantwortlichkeit 
der serbischen Regierung für die in Bosnien-
Herzegowina begangenen Verbrechen mit der 
Begründung, daß sich dort kein serbischer Sol­
dat mehr aufhalte. Vergewaltigungen würden 
von allen Kriegsparteien begangen und von der 
serbischen Regierung scharf verurteilt. Serbien 
sei das Opfer einer internationalen Kampagne 
und werde zu Unrecht für den Ausbruch des 
Bürgerkriegs in Bosnien-Herzegowina verant­
wortlich gemacht. Der Ausschuß kritisierte den 
Versuch, die Verbrechen herunterzuspielen, 
und forderte die Frauen in Serbien und Monte­
negro auf, Widerstand gegen die Fortführung 
des Krieges und gegen Vergewaltigungen als 
Mittel der Kriegsführung zu artikulieren. Die 
Expertinnen machten deutlich, daß das Sam­
meln von Daten über Vergewaltigungen nicht 
ausreiche, sondern staatliche Anstrengungen 
sich auf die Rehabilitation der Opfer konzen­
trieren müssen. 

14. Tagung 

Eine herausragende Stellung nahm die bevor­
stehende Weltfrauenkonferenz auf der 14. Ta­
gung des CEDAW (16.1.-3.2.1995 in New 
York) ein. Der Beitrag des Ausschusses zu die­
ser bedeutsamen Konferenz wird in einer Dar­
stellung der Verbindungen zwischen den Kon­
ventionsrechten und den auf der Weltfrauen­
konferenz von 1985 verabschiedeten >Zu-
kunftsstrategien von Nairobi zur Förderung der 
Frau< bestehen sowie in der Zusammenstellung 
von Hintergrund- und Referenzmaterial über 
das Ubereinkommen und die Geschichte der 
Frauenrechte in den Vereinten Nationen. Die 
Generalsekretärin der Weltfrauenkonferenz 
hob hervor, daß die Konferenz eine Stärkung 
der Frauenrechte innerhalb der Menschen­
rechtsaktivitäten der UN und eine Stärkung der 
mit Frauenrechten befaßten Institutionen be­
zweckt. Darüber hinaus wird die Rücknahme 
von Vorbehalten gegen die Frauenrechtskon­
vention ein zentrales Anliegen sein. 
Eine Arbeitsgruppe des CEDAW befaßte sich 
mit der Verbesserung der Arbeitsmethoden, ei­
ne zweite mit der Umsetzung des Art. 21, wel­
cher die Möglichkeit von >Vorschlägen< und 
allgemeinen Empfehlungen des Ausschusses 
auf Grund der ihm vorgelegten Berichte und In­
formationen vorsieht. Des weiteren untersuchte 
der CEDAW Vorbehalte gegenüber Art. 2, wel-
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cher die Verpflichtung zur Bekämpfung der 
Diskriminierung statuiert. Die Sachverständige 
aus Neuseeland brachte den Vorschlag ein, eine 
Beschwerdemöglichkeit vergleichbar dem Fa­
kultativprotokoll zum Internationalen Pakt über 
bürgerliche und politische Rechte einzuführen; 
dies war bereits von der Wiener Menschen­
rechtskonferenz 1993 gefordert worden, im 
Ausschuß aber nicht auf ungeteilte Zustimmung 
gestoßen. 
Die Exekutivdirektorin des UNFPA rief den 
CEDAW auf, die sexuelle Selbstbestimmung 
der Frau und eine freibestimmte Familienpla­
nung als Menschenrechte zu behandeln. 

Bolivien zog selbstkritisch Bilanz nach einem 
Jahrzehnt demokratischer Regierungsform; 
noch immer besteht eine beträchtliche Benach­
teiligung von Frauen, die zu 44 vH in der Land­
wirtschaft tätig sind und durchschnittlich nur 
drei Viertel des Lohnes von Männern in ver­
gleichbaren Stellungen erhalten. Einer der 
Gründe für diese Situation liegt in dem niedri­
gen Bildungsniveau - etwa die Hälfte der weib­
lichen Bevölkerung sind Analphabeten, ein 
Viertel ist der spanischen Sprache nicht mäch­
tig. Die bolivianische Regierung bemüht sich 
daher um eine Verbesserung des Schulwesens 
auf dem Lande und um eine Aufwertung der 
Kulturen und Sprachen der autochthonen Be­
völkerungsgruppen. Eine verbesserte Berück­
sichtigung von Anliegen der Frauen soll durch 
das neugeschaffene Sekretariat für Frauenange­
legenheiten und durch eine Förderung von 
Frauenorganisationen erreicht werden. Der 
Ausschuß forderte in dieser Hinsicht auch eine 
gesetzliche Absicherung der verstärkten Betei­
ligung der Frauen am öffentlichen Leben. Die 
Expertinnen riefen die Regierung zu einer Um­
setzung der Beschlüsse der Weltbevölkerungs­
konferenz von 1994 auf, insbesondere um der 
hohen Kinder- und Müttersterblichkeit entge­
genzuwirken. 

Chile konstatierte eine »Feminisierung« der Ar­
mut im Lande, welche noch ein Erbe der M i ­
litärdiktatur sei, Resultat vor allem der neolibe­
ralen Wirtschaftspolitik und der Kürzung von 
Sozialausgaben. Dieser Zustand setze sich trotz 
stetigen Wirtschaftswachstums bis heute fort. 
Fortschritte sind dagegen in der Bekämpfung 
der Säuglingssterblichkeit und der Verbesse­
rung der medizinischen Versorgung der Frauen 
sowie bei der Unterstützung der Familienpla­
nung erreicht worden. Der CEDAW forderte 
eindeutige Prioritäten im Bereich der Wirt­
schaftspolitik und die Beseitigung von Rollen­
klischees durch das Erziehungswesen. Ermahn­
te außerdem eine verstärkte Repräsentation von 
Frauen im politischen Prozeß und in Entschei­
dungspositionen an. 
Im Gegensatz zu vielen anderen Entwicklungs­
ländern ist es Mauritius nach eigener Einschät­
zung gelungen, während der Phase der Struk­
turanpassung die Frauen an der Entwicklung 
des Landes teilhaben zu lassen. So wurden bei­
spielsweise Sozialprogramme nicht gekürzt, der 
Frauenanteil an der berufstätigen Bevölkerung 
gesteigert und der Grundsatz der Lohngleich­
heit von Mann und Frau gesetzlich festgeschrie­
ben. Der Ausschuß begrüßte die Bereitschaft 
der Regierung, den diesbezüglichen Vorbehalt 
gegenüber dem Ubereinkommen zurückzuzie­

hen. Der Rechtsgleichheit ist allerdings noch 
nicht die faktische Gleichstellung gefolgt: Frau­
en sind überwiegend in schlecht bezahlten Be­
rufen tätig, nur wenige bekleiden Positionen mit 
Entscheidungsbefugnissen. Auf das Interesse 
des CEDAW stieß die Tatsache, daß Mauritius 
verstärkt Frauen in den Polizeidienst aufnimmt, 
weil diesen bei Straftaten gegen Frauen von den 
Opfern besonderes Vertrauen entgegengebracht 
wird. Weitere Fördermaßnahmen zugunsten der 
Frauen sind nach übereinstimmender Ansicht 
der Expertinnen wie der Regierungsdelegation 
im Schul- und Ausbildungswesen notwendig. 
Zu den Empfehlungen des Ausschusses gehörte 
schließlich die zu besonderer Wachsamkeit in 
bezug auf die Ausbeutung von Prostituierten 
und die Ausübung von Gewalt gegen diese 
Frauen, die vor allem infolge der Zunahme des 
Tourismus zu befürchten sind. 
Trotz eines zunehmenden religiösen Funda­
mentalismus zeigt sich Tunesien nach eigener 
Darstellung entschlossen, die Gleichheit von 
Mann und Frau als Grundlage einer modernen 
islamischen Gesellschaft zu verteidigen. Die 
Expertinnen lobten die Förderung von Erzie­
hung, Berufstätigkeit und Aufstiegschancen 
von Frauen durch staatliche Maßnahmen. Seit 
der Ratifikation der Konvention hat Tunesien 
Reformen des Familienrechts begonnen und 
dafür die partnerschaftliche Stellung der Ehe­
leute zur Grundlage gemacht; Ungleichheiten 
bestehen jedoch immer noch im Erbrecht. Ein 
zentraler Bereich der staatlichen Frauenförde­
rung betrifft gegenwärtig den Zugang von Frau­
en, vor allem von berufstätigen Müttern, zum 
Arbeitsmarkt und die Unterstützung von Privat­
betrieben. Angesichts des weitgehend positiven 
Befundes rief der CEDAW die tunesische Re­
gierung zur Rücknahme ihrer Vorbehalte ge­
genüber dem Übereinkommen auf. 
Mit Quoten versucht Uganda, Frauen den Zu­
gang zur Universität zu erleichtern und ihre 
Vertretung im Parlament zu verbessern. Man­
gels eines institutionellen Rahmens zur Frauen­
förderung besteht jedoch in weiten Bereichen 
des gesellschaftlichen Lebens weiterhin fakti­
sche Diskriminierung. So nimmt beispielsweise 
der Anteil von Mädchen, welche die Schule be­
suchen, mit zunehmendem Lebensalter ab. Die 
Regierung ist zudem bemüht, durch Auf­
klärungskampagnen frauenfeindliche Rollen­
klischees abzubauen und über Methoden der 
Familienplanung zu informieren. Besorgniser­
regend ist die schlechte Versorgung der Bevöl­
kerung im Bereich des Gesundheitswesens, zu­
mal die Zahl der HIV-Infizierten erschreckend 
hoch ist. Ihr besonderes Augenmerk richteten 
die Expertinnen auf die Beratungen über eine 
neue Verfassung für Uganda und vor allem auf 
das in diesem Rahmen geplante Diskriminie­
rungsverbot. Auf Nachfrage des Ausschusses 
führte die Regierungsdelegation aus, daß sich 
die Regierung bemühe, die Polizei für das Pro­
blem der Strafverfolgung bei Vergewaltigung 
zu sensibilisieren. Im Hinblick auf die - nur von 
einem kleinen Teil der Bevölkerung praktizier­
te - Beschneidung von Mädchen sieht der Ver­
fassungsentwurf ein Verbot vor; darüber hinaus 
versucht die Regierung, solche Praktiken durch 
Aufklärungskampagnen zu bekämpfen. 
Als modellhaft bezeichnete der CEDAW Finn­
lands liberale Abtreibungspolitik, welche zu­

sammen mit der Sexualerziehung an den Schu­
len und dem leichten Zugang zu Familienbera­
tungsdiensten zu einem deutlichen Rückgang 
der Abtreibungen geführt hat. Bedenklich ist 
dagegen das Auftreten von Gewalt gegen Frau­
en, insbesondere im familiären Bereich; davon 
betroffen sind Frauen aus allen Bevölkerungs­
schichten. Neben der Einrichtung von Bera­
tungs- und Schutzzentren für Frauen bemüht 
sich die Regierung um eine Änderung der ver­
breiteten Auffassung, daß familiäre Gewalt eine 
private Angelegenheit sei, in die der Staat nicht 
einzugreifen habe. Zudem soll die Vergewalti­
gung in der Ehe unter Strafe gestellt werden. Ei­
ne heftige Diskussion hat in Finnland in den 
vergangenen Jahren über die Beteiligung von 
Frauen an der Landesverteidigung stattgefun­
den; gegenwärtig dienen Frauen auch in Blau­
helm-Einsätzen, jedoch noch nicht mit militäri­
schen Aufgaben. Die Gleichheit von Mann und 
Frau ist bislang nicht in der Verfassung nieder­
gelegt; auch hier wird eine Reform angestrebt. 
Allerdings ist das Diskriminierungsverbot im 
Arbeitsrecht bereits in Kraft; die komplizierten 
Rechtsmittel gegen Diskriminierung werden je­
doch selten in Anspruch genommen, zumal der 
zu zahlende Schadensersatz häufig gering ist. 
Ein düsteres Bild der Lage der Frauen zeichnete 
die Delegation Rußlands, welche neben dem 
aktuellen Bericht noch den dritten Bericht der 
Sowjetunion zu erläutern hatte. Massenarmut 
und Massenarbeitslosigkeit, die zu 70 vH Frau­
en trifft, kennzeichnen die Lage im Land. Hinzu 
kommt die Zunahme der Zahl zerrütteter Fami­
lien und eine drastische Verschlechterung der 
Gesundheitsversorgung. Die Abtreibung ist 
mangels verfügbarer Verhütungsmittel die ver-
breitetste Methode der Geburtenkontrolle (100 
Geburten stehen 252 Abtreibungen gegenüber). 
Zwar sind Frauen vor Diskriminierung rechtlich 
weitgehend geschützt, doch hält die tatsächliche 
Situation damit nicht Schritt, und die Regierung 
verfolgt keine spezifische Gegenstrategie. Ein 
weiterer Problembereich betrifft die Gewalt ge­
gen Frauen; so sind beispielsweise im Jahre 
1993 14 500 Frauen an den Folgen von Gewalt 
innerhalb der Familie gestorben. Eine weitere 
Verschlechterung der allgemeinen Lage ist 
nicht zuletzt wegen des erwarteten Zustroms 
von russischen Flüchtlingen aus anderen Staa­
ten der ehemaligen Sowjetunion zu befürchten. 
Schon jetzt ist die Zahl von verlassenen und 
verwahrlosten Minderjährigen erschreckend 
hoch. 

Peru kam dem bei der Prüfung seines ersten Be­
richts geäußerten Verlangen des CEDAW nach, 
statistische Angaben und eine genaue Beschrei­
bung der staatlichen Strukturen vorzulegen. 
Nach Einschätzung der Regierung hat sich die 
Situation der Frauen im Lande in den letzten 
Jahren verbessert, nachdem der Staat zuvor in­
folge der terroristischen Bedrohung und des da­
mit verbundenen Drogenhandels nahezu unre-
gierbar gewesen sei. Als positive Entwicklung 
nannte sie, daß der Anteil der Mädchen, welche 
die Schule besuchen, zugenommen hat; auch 
am politischen Prozeß sind Frauen verstärkt be­
teiligt. Allerdings sind Frauen vor allem in den 
abgelegenen ländlichen Regionen besonders 
belastet, da sie häufig allein für ihre Familie zu 
sorgen haben und in unterbezahlten Stellungen 
tätig sind. Der Ausschuß kritisierte, daß erst 
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kürzlich ein Gremium eingerichtet wurde, wel­
ches die verschiedenen Aktivitäten zugunsten 
der Frauen koordiniert. Zu den Maßnahmen im 
Hinblick auf Gewalt gegen Frauen gehört neben 
der Aufnahme von Frauen in den Polizeidienst 
(allerdings in untergeordneter Position) die Er­
richtung von besonderen Frauenkommissaria­
ten, welche Frauen vor allem bei Fällen von Ge­
walt in der Familie schützen sollen. Der CE-
DAW mahnte außerdem eine Strafverfolgung 
von Vergewaltigungen und anderen Gewaltta­
ten gegen Frauen durch Armee wie Guerilla 
an. 
Vorbildlich ist nach Ansicht der Expertinnen 
die Gleichstellungspolitik, welche Norwegen 
verfolgt. Im Mittelpunkt der Berichtsprüfung 
standen die Frauenfördermaßnahmen, die zur 
Verwirklichung der tatsächlichen Gleichstel­
lung von Mann und Frau ergriffen wurden. Die 
Kontrolle obliegt dem Amt eines Ombudsman; 
erste Erfolge zeigen sich darin, daß der Anteil 
von Frauen in traditionellen Männcrbcrufcn y.u-
genommen hat. Allerdings läßt die Präsenz von 
Frauen in Entscheidungspositionen des privaten 
Sektors noch zu wünschen übrig, während ihre 
Beteiligung am politischen Leben im internatio­
nalen Vergleich an der Spitze liegt. Für die 
neunziger Jahre strebt die norwegische Regie­
rung eine Verbesserung der Entlohnung der 
weiblichen Beschäftigten an, welche gegenüber 
der der Männer noch deutlich niedriger liegt. 
Als notwendig wird auch eine verstärkte Nut­
zung des Erziehungsurlaubs durch die Väter an­
gesehen und eine gerechtere Verteilung der 
Hausarbeit zwischen den Ehepartnern. Ihr be­
sonderes Augenmerk richtet die Regierung zu­
dem auf die Bekämpfung der zunehmenden 
Kommerzialisierung des weiblichen Körpers, 
welche sich im Handel mit pornographischem 
Material und in der Ausbreitung des Telefonsex 
widerspiegele, sowie der sexuellen Belästigung 
am Arbeitsplatz. 

Bei der Prüfung des Sonderberichts Kroatiens 
brachten einige der Ausschußmitglieder ihr 
Entsetzen über den systematischen Einsatz der 
Vergewaltigung als Mittel der Einschüchterung 
und des Völkermords durch serbische Milizen 
zum Ausdruck. Die kroatische Regierung 
bemüht sich um die medizinische und psycholo­
gische Betreuung der Opfer und um deren Wie­
dereingliederung in Familie und Gesellschaft. 
Unklar blieb jedoch, weshalb diese Maßnahmen 
(trotz der aus Westeuropa geflossenen Spen­
dengelder) nur schleppend finanziert werden. 
Erneut rief der Ausschuß die Frauen im ehema­
ligen Jugoslawien auf, gegen die Fortführung 
des Krieges Position zu beziehen und dabei die 
ethnischen Grenzen zu überschreiten. 

Nach Abschluß der 14. Tagung beschlossen die 
Vertragsparteien der Frauenrechtskonvention, 
der Generalversammlung vorzuschlagen, die -
im Vergleich zu allen anderen menschenrechtli­
chen Verträgen einzigartige - Begrenzung der 
Tagungsdauer auf zwei Wochen aufzuheben. 
Statt dessen ist vorgesehen, daß die Vertrags­
parteien mit Zustimmung der Generalversamm­
lung die Dauer der jeweils nächsten Tflgung 
festlegen. Diese Änderung soll nach Annahme 
durch die Generalversammlung in Kraft treten, 
sobald zwei Drittel der Vertragsparteien ihr zu­

gestimmt haben. Dieses Abänderungsverfahren 
sieht die Konvention zwar nicht vor, wird aber 
von den Vertragsparteien wegen seiner nur 
technischen Natur als zulässig angesehen, zu­
mal die Kosten des Ausschusses ohnehin von 
den Vereinten Nationen getragen werden. 
In die Beratungen des CEDAW werden auf sei­
ner nächsten Zusammenkunft die Ergebnisse 
der Weltfrauenkonferenz von Beijing im Sep­
tember dieses Jahres einfließen können. Die 15. 
Tagung des Ausschusses wird voraussichtlich 
vom 15. Januar bis zum 2. Februar 1996 statt­
finden. 

Beate Rudolf U 

Anti-Apartheid-Konvention: Einstellung 
der Tätigkeit der Dreiergruppe - Hinrei­
chender Schutz durch das Übereinkommen 
zur Beseitigung jeder Form von Rassendis­
kriminierung (19) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 5/1993 
S. 177f. fort. Text des Übereinkommens: VN 
2/1975 S. 57f.) 

Als eines der letzten der mit der Bekämpfung 
der Apartheid befaßten Gremien der Vereinten 
Nationen stellte die im Rahmen des Internatio­
nalen Ubereinkommens über die Bekämpfung 
und Ahndung des Verbrechens der Apartheid 
(Anti-Apartheid-Konvention) geschaffene Dreier­
gruppe ihre Tätigkeit auf ihrer 16. Tagung 
(23.1.1995 in Genf) ein. Zwar war die Anzahl 
der Vertragsparteien gegenüber der vergange­
nen Tagung noch um vier auf nunmehr 99 ge­
stiegen (Stand: 31.12.1994), doch waren seit­
dem keine neuen Staatenberichte mehr vorge­
legt worden; 213 Berichte sind mittlerweile 
überfällig (UN Doc. E/CN.4/1995/76 v. 
25.1.1995). Die drei von dem Vorsitzenden der 
Menschenrechtskommission ernannten Mit­
glieder - in diesem Jahr die Vertreter Ecuadors, 
der Philippinen und Rumäniens - begrüßten die 
erheblichen Fortschritte, die Südafrika seit der 

Anfang 1993 abgehaltenen letzten Tagung er­
zielt hat, insbesondere das Inkrafttreten der er­
sten demokratischen Verfassung und die 
Durchführung freier Wahlen; durch sie ist das 
System der Apartheid abgeschafft worden. Aus 
demselben Grund hat die Generalversammlung 
im Herbst 1993 durch Resolution 48/1 ihre 
Empfehlungen zu Wirtschaftssanktionen gegen 
Südafrika aufgehoben und der Sicherheitsrat 
Ende Mai 1994 durch Resolution 919 (Text: V N 
4/1994 S. 159f.) das Waffenembargo beendet; 
auch der von der Generalversammlung geschaf­
fene Sonderausschuß gegen Apartheid und das 
UN-Zentrum gegen Apartheid, welches die An­
ti-Apartheid-Aktivitäten koordinierte, haben 
zwischenzeitlich ihre Arbeit eingestellt. 
In ihrer abschließenden Betrachtung hob die 
Dreiergruppe hervor, daß Systeme der institu­
tionalisierten Rassentrennung eine Mißachtung 
der fundamentalen Menschenrechte darstellen 
und die Staaten verpflichtet sind, Maßnahmen 
zur deren Verhinderung und Bekämpfung zu er­
greifen. Unter Hinweis darauf, daß fast alle Ver­
tragsparteien auch das Internationale Überein­
kommen zur Beseitigung jeder Form von Ras­
sendiskriminierung ratifiziert haben und zum 
Bericht über die Umsetzung des in dessen Arti­
kel 3 enthaltenen Verbots der Segregation und 
der Apartheid verpflichtet sind, empfahl das 
Gremium der Menschenrechtskommission, sei­
ne Tätigkeit bis auf weiteres zu suspendieren. 
Dadurch bleibt eine Wiederbelebung des Kon­
trollmechanismus bei Bedarf möglich. Die 
Menschenrechtskommission kam dem nach 
und beendete zudem die Tätigkeit ihrer Sonder­
berichterstatterin, die den Übergang zur Demo­
kratie in Südafrika überwacht hatte. 
Eine detaillierte Dokumentation der Aktivitäten 
der Vereinten Nationen zur - nunmehr vom Er­
folg gekrönten - Bekämpfung der Apartheid ist 
Ende 1994 als UN-Veröffentlichung (The Uni­
ted Nations and Apartheid, 1948-1994, UN Pu­
hl. E.95.1.7) erschienen. 

Beate Rudolf U 

Zuf luch t in Deu t sch land 
Zahl der eingetroffenen Asylbewerber 

1984 '85 '86 '87 '88 '89 '90 '91 '92 '93 1994 
1 '438/200 

Rest­
jugoslawien 

19 120 

Hauptherkunfts­
länder 1994: 
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Dokumente der Vereinten Nationen 
>Agenda für den Friedens Angola, Burundi, Burundi und Rwanda, Kernwaffen, Liberia, 
Libyen, Rwanda, Somalia, Westsahara, UN-Personal 

>Agenda für den Frieden< 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsidenten 
vom 22. Februar 1995 (UN-Dok. S/PRST/1995/9) 

Auf der 3503. Sitzung des Sicherheitsrats am 
22. Februar 1995 gab der Präsident des Sicher­
heitsrats im Zusammenhang mit der Behandlung 
des Punktes >Agenda für den Frieden< durch den 
Rat im Namen des Rates die folgende Erklärung 
ab: 

»Der Sicherheitsrat begrüßt das Positionspapier 
des Generalsekretärs >Ergänzung zur Agenda für 
den Frieden< (S/1995/1) als einen wichtigen Bei­
trag zur Diskussion Uber die Entwicklung der Ak­
tivitäten der Vereinten Nationen im Zusammen­
hang mit dem Weltfrieden und der internationalen 
Sicherheit unter allen Aspekten, der zum Beginn 
des Jahres erscheint, in dem die Organisation ihren 
fünfzigsten Jahrestag begeht. Der Rat stellt fest, 
daß das Dokument eine breite Palette von Schluß­
folgerungen und Empfehlungen in bezug auf In­
strumente der Konfliktlösung enthält. Der Rat ver­
tritt die Auffassung, daß angesichts der jüngsten 
Entwicklungen und Erfahrungen Anstrengungen 
unternommen werden sollten, um die Fähigkeit 
der Organisation zur Wahrnehmung der in der 
Charta vorgesehenen Aufgaben zu stärken. Der 
Rat wiederholt, daß bei der Durchführung dieser 
Aufgaben die Ziele und Grundsätze der Charta 
stets streng eingehalten werden sollen. 
Der Sicherheitsrat begrüßt, daß der Generalse­
kretär Maßnahmen zur Konfliktverhütung vorran­
gigen Stellenwert einräumt, und stimmt darin mit 
dem Generalsekretär überein. Er ermutigt alle Mit­
gliedstaaten, das Instrument der vorbeugenden 
Maßnahmen so weit wie möglich auszuschöpfen, 
einschließlich der Guten Dienste des Generalse­
kretärs, der Entsendung von Sonderabgesandten 
des Generalsekretärs und der Dislozierung von 
kleinen Feldmissionen für die vorbeugende Diplo­
matie und Friedensschaffung, gegebenenfalls mit 
Zustimmung des Gastlandes beziehungsweise der 
Gastländer. Der Rat ist der Auffassung, daß inner­
halb des Systems der Vereinten Nationen ange­
messene Mittel für solche Maßnahmen zur Verfü­
gung gestellt werden müssen. Er nimmt Kenntnis 
von dem vom Generalsekretär genannten Problem, 
Persönlichkeiten zu finden, die als seine Sonder­
beauftragten oder Sonderabgesandten tätig wer­
den, und fordert die Mitgliedstaaten auf, soweit sie 
es noch nicht getan haben, dem Generalsekretär 
Personen zu nennen, die für solche Positionen in 
Betracht kommen, sowie andere personelle wie 
auch materielle Ressourcen, die für solche Missio­
nen nützlich sein könnten. Er ermutigt den Gene­
ralsekretär, die ihm so zur Verfügung gestellten 
Ressourcen voll zu nutzen. 
Der Sicherheitsrat unterstützt die Auffassung des 
Generalsekretärs in bezug auf die elementare Be­
deutung der wirtschaftlichen und sozialen Ent­
wicklung als sichere Grundlage für einen dauer­
haften Frieden. Soziale und wirtschaftliche Ent­
wicklung kann für die Verhütung von Konflikten 
ebenso nützlich sein wie dafür, nach einem Kon­

flikt die Wunden zu heilen. Der Rat bittet die Staa­
ten nachdrücklich, die Anstrengungen des Systems 
der Vereinten Nationen in bezug auf vorbeugende 
Maßnahmen und die Friedenskonsolidierung in 
Konfliktfolgezeiten zu unterstützen und in diesem 
Zusammenhang die erforderliche Unterstützung 
für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
der Länder bereitzustellen, insbesondere der Län­
der, die einen Konflikt durchgemacht haben oder 
gegenwärtig durchmachen. 
Der Sicherheitsrat begrüßt die Analyse des Gene­
ralsekretärs in bezug auf die Friedenssicherungs­
einsätze. Er verweist auf die Erklärung des Präsi­
denten vom 3. Mai 1994 (S/PRST/1994/22), in der 
er unter anderem die bei der Aufstellung von Frie­
denssicherungseinsätzen zu berücksichtigenden 
Faktoren anführt. Er stellt fest, daß bei der Kon­
fliktlösung das Gewicht nach wie vor auf den Ein­
satz friedlicher Mittel statt Gewalt zu legen ist. Un­
beschadet seiner Fähigkeit, auf Situationen von 
Fall zu Fall zu reagieren und rasch und flexibel 
nach Maßgabe der Umstände vorzugehen, ver­
weist er nochmals auf die Grundsätze der Zustim­
mung der Parteien, der Unparteilichkeit und der 
Nichtanwendung von Gewalt, außer zur Selbstver­
teidigung. Er unterstreicht die Notwendigkeit, 
Friedenssicherungseinsätze in Unterstützung von 
Bemühungen um eine friedliche Konfliktlösung 
mit einem klar umrissenen Mandat, einer eindeuti­
gen Kommandostruktur und einem festen Zeitrah­
men sowie einer gesicherten Finanzierung durch­
zuführen; er betont die Bedeutung der konsequen­
ten Anwendung dieser Grundsätze bei der Schaf­
fung und Durchführung aller Friedenssicherungs­
einsätze. Er betont, welche Bedeutung er der Ver­
sorgung des Rates mit möglichst umfassenden In­
formationen beimißt, um ihm die Beschlußfassung 
in bezug auf das Mandat, die Dauer und die Been­
digung der laufenden Einsätze zu erleichtern. Er 
betont außerdem, daß es wichtig ist, die truppen­
stellenden Länder mit möglichst umfassenden In­
formationen zu versorgen. 
Der Sicherheitsrat teilt die Besorgnis des General­
sekretärs in bezug auf die Verfügbarkeit von Trup­
pen und Ausrüstung für Friedenssicherungseinsät­
ze. Er verweist auf frühere diesbezügliche Er­
klärungen des Ratspräsidenten und wiederholt, 
daß es wichtig ist, die Kapazität der Vereinten Na­
tionen zur raschen Dislozierung und Verstärkung 
der Einsätze zu verbessern. Er ermutigt in diesem 
Zusammenhang den Generalsekretär, seine Unter­
suchungen hinsichtlich der Möglichkeiten, die Ka­
pazität zu einer solchen raschen Dislozierung und 
Verstärkung zu verbessern, fortzusetzen. Der Rat 
ist der Auffassung, daß bei der Verbesserung der 
Kapazität zur raschen Dislozierung an oberster 
Stelle die weitere Stärkung der bestehenden Verfü-
gungsbereitschaftsabkommen stehen sollte, unter 
Einbeziehung des gesamten Spektrums der Res­
sourcen, einschließlich der Regelungen betreffend 
die Transport- und Stabskapazitäten, die erforder­
lich sind, um die Friedenssicherungseinsätze zu 
organisieren und durchzuführen. Er ermutigt den 
Generalsekretär nachdrücklich, weitere Schritte in 
dieser Hinsicht zu unternehmen, einschließlich der 
Erstellung einer umfassenden Datenbank, in der 
sowohl zivile als auch militärische Mittel erfaßt 

werden. In diesem Zusammenhang ist er der Auf­
fassung, daß einer möglichst großen Interoperabi­
lität zwischen den einzelnen Anteilen, die in die­
sen Abkommen genannt werden, besondere 
Aufmerksamkeit geschenkt werden soll. Der Rat 
wiederholt seinen Aufruf an die Mitgliedstaaten, 
sich an den Verfügungsbereitschaftsabkommen zu 
beteiligen, falls sie dies noch nicht tun. Obgleich 
der Rat an dem Grundsatz festhält, daß die trup­
penstellenden Regierungen dafür Sorge tragen sol­
len, daß ihre Truppen bereits mit der gesamten 
Ausrüstung eintreffen, die sie zur vollen Einsatz­
fähigkeit benötigen, legt er dem Generalsekretär 
und den Mitgliedstaaten darüber hinaus auch nahe, 
weiter Mittel zu prüfen, gleichviel ob im Zusam­
menhang mit den Verfügungsbereitschaftsabkom-
men oder in einem breiteren Kontext, mit denen 
dem Bedarf von Kontingenten entsprochen wer­
den kann, die möglicherweise zusätzliche Ausrü­
stung oder Ausbildung benötigen. 
Der Sicherheitsrat unterstützt nachdrücklich die 
Schlußfolgerung des Generalsekretärs, wonach 
Friedenssicherungseinsätze über eine wirksame 
Informationskapazität verfügen müssen, sowie 
seine Absicht, diesem Bedürfnis bei zukünftigen 
Friedenssicherungseinsätzen bereits in der Pla­
nungsphase Rechnung zu tragen. 
Der Sicherheitsrat begrüßt die Ideen des General­
sekretärs in bezug auf die Friedenskonsolidierung 
in der Konfliktfolgezeit. Er stimmt zu, daß nach 
dem erfolgreichen Abschluß eines Friedenssiche-
rungseinsatzes auch weiterhin ein entsprechend 
bedeutender Gesamtbeitrag der Vereinten Natio­
nen erbracht werden muß, und fordert den Gene­
ralsekretär auf, Mittel und Wege zur Gewähr­
leistung einer effektiven Koordinierung zwischen 
den Vereinten Nationen und anderen an der Frie­
denskonsolidierung in der Konfliktfolgezeit betei­
ligten Organisationen zu untersuchen und aktive 
Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, daß 
diese Koordinierung sofort nach einem Friedenssi­
cherungseinsatz beginnt. Die vom Generalsekretär 
beschriebenen Maßnahmen können sich auch, mit 
Zustimmung des betreffenden Staates beziehungs­
weise der betreffenden Staaten, im Anschluß an er­
folgreiche vorbeugende Maßnahmen sowie in an­
deren Fällen als erforderlich erweisen, in denen 
keine Dislozierung von Friedenssicherungs­
truppen stattgefunden hat. 

Der Sicherheitsrat teilt die Einschätzung des Gene­
ralsekretärs hinsichtlich der vorrangigen Bedeu­
tung, die der Verhinderung der Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen zukommt. Diese Ver­
breitung stellt eine Bedrohung des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit dar. In dieser 
Hinsicht werden angemessene Maßnahmen insbe­
sondere in jenen Fällen getroffen werden, in denen 
internationale Verträge bei einem Verstoß gegen 
ihre Bestimmungen die Befassung des Rates vor­
sehen. Der Rat unterstreicht, daß alle Staaten ihren 
Verpflichtungen hinsichtlich der Rüstungskontrol­
le und der Abrüstung nachzukommen haben, ins­
besondere in bezug auf Massenvernichtungswaf­
fen. 
Der Sicherheitsrat nimmt Kenntnis von der Ein­
schätzung des Generalsekretärs hinsichtlich der 
Bedeutung der in seinem Papier beschriebenen 
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>Mikroabrüstung<, was die Lösung von Konflikten 
anbelangt, mit denen die Vereinten Nationen der­
zeit befaßt sind, sowie von seiner Ansicht, daß 
Kleinwaffen vermutlich für die meisten Todesop­
fer in diesen Konflikten verantwortlich sind. Er 
teilt die Besorgnis des Generalsekretärs hinsicht­
lich der nachteiligen Auswirkungen auf den Welt­
frieden und die internationale Sicherheit, die oft 
durch den unerlaubten Handel mit konventionellen 
Waffen, einschließlich Kleinwaffen, entstehen, 
und nimmt Kenntnis von seiner Auffassung, daß 
die Suche nach wirksamen Lösungen für dieses 
Problem jetzt beginnen sollte. In diesem Zusam­
menhang betont der Rat die ausschlaggebende 
Wichtigkeit einer strikten Anwendung der beste­
henden Waffenembargos. Er begrüßt und unter­
stützt die Bemühungen in bezug auf internationale 
Maßnahmen zur Eindämmung der Verbreitung 
von Schützenminen und zur Bewältigung des Pro­
blems der bereits verlegten Landminen und be­
grüßt in dieser Hinsicht die Resolutionen der Ge­
neralversammlung 49/75 D vom 15. Dezember 
1994 und 49/215 vom 23. Dezember 1994. Er be­
kräftigt seine große Besorgnis angesichts der ge­
waltigen humanitären Probleme, die durch das 
Vorhandensein von Minen und anderen nicht zur 
Wirkung gelangten Vorrichtungen für die 
Bevölkerung in minenverseuchten Ländern entste­
hen, und unterstreicht die Notwendigkeit einer 
Verstärkung der Minenräummaßnahmen seitens 
der betroffenen Länder und mit Unterstützung der 
internationalen Gemeinschaft. 
Der Sicherheitsrat betont die Bedeutung, die er der 
effektiven Durchführung aller von ihm getroffe­
nen Maßnahmen zur Aufrechterhaltung oder Wie­
derherstellung des Weltfriedens und der interna­
tionalen Sicherheit, einschließlich der Wirtschafts­
sanktionen, beimißt. Et stimmt der Auffassung zu, 
daß der Zweck von Wirtschaftssanktionen nicht 
darin besteht, ein Land oder eine Partei, die eine 
Bedrohung des Weltfriedens und der internationa­
len Sicherheit darstellen, zu bestrafen, sondern bei 
ihnen eine Verhaltensänderung herbeizuführen. 
Die von dem betreffenden Land oder der betreffen­
den Partei verlangten Schritte sollten in den Rats­
resolutionen klar genannt sein, und die gegen­
ständlichen Sanktionsregelungen sollten einer re­
gelmäßigen Überprüfung unterliegen und aufge­
hoben werden, sobald die Ziele der entsprechen­
den Bestimmungen der jeweiligen Resolutionen 
des Sicherheitsrats verwirklicht worden sind. Dem 
Rat ist weiterhin daran gelegen, daß innerhalb die­
ses Rahmens geeignete Maßnahmen getroffen 
werden, um sicherzustellen, daß humanitäre Hilfs­
güter die betroffene Bevölkerung erreichen und 
daß Anträge von Nachbarstaaten oder anderen 
Staaten, die auf Grund der Verhängung von Sank­
tionen von spezifischen wirtschaftlichen Proble­
men betroffen sind, gebührend geprüft werden. 
Der Rat bittet den Generalsekretär nachdrücklich, 
bei der Prüfung der Zuteilung der ihm innerhalb 
des Sekretariats zur Verfügung stehenden Mittel 
geeignete Schritte zur Stärkung derjenigen Abtei­
lungen des Sekretariats zu ergreifen, die direkt mit 
Sanktionen und ihren unterschiedlichen Aspekten 
befaßt sind, um sicherzustellen, daß alle Angele­
genheiten so effektiv, konsequent und rechtzeitig 
wie möglich behandelt werden. Er begrüßt die 
Bemühungen des Generalsekretärs, Mittel und 
Wege zur Behandlung der verschiedenen Aspekte 
im Zusammenhang mit Sanktionen in seinem Be­
richt zu untersuchen. 

Der Sicherheitsrat erklärt erneut, welche Bedeu­
tung er der Rolle beimißt, die regionale Organisa­
tionen und Abmachungen bei der Wahrung des 
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit 

spielen können. Er unterstreicht, daß es notwendig 
ist, ihre Anstrengungen und jene der Vereinten Na­
tionen im Einklang mit Kapitel VIII der Charta 
wirksam zu koordinieren. Er erkennt an, daß die 
Verantwortlichkeiten und Fähigkeiten der ver­
schiedenen regionalen Organisationen und Abma­
chungen ebenso wie ihre Bereitschaft und Kompe­
tenz, sich an Maßnahmen zur Wahrung des Welt­
friedens und der internationalen Sicherheit zu be­
teiligen, jeweils unterschiedlich geartet sind, wie 
in ihren Satzungen und anderen einschlägigen Do­
kumenten festgehalten ist. Er begrüßt die Bereit­
schaft des Generalsekretärs, die regionalen Orga­
nisationen und Abmachungen bei der Entwicklung 
einer Kapazität für vorbeugende Maßnahmen, 
Friedensschaffung und gegebenenfalls Friedenssi­
cherung entsprechend zu unterstützen. Er verweist 
in dieser Hinsicht insbesondere auf die Bedürfnis­
se Afrikas. Er ermutigt den Generalsekretär und 
die Mitgliedstaaten, weiter Mittel und Wege zu 
prüfen, um die praktische Zusammenarbeit und 
Koordinierung zwischen den Vereinten Nationen 
und den regionalen Organisationen und Abma­
chungen in diesen Bereichen zu verbessern. Der 
Rat ermutigt den Generalsekretär, die Praxis der 
Treffen über die Zusammenarbeit zwischen den 
Vereinten Nationen und den regionalen und sonsti­
gen Organisationen beizubehalten. 
Der Sicherheitsrat erkennt an, welche außerordent­
liche Bedeutung der Verfügbarkeit der erforderli­
chen Finanzmittel zukommt, sowohl für die vor­
beugenden Maßnahmen als auch für die Einsätze 
zur Aufrechterhaltung des Weltfriedens und der 
internationalen Sicherheit. Er fordert daher die 
Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, ihren finanziel­
len Verpflichtungen gegenüber den Vereinten Na­
tionen nachzukommen. Gleichzeitig betont der 
Rat, daß es nach wie vor notwendig ist, die Kosten 
der Friedenssicherung sorgfältig zu überwachen 
und die Mittel für die Friedenssicherung und son­
stige Finanzmittel so sparsam wie möglich zu ver­
wenden. 

Der Sicherheitsrat wird das Positionspapier des 
Generalsekretärs weiter prüfen. Der Rat bittet alle 
interessierten Mitgliedstaaten, ihm die Ergebnisse 
weiterer Überlegungen hinsichtlich der Friedens­
sicherungseinsätze der Vereinten Nationen und 
insbesondere über Mittel und Wege zur Verbesse­
rung der Kapazität der Vereinten Nationen zur ra­
schen Dislozierung vorzulegen. Er bittet den Ge­
neralsekretär, den Rat über die von ihm ergriffenen 
Folgemaßnahmen zu dem Positionspapier und die­
ser Erklärung genau unterrichtet zu halten. Er 
hofft, daß die Generalversammlung sowie andere 
Organisationen und Stellen der Prüfung des Pa­
piers hohen Vorrang einräumen und Beschlüsse zu 
denjenigen Punkten fassen werden, die unmittel­
bar in ihren Verantwortungsbereich fallen.« 

Angola 

SICHERHEITSRAT Gegenstand: Neufestset­
zung des Mandats der Verifikationsmission der 
Vereinten Nationen für Angola (künftig UNA-
VEM III). - Resolution 976 (1995) vom 8. Fe­
bruar 1995 

Der Sicherheitsrat, 
- in Bekräftigung seiner Resolution 696(1991) 

vom 30. Mai 1991 und aller danach verab­
schiedeten einschlägigen Resolutionen, 

- nach Behandlung des Berichts des Generalse­
kretärs vom 1. Februar 1995 (S/1995/97 und 
Add.l), 

- in Bekräftigung seines Eintretens für die Erhal­
tung der Einheit und territorialen Unversehrt­
heit Angolas, 

- mit Genugtuung über die Unterzeichnung des 
Protokolls von Lusaka am 20. November 1994 
(S/1994/1441, Anhang), die einen wichtigen 
Schritt zur Wiederherstellung des Friedens und 
der Stabilität in Angola darstellt, 

- erneut erklärend, welche Bedeutung er der 
vollen Durchführung der >Acordos de Paz< 
(S/22609, Anhang), des Protokolls von Lusaka 
und der einschlägigen Resolutionen des Si­
cherheitsrats beimißt, 

- unter Hinweis auf den im Protokoll von Lusaka 
enthaltenen Zeitplan für die Durchführung, 
insbesondere die Notwendigkeit, daß die Re­
gierung Angolas und die UNITA den Verein­
ten Nationen alle sachdienlichen militärischen 
Daten zur Verfügung stellen, die Freizügigkeit 
von Personen und Gütern ermöglichen und 
dort, wo ihre Truppen miteinander in Berüh­
rung stehen, eine begrenzte Truppenentflech­
tung beginnen, 

- mit Genugtuung über die Aufrechterhaltung ei­
ner Waffenruhe, die bislang im allgemeinen 
eingehalten wurde, 

- sowie mit Genugtuung über die Fortschritte, 
die bei den am 10. Januar 1995 in Chipipa und 
vom 2. bis 3. Februar 1995 in Waco Kungo ab­
gehaltenen Treffen zwischen den Stabschefs 
der angolanischen Streitkräfte und der UNITA 
erzielt wurden, 

- ferner mit Genugtuung über die Dislozierung 
der Beobachtertruppen der Verifikationsmissi­
on der Vereinten Nationen für Angola (UNA-
VEM II) und die Beiträge der Mitgliedstaaten 
zu dieser Mission, 

- mit Genugtuung über das Angebot der angola­
nischen Regierung, erhebliche Beiträge in 
Form von Sachleistungen an die Friedenssiche­
rungseinsätze der Vereinten Nationen in Ango­
la zu leisten, wie in dem Dokument >Kosten der 
Durchführung des Protokolls von Lusaka< 
(S/1994/145 Dausgeführt. 

- zutiefst besorgt über die Verzögerungen bei 
der Durchführung des Protokolls von Lusaka, 

- betonend, daß es notwendig ist, daß der Präsi­
dent Angolas, José Eduardo dos Santos, und 
der Führer der UNITA, Dr. Jonas Savimbi, un­
verzüglich zusammentreffen, um den für die 
erfolgreiche Durchführung des Protokolls von 
Lusaka erforderlichen politischen Impuls zu 
geben, 

- unter Begrüßung der Entsendung einer Mini­
sterdelegation der Organisation der Afrikani­
schen Einheit (OAU) zum Sicherheitsrat, mit 
dem Auftrag, an seiner Prüfung der Lage in 
Angola teilzunehmen, 

1. genehmigt die Einrichtung eines Friedenssi­
cherungseinsatzes, der UNAVEM II I , mit dem 
Auftrag, den Parteien bei der Wiederherstel­
lung des Friedens und der Herbeiführung der 
nationalen Aussöhnung in Angola auf der 
Grundlage der >Acordos de Paz<, des Proto­
kolls von Lusaka und der einschlägigen Reso­
lutionen des Sicherheitsrats behilflich zu sein, 
wie in Teil IV des Berichts des Generalse­
kretärs vom 1. Februar 1995 ausgeführt, mit ei­
nem anfänglichen Mandat bis zum 8. August 
1995 und einer Höchsttruppenstärke von 7000 
Soldaten, zusätzlich zu den 350 Militär- und 
260 Polizeibeobachtern, die in dem Bericht des 
Generalsekretärs genannt werden, und einer 
entsprechenden Anzahl von internationalem 
und lokalem Personal; 

2. fordert nachdrücklich die rasche Dislozierung 
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der Militär- und Polizeibeobachter zur Über­
wachung der Waffenruhe; 

3. genehmigt die unverzügliche Dislozierung der 
Planungs- und Unterstützungsanteile, die für 
die Vorbereitung der Dislozierung der Frie­
denssicherungstruppen erforderlich sind, unter 
der Voraussetzung, daß der Generalsekretär 
nach wie vor die Gewißheit hat, daß eine wirk­
same Waffenruhe und wirksame gemeinsame 
Überwachungsmechanismen für die Waffenru­
he vorhanden sind, und daß beide Parteien die 
ungehinderte und sichere Lieferung von huma­
nitären Hilfsgütern im gesamten Land zulas­
sen, und genehmigt die darauffolgende Dislo­
zierung der zusätzlichen Anteile, die erforder­
lich sind, um operationelle Kasernierungszo-
nen für die Streitkräfte der UNITA einzurich­
ten; 

4. beschließt, daß die Dislozierung von Infante­
rieeinheiten auf der Grundlage eines Berichts 
des Generalsekretärs an den Sicherheitsrat zu 
erfolgen hat, in dem erklärt wird, daß die in Zif­
fer 32 des Berichts des Generalsekretärs ge­
nannten Bedingungen, unter anderem die ef­
fektive Einstellung der Feindseligkeiten, die 
Bereitstellung aller sachdienlichen militäri­
schen Daten und die Festlegung aller Kasernie-
rungszonen, erfüllt worden sind, vorausge­
setzt, daß der Rat nichts anderes beschließt; 

5. betont, welche Bedeutung er der raschen Ein­
richtung eines gut koordinierten und umfassen­
den Minenräumprogramms in Angola beimißt, 
wie im Bericht des Generalsekretärs vom 1. Fe­
bruar 1995 ausgeführt, und ersucht ihn, den Rat 
über die bei der Durchführung erzielten Fort­
schritte zu unterrichten; 

6. unterstützt die Auffassung des Generalse­
kretärs, die in seinem Bericht (S/1995/97 und 
Add. 1 ) zum Ausdruck kommt, wonach es not­
wendig ist, daß die UNAVEM III über eine 
wirksame Informationskapazität verfügt, 
einschließlich einer im Benehmen mit der Re­
gierung Angolas einzurichtenden Radiostation 
der Vereinten Nationen; 

7. ersucht den Generalsekretär, den Rat monat­
lich über die bei der Dislozierung der UNA­
VEM III und bei der Durchführung des Proto­
kolls von Lusaka erzielten Fortschritte zu un­
terrichten, einschließlich der Aufrechterhal­
tung einer wirksamen Waffenruhe, des freien 
Zugangs der UNAVEM III zu allen Gebieten 
im gesamten Land, der freien Lieferung huma­
nitärer Hilfsgüter im gesamten Land und der 
Einhaltung der nach dem Protokoll von Lusaka 
bestehenden Verpflichtungen sowohl durch die 
Regierung Angolas als auch die UNITA, und 
ersucht den Generalsekretär ferner, dem Rat 
bis zum 15. Juli 1995 einen vollständigen Be­
richt vorzulegen; 

8. begrüßt die Absicht des Generalsekretärs, in 
den politischen Anteil der UNAVEM III Men­
schenrechtsexperten aufzunehmen, die die 
Durchführung der Bestimmungen im Zusam­
menhang mit der nationalen Aussöhnung über­
wachen sollen; 

9. bekundet seine Absicht, die Rolle der Verein­
ten Nationen in Angola zu überprüfen, falls der 
Generalsekretär berichten sollte, daß die erfor­
derliche Kooperation von Seiten der Parteien 
sich erheblich verzögert oder überhaupt aus­
bleibt; 

10. bekundet seine Absicht, die Mission der UNA­
VEM III abzuschließen, sobald die Ziele des 
Protokolls von Lusaka in Übereinstimmung 
mit dem diesem Protokoll beigefügten Zeitplan 
verwirklicht worden sind, in der Erwartung, 

daß die Mission bis Februar 1997 abgeschlos­
sen sein wird; 

11. begrüßt die beträchtlichen Beiträge der Mit­
gliedstaaten, der Organisationen der Vereinten 
Nationen und der nichtstaatlichen Organisatio­
nen zur Deckung des humanitären Bedarfs des 
angolanischen Volks, und fordert zur Leistung 
zusätzlicher erheblicher Beiträge auf; 

12. bekräftigt die Verpflichtung aller Staaten, die 
Bestimmungen von Ziffer 19 der Resolution 
864(1993) zu erfüllen, und fordert die Regie­
rung Angolas und die UNITA auf, während der 
Präsenz der UNAVEM III in Angola jeglichen 
Ankauf von Waffen und Kriegsmaterial einzu­
stellen, wie in den >Acordos de Paz< vereinbart, 
und ihre Ressourcen stattdessen vorrangigen 
humanitären und sozialen Bedürfnissen zu 
widmen; 

13. fordert die Regierung Angolas auf, bis späte­
stens 20. März 1995 mit den Vereinten Natio­
nen eine Vereinbarung über die Rechtsstellung 
der Truppen abzuschließen; 

14. ermutigt den Generalsekretär, das Angebot der 
Regierung Angolas zur direkten Unterstützung 
der UNAVEM III mit Nachdruck zu verfolgen, 
dies in dem in Ziffer 13 genannten Truppensta­
tut entsprechend zu berücksichtigen und mit 
der Regierung Angolas und der UNITA Mög­
lichkeiten einer maßgeblichen zusätzlichen 
Unterstützung im Zusammenhang mit der Frie­
denssicherung zu sondieren und dem Rat über 
die Ergebnisse dieser Sondierungen Bericht zu 
erstatten; 

15. bittet die Mitgliedstaaten nachdrücklich, auf 
das Ersuchen des Generalsekretärs, der UNA­
VEM III Personal, Ausrüstung und andere Mit­
tel zur Verfügung zu stellen, positiv zu reagie­
ren, um deren baldige Dislozierung zu erleich­
tern; 

16. verlangt, daß alle Beteiligten in Angola die er­
forderlichen Maßnahmen ergreifen, um die Si­
cherheit und Bewegungsfreiheit des Personals 
der Vereinten Nationen und des sonstigen im 
Rahmen der UNAVEM III dislozierten Perso­
nals zu gewährleisten; 

17. begrüßt die Anwesenheit der Ministerdelegati­
on der Organisation der Afrikanischen Einheit 
und weist in diesem Zusammenhang auf die 
Notwendigkeit der fortgesetzten Zusammenar­
beit zwischen den Vereinten Nationen und der 
OAU zur Förderung des Friedens und der Si­
cherheit in Angola sowie auf den Beitrag hin, 
den die Regionalorganisationen zur Krisenbe­
wältigung und Konfliktlösung leisten können; 

18. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt 
zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

SICHERHEITSR AT -Erklärung des Präsidenten 
vom 10. März 1995 (UN-Dok. S/PRST/1995/11) 

Auf der 3508. Sitzung des Sicherheitsrats am 10. 
März 1995 gab der Präsident des Sicherheitsrats 
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk­
tes >Die Situation in Angola< durch den Rat im Na­
men des Rates die folgende Erklärung ab: 

»Der Sicherheitsrat hat den Bericht des Generalse­
kretärs vom 5. März 1995 (S/1995/177) über die 
Verifikationsmission der Vereinten Nationen für 
Angola (UNAVEM III) geprüft. 
Der Sicherheitsrat begrüßt die Einschätzung des 
Generalsekretärs, wonach die Waffenruhe bislang 
im allgemeinen eingehalten wird. Er begrüßt 

außerdem die weitere Dislozierung von Militär-
und Polizeibeobachtern der Vereinten Nationen an 
Standorte außerhalb Luandas. Er stellt jedoch fest, 
daß diese Dislozierung durch die unvollständige 
Kooperation der Parteien, insbesondere der UNI­
TA, erschwert worden ist. Im Laufe des Monats 
seit der Verabschiedung seiner Resolution 976 
(1995) haben eine Reihe von Entwicklungen statt­
gefunden, die zu ernsthafter Besorgnis Anlaß ge­
ben. Dazu zählen das Ausbleiben von Fortschritten 
bei der Truppenentflechtung in der Umgebung von 
Uige und Negage, die Eskalation der Spannungen 
in den vergangenen Wochen, insbesondere im 
Norden des Landes, die Nichteinräumung freien 
Geleits für den Besuch bestimmter Gebiete und 
Einschränkungen der Bewegungsfreiheit des Per­
sonals der UNAVEM II I , Angriffe auf Dörfer, die 
Verlegung von Minen, unerlaubte Truppenbewe­
gungen und militärischer Flugbetrieb sowie An­
griffe auf Luftfahrzeuge der Vereinten Nationen, 
insbesondere durch die UNITA am 13. Februar 
1995 in Quibaxe. Der Rat fordert die Parteien, ins­
besondere die UNITA, auf, solche Handlungen zu 
unterlassen, die negative Propaganda zu beenden, 
ihre Zusammenarbeit untereinander und mit den 
Vereinten Nationen durch die Gemeinsame Kom­
mission zu verbessern und mit den humanitären 
Einsätzen voll zusammenzuarbeiten. 
Der Sicherheitsrat wiederholt seinen Aufruf an 
Präsident Dos Santos und Dr. Savimbi, als Zeichen 
ihrer gemeinsamen Verpflichtung auf den Frie­
densprozeß unverzüglich zusammenzutreffen, und 
fordert die Regierung Angolas und die UNITA 
nachdrücklich auf, ihre diesbezüglichen Vorkeh­
rungen sofort abzuschließen, um die erforderli­
chen politischen Impulse für die erfolgreiche 
Durchführung des Protokolls von Lusaka sicher­
zustellen. Erfordert außerdem die Beobachterstaa­
ten des Friedensprozesses, die Organisation der 
Afrikanischen Einheit und die beteiligten Nach­
barstaaten auf, ihre auf die volle Durchführung des 
Friedensprozesses abzielenden Bemühungen fort­
zusetzen. 

Der Sicherheitsrat bekräftigt die Verpflichtung al­
ler Staaten, die Bestimmungen von Ziffer 19 der 
Resolution 864(1993) vollinhaltlich durchzu­
führen, und wiederholt seinen Aufruf an die Regie­
rung Angolas und die UNITA, den Ankauf von 
Waffen und Wehrmaterial einzustellen, wie in den 
>Acordos de Paz< vereinbart. 
Der Sicherheitsrat stellt fest, daß die Vereinten Na­
tionen derzeit bemüht sind, von der Regierung 
Angolas die Bereitstellung wichtiger Dienstlei­
stungen und den Zugang zu wichtigen Einrichtun­
gen, wie Häfen und Flughäfen, für die UNA­
VEM III zu erhalten. Eine rasche und positive Re­
aktion der Regierung Angolas auf die diesbezügli­
chen Erfordernisse der Vereinten Nationen ist für 
die Dislozierung der UNAVEM III unabdingbar. 
Er fordert beide Parteien auf, den Abschluß der ur­
sprünglichen Aufgaben zu beschleunigen, um die 
rasche Dislozierung der Einheiten der UNA­
VEM III zu gewährleisten. Der Rat unterstreicht 
die Bedeutung, die er dem Abschluß einer Verein­
barung über die Rechtsstellung der Truppen zwi­
schen der Regierung Angolas und den Vereinten 
Nationen bis zum 20. März 1995 beimißt, wie in 
Ziffer 13 seiner Resolution 976(1995) gefordert. 
Er wird die Entwicklungen in diesen Bereichen 
weiterhin genau verfolgen. 
Der Sicherheitsrat würdigt die fortgesetzten 
Bemühungen der Organisationen der Vereinten 
Nationen und der nichtstaatlichen Organisationen 
um die Bereitstellung humanitärer Hilfe in ganz 
Angola. Er unterstreicht, welche Bedeutung er ei­
nem gut koordinierten und umfassenden Minen-
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räumprogramm beimißt, das unter anderem die 
Logistik der humanitären Einsätze verbessern 
wird. Er ruft beide Parteien auf, mit den Vereinten 
Nationen und den nichtstaatlichen Organisationen 
bei der Durchführung dieses Programms zu koope­
rieren. Er beklagt die am 2. März erfolgte Tötung 
von drei Angolanern und einem Deutschen, alle 
Mitglieder der nichtstaatlichen Organisation >Cap 
Anamun, die an Minenräumarbeiten teilnahmen, 
sowie die im letzten Monat erfolgten Angriffe auf 
Luftfahrzeuge und Straßentransporte des IKRK, 
und erinnert die Parteien an seine wiederholten 
Aufforderungen, alle Handlungen zu unterlassen, 
welche die Sicherheit des humanitären Personals 
in Angola gefährden könnten. 
Der Sicherheitsrat unterstützt die Schlußfolgerun­
gen des Generalsekretärs, wonach die Regierung 
Angolas und die UNITA konkretere Zeichen der 
Kooperationsbereitschaft und des guten Willens 
beim Vollzug des Friedensprozesses setzen müs­
sen. Er erinnert die Parteien daran, daß die Dislo­
zierung der Einheiten der UNAVEM III erst erfol­
gen wird, wenn die in Ziffer 32 seines Berichts 
vom 1. Februar 1995 (S/1995/97) genannten Be­
dingungen erfüllt worden sind. Er hat aufmerksam 
von der Erklärung des Generalsekretärs Kenntnis 
genommen, wonach der Beginn der Dislozierung 
am 9. Mai 1995 nicht gewährleistet werden kann, 
wenn er nicht bis spätestens zum 25. März 1995 in 
der Lage ist zu berichten, daß die Parteien diese 
Bedingungen erfüllt haben. Die Zeit drängt, wenn 
die durch das Protokoll von Lusaka und die mit 
Ratsresolution 976(1995) geschaffene Gelegen­
heit nicht versäumt werden soll. Der Rat schließt 
sich dem Aufruf des Generalsekretärs an die Par­
teien an, jetzt die erforderlichen Schritte zu unter­
nehmen, um sicherzustellen, daß die Dislozierung 
dieser Einheiten wie geplant am 9. Mai 1995 be­
ginnen kann. Er ersucht den Generalsekretär, ihn 
über die diesbezüglichen Entwicklungen genau 
unterrichtet zu halten.« 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsidenten 
vom 13. April 1995 (UN-Dok. S/PRST/1995/18) 

Auf der 3518. Sitzung des Sicherheitsrats am 
13. April 1995 gab der Präsident des Sicherheits­
rats im Zusammenhang mit der Behandlung des 
Punktes >Die Situation in Angola< durch den Rat 
im Namen des Rates die folgende Erklärung ab: 

»Der Sicherheitsrat hat den Zwischenbericht des 
Generalsekretärs vom 7. April 1995 (S/1995/274) 
über die Verifikationsmission der Vereinten Na­
tionen für Angola (UNAVEM III) geprüft. 
Der Sicherheitsrat begrüßt die Bestätigung des Ge­
neralsekretärs, daß die Waffenruhe bislang im all­
gemeinen eingehalten wird und daß die Zahl der 
Verletzungen der Waffenruhe verhältnismäßig 
niedrig geblieben ist. Er begrüßt außerdem die 
weitere Dislozierung von Militär- und Polizeibe­
obachtern der UNAVEM III an Gruppenstandorte 
und regionale Hauptquartiere außerhalb Luandas 
sowie die in einer Reihe von wichtigen Bereichen 
gemeldeten Fortschritte, einschließlich der Ver­
bindung mit der UNITA, des Abschlusses der er­
sten Phase der Truppenentflechtung und der Erör­
terungen über die Modalitäten für die Eingliede­
rung der UNITA in die Nationalarmee. Er lobt die 
Parteien für ihre diesbezüglichen Bemühungen. 
Der Sicherheitsrat stellt fest, daß eine Rei!~e von 
Entwicklungen Anlaß zu Sorge geben. Dazu 
gehören Berichte über fortgesetzte militärische 
Handlungen und Vorbereitungen, insbesondere 
der Angriff auf den Landestreifen in Andulo durch 

die angolanische Luftwaffe, weiter der Umstand, 
daß die zweite Phase der Truppenentflechtung 
nicht bis zum 10. April 1995 abgeschlossen wer­
den konnte, gewisse Beschränkungen des Zugangs 
der UNAVEM III zu militärischen Einrichtungen 
der Regierung sowie die jüngsten Angriffe auf Per­
sonal der UNAVEM III und der nichtstaatlichen 
Organisationen. Der Rat begrüßt den verbesserten 
Zugang der UNAVEM III zu von der UNITA kon­
trollierten Gebieten, stellt aber fest, daß einige ört­
liche Kommandeure der UNITA die Bewegungs­
freiheit des Personals der UNAVEM III nach wie 
vor einschränken, und fordert die UNITA auf, den 
uneingeschränkten Zugang zu gewährleisten. 
Der Sicherheitsrat fordert die Parteien auf, mit den 
Vereinten Nationen, insbesondere durch die Ge­
meinsame Kommission, voll zu kooperieren und 
die Sicherheit des Personals der UNAVEM III und 
der nichtstaatlichen Organisationen zu gewährlei­
sten. Er stellt mit Befriedigung fest, daß die Mit­
glieder der Gemeinsamen Kommission, ein­
schließlich der Vertreter der Regierung Angolas, 
am 7. April in Bailundo mit Dr. Savimbi zusam­
mengetroffen sind und daß dieser bei dem Treffen 
öffentlich sein Eintreten für das Protokoll von Lu­
saka bekräftigt hat. Der Rat wiederholt seinen Auf­
ruf zu einem umgehenden Zusammentreffen von 
Präsident dos Santos und Dr. Savimbi, da ein sol­
ches Treffen das Vertrauensklima fördern und dem 
Friedensprozeß in Angola neue Impulse verleihen 
könnte. 

Der Sicherheitsrat begrüßt den Beschluß des Ge­
neralsekretärs, mit den Vorbereitungen für die 
Dislozierung der Infanterieeinheiten der UNA­
VEM III fortzufahren (S/1995/230). Er stellt fest, 
daß er die angolanischen Parteien daran erinnert 
hat, daß es ihnen obliegt, unverzüglich den Ver­
pflichtungen aus dem Protokoll von Lusaka nach­
zukommen, der UNAVEM III die unverzichtbare 
logistische Unterstützung bereitzustellen und 
grundlegende Aufgaben wahrzunehmen, nament­
lich die Minenräumung, die Wiederherstellung der 
wichtigsten Transportwege und die Festlegung der 
Kasernierungszonen, damit im Mai 1995 die 
Dislozierung von Infanteriebataillonen der Ver­
einten Nationen in Angola stattfinden kann. Der 
Rat unterstützt den Generalsekretär in dieser Hin­
sicht voll und betont, daß das Protokoll von Lusa­
ka vollinhaltlich durchzuführen ist. Er begrüßt die 
Absicht des Generalsekretärs, die Infanteriebatail­
lone stufenweise zu dislozieren. Er betont, wel­
chen Wert er darauflegt, daß die Regierung Ango­
las der UNAVEM III wie vorgesehen logistische 
Unterstützung gewährt. In diesem Zusammenhang 
begrüßt er das Einverständnis der angolanischen 
Regierung, den Vereinten Nationen vollen operati­
ven Zugang zum Flugplatz Catumbela zu ge­
währen, und fordert die Regierung Angolas auf, si­
cherzustellen, daß diese Regelung so lange gilt wie 
von der UNAVEM III benötigt. Er begrüßt außer­
dem die Absicht der Regierung Angolas, bis zum 
15. April 1995 mit den Vereinten Nationen eine 
Vereinbarung über die Rechtsstellung der Truppen 
abz: schließen. 

Der Sicherheitsrat erklärt erneut, daß alle Staaten 
gehalten sind, die Bestimmungen von Ziffer 19 der 
Resolution 864(1993) vollinhaltlich durchzu­
führen, und stellt fest, daß die unter Verstoß gegen 
die Bestimmungen der >Acordos de Paz< und der 
Resolution 976(1995) weiter andauernde Zufuhr 
von Waffen nach Angola zur Instabilität des Lan­
des beiträgt und die Bemühungen zur Vertrauens­
bildung untergräbt. 
Der Sicherheitsrat zeigt sich ermutigt durch den 
Umstand, daß der Generalsekretär für den Monat, 
der seit seinem letzten Bericht an den Rat vergan­

gen ist, allgemeine Fortschritte in der humanitären 
Lage melden konnte. Er fordert die Parteien auf, 
weiterhin den Zugang zu allen Gebieten des Lan­
des für die Auslieferung humanitärer Hilfsgüter zu 
erleichtern. Er fordert die Parteien außerdem er­
neut auf, die Sicherheit und Unversehrtheit des ge­
samten humanitären Personals in Angola zu ach­
ten. Er unterstützt den Aufruf der drei Beobachter­
staaten des angolanischen Friedensprozesses an 
die Parteien (S/1995/239), bei der Freilassung aller 
kriegsbedingt in Haft gehaltenen Personen über 
das Internationale Komitee vom Roten Kreuz so­
wie bei der Freilassung aller gefangenen ausländi­
schen Staatsangehörigen voll zu kooperieren oder 
über den Verbleib der Betroffenen Auskunft zu ge­
ben. 
Der Sicherheitsrat nimmt Kenntnis von den bei der 
Durchführung des umfassenden Minenräumpro-
gramms erzielten Fortschritten, verweist dabei 
aber gleichzeitig auf die in dem Bericht des Gene­
ralsekretärs enthaltene Erklärung, wonach die Si­
tuation in bezug auf die Minen in Angola weiterhin 
kritisch ist. Der Rat fordert daher beide Parteien 
nachdrücklich auf, die Minenräumung zu unter­
stützen und zu erleichtern und die einschlägigen 
Bestimmungen des Protokolls von Lusaka voll 
einzuhalten. Er begrüßt in diesem Zusammenhang 
die im Anschluß an die dreizehnte Sitzung der Ge­
meinsamen Kommission abgegebene Erklärung 
des Sonderbeauftragten des Generalsekretärs, wo­
nach die Regierung Angolas und die UNITA sich 
verpflichtet haben, der UNAVEM III 800 bezie­
hungsweise 400 Mann für Minenräumaktivitäten 
zur Verfügung zu stellen. 
Der Sicherheitsrat wird die Situation in Angola 
weiterhin genau überwachen. Er sieht dem näch­
sten monatlichen Bericht des Generalsekretärs mit 
Interesse entgegen und ersucht ihn, zwischenzeit­
lich sicherzustellen, daß der Rat über die Entwick­
lungen in Angola und über die Aussichten für eine 
rasche Dislozierung der Infanteriebataillone der 
UNAVEM III unterrichtet gehalten wird.« 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsi­
denten vom 11. Mai 1995 (UN-Dok. S/PRST/ 
1995/27) 

Auf der 3534. Sitzung des Sicherheitsrats am 
11. Mai 1995 gab der Präsident des Sicherheitsrats 
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk­
tes >Die Situation in Angola< durch den Rat im Na­
men des Rates die folgende Erklärung ab: 

»Der Sicherheitsrat hat den dritten Zwischenbe­
richt des Generalsekretärs vom 3. Mai 1995 
(S/1995/350) über die Verifikationsmission der 
Vereinten Nationen für Angola (UNAVEM III) 
und den mündlichen Bericht des Sekretariats ge­
prüft. 
Der Sicherheitsrat begrüßt die positiven Entwick­
lungen in Angola. Er begrüßt insbesondere das am 
6. Mai 1995 in Lusaka abgehaltene Treffen zwi­
schen Präsident dos Santos und Dr. Savimbi, das in 
einer positiven Atmosphäre verlaufen ist und der 
Festigung des Friedensprozesses und der Förde­
rung der nationalen Aussöhnung in Angola neue 
Impulse verliehen hat. Der Rat würdigt die 
Bemühungen des Sonderbeauftragten des Gene­
ralsekretärs, der Beobachterstaaten des angolani­
schen Friedensprozesses, der Staaten der Region 
und insbesondere des Präsidenten Sambias, der bei 
der Verwirklichung dieses Treffens behilflich war. 
Er verleiht der Hoffnung Ausdruck, daß das Tref­
fen den Beginn eines regelmäßigen und konstruk-
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tiven Dialogs zwischen dem Präsidenten Angolas 
und dem Führer der UNITA darstellt. 
Der Sicherheitsrat vermerkt mit Befriedigung die 
bei der Durchführung des Protokolls von Lusaka 
(S/1994/1441, Anhang) erzielten Fortschritte be­
treffend unter anderem die Reduzierung der Ver­
letzungen der Waffenruhe, die Truppenentflech­
tung, die Zusammenarbeit zwischen den Parteien 
und der UNAVEM I I I , die Unterzeichnung der 
Vereinbarung über die Rechtsstellung der Truppen 
und die Bereitstellung logistischer Einrichtungen 
für die Mission. Der Rat begrüßt die laufende Dis­
lozierung von Unterstützungseinheiten der UNA­
VEM III und betont die Bedeutung einer rechtzei­
tigen Dislozierung der Infanteriebataillone der 
UNAVEM III . 
Der Sicherheitsrat ist jedoch besorgt über die 
schleppenden Fortschritte in anderen Bereichen. 
Er betont die Notwendigkeit einer verstärkten Zu­
sammenarbeit der Regierung und der UNITA mit 
den Vereinten Nationen bei der Ausführung aller 
maßgeblichen Bestimmungen des Protokolls von 
Lusaka und der einschlägigen Resolutionen des Si­
cherheitsrats. Der Rat begrüßt zwar die Entlassung 
der ersten Gruppe von Gefangenen, fordert jedoch 
die Parteien nachdrücklich auf, diesen Prozeß zu 
beschleunigen. Die Parteien und die Vereinten Na­
tionen sollten der Kasernierung der UNITA-Sol-
daten sowie dem Rückzug der Regierungstruppen 
in ihre Kasernen dringende Aufmerksamkeit 
schenken, damit die Eingliederung der UNITA-
Truppen in die Nationalarmee und in die Polizei im 
Einklang mit dem Protokoll von Lusaka ermög­
licht wird. Der Rat betont außerdem die Bedeutung 
des Abschlusses des Entflechtungsprozesses und 
der Verbesserung der Kommunikationsverbindun­
gen mit der UNITA in allen Regionen. Er verweist 
auf die in Resolution 976(1995) des Sicherheits­
rats enthaltenen Bedingungen für die Dislozierung 
von Infanterieeinheiten und fordert die Parteien in 
Angola auf, alle erforderlichen Schritte zu unter­
nehmen, um sicherzustellen, daß diese Bedingun­
gen rasch erfüllt werden, um die rechtzeitige Dis­
lozierung von durchhaltefähigen Infanterieeinhei­
ten in ganz Angola zu ermöglichen, die in der La­
ge sind, die ihnen übertragenen Aufgaben voll zu 
erfüllen. 

Der Sicherheitsrat unterstreicht insbesondere die 
Dringlichkeit eines Minenräumprogramms und 
fordert die Parteien auf, wie versprochen die erfor­
derlichen Mittel und die erforderliche Ausrüstung 
für die Durchführung des Programms zur Verfü­
gung zu stellen und auf den unter ihrer Kontrolle 
stehenden Hauptstraßen mit den Minenräumarbei-
ten zu beginnen. Die Minenräumung, die Öffnung 
der Hauptstraßen und die Wiederherstellung von 
Flugfeldern und sonstiger Infrastruktur sind für die 
rasche Dislozierung der UNAVEM-Infanterieein-
heiten, die Auslieferung von humanitären Hilfsgü­
tern und die Rückkehr der Vertriebenen an ihre 
Heimstätten von entscheidender Bedeutung. Der 
Rat bittet die Geber und die Vereinten Nationen 
und ihre Organisationen sowie die nichtstaatlichen 
Organisationen, die Minenräumaktivitäten aktiv 
zu unterstützen. 
Der Sicherheitsrat stellt mit Befriedigung fest, daß 
sich die humanitäre Lage in Angola gebessert hat, 
und fordert die Parteien auf, ohne Einschränkun­
gen mit den Vereinten Nationen und sonstigen in­
ternationalen humanitären Organisationen bei der 
Erleichterung der Auslieferung von humanitären 
Hilfsgütern in allen Regionen zusammenzuarbei­
ten und ihre Bemühungen zur Gewährleistung der 
Sicherheit der humanitären Transporte und des 
UNAVEM-Personals zu verstärken. Er ersucht die 
Mitgliedstaaten, die laufenden humanitären Akti­

vitäten in Angola auch weiterhin zu unterstützen 
und die auf dem Gebertreffen im Februar 1995 an­
gekündigten Beiträge so bald wie möglich bereit­
zustellen. 
Der Sicherheitsrat wird die Lage in Angola auch 
weiterhin genau überwachen und sieht dem näch­
sten Monatsbericht des Generalsekretärs mit Inter­
esse entgegen.« 

Burundi 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsiden­
ten vom 31. Januar 1995 (UN-Dok. S/PRST/ 
1995/5) 

Im Anschluß an Konsultationen unter den Mitglie­
dern des Sicherheitrats gab der Ratspräsident auf 
der 3497. Sitzung des Rates am 31. Januar 1995 im 
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes 
>Die Situation in Burundi< durch den Rat im Na­
men des Rates die folgende Erklärung ab: 

»Der Sicherheitsrat, der die Entwicklungen in Bu­
rundi aufmerksam verfolgt, hat mit Besorgnis da­
von Kenntnis genommen, daß sich die Situation in 
dem Land in den letzten Tagen erheblich ver­
schlechtert hat. 
In diesem Zusammenhang mißbilligt der Sicher­
heitsrat entschieden die von der Führung einer po­
litischen Partei abgegebenen Erklärungen, in de­
nen diese die Absetzung des Premierministers und 
den Sturz seiner Regierung mit allen verfügbaren 
Mitteln fordert. 
Der Sicherheitsrat mißbilligt diese Versuche, die 
gemäß dem Regierungspakt vom 10. September 
1994 eingesetzte Koalitionsregierung durch Ein­
schüchterung zu bedrohen. Er verurteilt ferner die 
extremistischen Gruppen, die den nationalen Aus­
söhnungsprozeß weiter untergraben. 
Der Sicherheitsrat fordert alle Parteien und sonsti­
gen Beteiligten, insbesondere die nationalen Si­
cherheitskräfte, auf, Gewalthandlungen zu unter­
lassen und die im Einklang mit dem genannten 
Pakt geschaffenen staatlichen Institutionen zu un­
terstützen. 
Der Sicherheitsrat ersucht den Generalsekretär, 
ihn über die Entwicklungen in Burundi auch künf­
tig voll unterrichtet zu halten. Der Rat wird mit der 
Angelegenheit aktiv befaßt bleiben.« 

SICHERHEITSRAT-Erklärung des Präsidenten 
vom 9. März 1995 (UN-Dok. S/PRST/1995/10) 

Auf der 3506. Sitzung des Sicherheitsrats am 9. 
März 1995 gab der Präsident des Sicherheitsrats 
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk­
tes >Die Situation in Burundi< durch den Rat im 
Namen des Rates die folgende Erklärung ab: 

»Der Sicherheitsrat hat die Berichte seiner Mission 
in Burundi, die sich am 10. und 11. Februar 1995 in 
Bujumbura aufgehalten hat, geprüft und begrüßt 
die in dem Bericht der Mission (S/1995/163) ent­
haltenen Feststellungen und Empfehlungen. Er 
dankt den Mitgliedern der Mission für ihre 
Bemühungen. 
Der Sicherheitsrat erinnert an seine früheren Er­
klärungen zur Situation in Burundi, insbesondere 
die Erklärung vom 31. Januar 1995 (S/PRST/ 
1995/5). Er ist auch weiterhin zutiefst besorgt über 
das Klima der Unsicherheit, das in Burundi nach 
wie vor herrscht. Er verurteilt die Aktivitäten der­

jenigen, die innerhalb Burundis und im Ausland 
versuchen, die im Regierungspakt vom 10. Sep­
tember 1994 enthaltenen einvernehmlichen Rege­
lungen für die gemeinsame Teilhabe an der Macht 
zunichte zu machen, indem sie sich undemokrati­
scher Methoden bedienen, wie der Einschüchte­
rung und Anstiftung zur Gewalt sowie der Gueril­
latätigkeit und subversiver politischer Aktivitäten. 
Diese Vorgehensweisen bedrohen den Frieden, die 
Stabilität und die nationale Aussöhnung. 
Der Sicherheitsrat erklärt erneut, daß er den Regie­
rungspakt und die im Rahmen dieses Paktes einge­
setzte Koalitionsregierung unterstützt. In diesem 
Zusammenhang nimmt er Kenntnis von der Ernen­
nung des Premierministers und seines Kabinetts 
und bittet alle Parteien in Burundi nachdrücklich, 
zusammenzuarbeiten, um für Stabilität im Land zu 
sorgen. 
Der Sicherheitsrat bekundet erneut die Auffas­
sung, daß die Straffreiheit ein grundlegendes Pro­
blem in Burundi ist, das die Sicherheit dort ernst­
lich gefährdet, und betont, daß er es für notwendig 
hält, Unterstützung zu gewähren, um das Justizsy­
stem des Landes stärken zu helfen. In diesem Zu­
sammenhang unterstreicht er die mögliche Rolle 
einer im Einklang mit dem Regierungspakt ge­
schaffenen internationalen Kommission zur Un­
tersuchung des versuchten Staatsstreichs von 1993 
und der Massaker, die sich daran anschlossen. 
Der Sicherheitsrat bekräftigt nachdrücklich seine 
Unterstützung für die Anwendung der Bestim­
mungen des Regierungspakts, die zur Förderung 
des politischen Dialogs die Veranstaltung einer 
landesweiten Debatte unter Mitwirkung aller Teile 
der Gesellschaft in Burundi vorsehen. 
Der Sicherheitsrat unterstreicht, daß es geboten ist, 
der Regierung bei ihren Bemühungen um die Wie­
derherstellung der Stabilität und die Förderung der 
nationalen Aussöhnung zu helfen. In diesem Zu­
sammenhang legt er dem Generalsekretär nahe, im 
Benehmen mit der Regierung Burundis die Prä­
senz der Vereinten Nationen in dem Land auszu­
bauen, um der Regierung bei der Stärkung des Ju­
stizsystems des Landes, bei der Ausbildung der Zi­
vilpolizei und bei der Schaffung einer wirksamen 
Verwaltungspräsenz in den Provinzen zu helfen. 
Er würdigt die wichtige Rolle, die der Sonderbe­
auftragte des Generalsekretärs wahrnimmt. 
Der Sicherheitsrat erklärt erneut, daß der Verbes­
serung der Sicherheitslage in Burundi hoher Vor­
rang eingeräumt werden muß. Er ermutigt den Ho­
hen Kommissar für Menschenrechte, im Beneh­
men mit der Regierung Burundis und in enger 
Koordinierung mit dem Sonderbeauftragten des 
Generalsekretärs das von ihm in Burundi errichte­
te Büro zu verstärken. Es wäre ebenfalls zu prüfen, 
welche Rolle Menschenrechtsbeobachter spielen 
könnten. 

Der Sicherheitsrat anerkennt außerdem den be­
deutsamen Beitrag, den die Militärbeobachter der 
Organisation der Afrikanischen Einheit (OAU) 
leisten. Er legt der OAU nahe, im Benehmen mit 
der Regierung Burundis die Zahl der Militärbeob­
achter weiter zu erhöhen, und fordert die interna­
tionale Gemeinschaft auf, der OAU in dieser Hin­
sicht zu helfen. 
Der Sicherheitsrat fordert ferner alle Parteien in 
Burundi auf, mit den internationalen Beobachtern 
und dem sonstigen internationalen Personal zu­
sammenzuarbeiten, indem sie ihnen ungehinderten 
Zugang zu allen Teilen des Landes gewähren. 
Der Sicherheitsrat ersucht den Generalsekretär, 
ihn über die Entwicklungen in Burundi auch wei­
terhin voll unterrichtet zu halten. Der Sicherheits­
rat wird mit der Angelegenheit aktiv befaßt blei­
ben.« 

130 Vereinte Nationen 3/1995 



SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsidenten 
vom 29. März 1995 (UN-Dok. S/PRST/1995/13) 

Auf der 3511. Sitzung des Sicherheitsrats am 
29. März 1995 gab der Präsident des Sicherheits­
rats im Zusammenhang mit der Behandlung des 
Punktes >Die Situation in Burundi« durch den Rat 
im Namen des Rates die folgende Erklärung ab: 

»Der Sicherheitsrat ist zutiefst besorgt über die Es­
kalation der Gewalt in Burundi. Er verurteilt den 
von Extremisten verübten Mord an dem Minister 
für Energie und Bergbau und dem ehemaligen 
Bürgermeister von Bujumbura und beklagt die eth­
nisch motivierte Tötung vieler Menschen, zu der 
es daraufhin gekommen ist und die Tausende ver­
anlaßt hat, von ihren Heimstätten zu fliehen. Er 
hebt hervor, wie sinnlos es ist, zur Gewalt zu grei­
fen, und verurteilt die Aktivitäten der extremisti­
schen Elemente, die das Land zu destabilisieren 
trachten und die ganze Region bedrohen. Er legt 
allen Staaten nahe, diejenigen Maßnahmen zu er­
greifen, die sie für erforderlich halten, um zu ver­
hindern, daß sich diese Elemente ins Ausland be­
geben und eine wie auch immer geartete Unterstüt­
zung erhalten. Er bekräftigt seine Entschlossen­
heit, den Regierungspakt vom 10. September 1994 
zu unterstützen, dessen Bestimmungen den institu­
tionellen Rahmen für die erforderliche nationale 
Aussöhnung darstellen. Der Rat ruft alle politi­
schen Parteien, die Streitkräfte und alle Teile der 
Zivilgesellschaft auf, den Pakt im Geist des Dia­
logs, der Mäßigung und des Kompromisses vollin­
haltlich zu achten und umzusetzen. 
Der Sicherheitsrat bittet alle Parteien nachdrück­
lich, zur Förderung des Dialogs zusammenzuar­
beiten. Er unterstreicht, daß es dringend notwendig 
ist, in Ubereinstimmung mit dem Regierungspakt 
eine landesweite Debatte unter Mitwirkung aller 
Teile des Staates zu veranstalten, mit dem Ziel, die 
nationale Aussöhnung zu konsolidieren und die 
Demokratie wiederherzustellen. Er bittet den Ge­
neralsekretär, den verschiedenen politischen Par­
teien und Teilen der Zivilgesellschaft bei der Ein­
leitung dieser umfassenden Konsultationen behilf­
lich zu sein. 

Der Sicherheitsrat weist warnend darauf hin, daß 
diejenigen, die Verbrechen gegen die Menschlich­
keit begehen, dafür individuell verantwortlich sind 
und vor Gericht gestellt werden. Der Rat weist ins­
besondere warnend darauf hin, daß er im Falle der 
Begehung von Völkermordhandlungen in Burundi 
erwägen wird, geeignete Maßnahmen zu treffen, 
um diejenigen, die solche Handlungen begangen 
haben, nach dem Völkerrecht vor Gericht zu stel­
len. 
Der Sicherheitsrat bekräftigt seine Auffassung, 
daß die als gegeben vorausgesetzte Straffreiheit 
ein grundlegendes Problem in Burundi darstellt, 
das die Sicherheit dort ernstlich gefährdet. Der Rat 
bringt erneut seine ernsthafte Besorgnis über Be­
richte zum Ausdruck, aus denen hervorgeht, daß in 
Burundi systematische, weitverbreitete flagrante 
Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht ver­
übt wurden. 
Der Sicherheitsrat verweist auf die Erklärung des 
Präsidenten des Sicherheitsrats vom 9. März 1995 
(S/PRST/1995/10), in welcher der Sicherheitsrat 
unter anderem die Rolle unterstreicht, die eine in­
ternationale Kommission zur Untersuchung des 
versuchten Staatsstreichs vom Oktober 1993 und 
der Massaker, die sich daran anschlössen, in Bu­
rundi spielen könnte. Er ersucht den Generalse­
kretär, dem Rat dringend darüber zu berichten, 
welche Schritte unternommen werden sollten, um 
eine solche unparteiische Untersuchungskommis­
sion einzurichten. 

Der Sicherheitsrat befürwortet Maßnahmen zur 
Wiederherstellung der Rechtsstaatlichkeit und zur 
Verbesserung der Aufgabenwahrnehmung durch 
die Justiz. Er befürwortet außerdem die Veranstal­
tung einer Rundtischkonferenz der Geber. Er bittet 
die Staaten nachdrücklich, für diese Vorhaben fi­
nanzielle Beiträge direkt oder mittels eines eigens 
einzurichtenden Treuhandfonds zur Verfügung zu 
stellen. 
Der Sicherheitsrat unterstützt die vom Hohen 
Kommissar der Vereinten Nationen für Menschen­
rechte getroffene Entscheidung, sein Vorgehen zu 
verstärken, und begrüßt die Entsendung von Sach­
verständigen. 
Der Sicherheitsrat würdigt die von der Organisati­
on der Afrikanischen Einheit (OAU) getroffenen 
Maßnahmen. Er fordert die OAU und ihre Mitglie­
der in der Subregion auf, auch weiterhin ihren Ein­
fluß geltend zu machen, um bei der Stabilisierung 
der Situation in Burundi behilflich zu sein. Erfor­
dert ferner alle Staaten, insbesondere die Nachbar­
staaten, auf, Waffen weder zur Verfügung zu stel­
len noch deren Durchfuhr zu gestatten und denje­
nigen extremistischen Elementen, die die Situation 
in Burundi zu destabilisieren trachten, weder Zu­
flucht noch sonstige Unterstützung zu gewäh­
ren. 
In dem Bewußtsein des engen Zusammenhangs 
zwischen den verschiedenen humanitären und po­
litischen Problemen in der Region und der Gefahr 
der daraus erwachsenden Destabilisierung bekräf­
tigt der Sicherheitsrat seine Unterstützung für eine 
Regionalkonferenz über Frieden, Stabilität und Si­
cherheit, und fordert die Länder der Region auf, 
dringend eine solche Konferenz einzuberufen. 
Der Sicherheitsrat bleibt mit der Angelegenheit 
befaßt. Der Rat wird je nach Entwicklung der Lage 
erwägen, welche Maßnahmen zu ergreifen sind.« 

Burundi und Rwanda 

SICHERHEITSRAT - Mitteilung des Präsiden­
ten vom 6. Februar 1995 (UN-Dok. S/1995/112) 

1. Im Verlauf der am 6. Februar 1995 abgehalte­
nen Plenarkonsultationen beschlossen die Mitglie­
der des Sicherheitsrats, eine Mission nach Burundi 
und Rwanda zu entsenden. 
2. Die Ratsmitglieder kamen überein, daß die 
Mission, die am 8. Februar 1995 aus New York ab­
reisen wird, aus den folgenden sieben Ratsmitglie­
dern bestehen wird: China, Deutschland, Hondu­
ras, Indonesien, Nigeria, Tschechische Republik 
und Vereinigte Staaten von Amerika. 
3. Die Ratsmitglieder kamen außerdem überein, 
daß die Mission folgenden Auftrag hat: 
1. BURUNDI 

a) Konsultationen mit dem Sonderbeauftrag­
ten des Generalsekretärs über die Entwick­
lungen in bezug auf die politische Situation 
und die Sicherheitsverhältnisse in Burundi 
und über seine diesbezüglichen Bemühun­
gen sowie darüber zu führen, wie die Ver­
einten Nationen seine Bemühungen sonst 
weiter unterstützen können; 

b) mit dem Präsidenten, dem Premiermini­
ster, der Führung der Sicherheitskräfte und 
den Führern der Oppositionsparteien sowie 
mit den Organisationen der Vereinten Na­
tionen, den Mitgliedern des diplomati­
schen Korps, den nichtstaatlichen Organi­

sationen, dem Büro der Organisation der 
Afrikanischen Einheit und anderen interes­
sierten Parteien Gespräche abzuhalten und 
ihnen die ernste Sorge des Sicherheitsrats 
über die jüngsten politischen Entwicklun­
gen in Burundi vorzutragen; 

c) allen Parteien gegenüber zu betonen, daß 
der Regierungspakt vom 10. September 
1994 und die auf seiner Grundlage gebilde­
te Regierung und der Prozeß der nationalen 
Aussöhnung die nachdrückliche Unterstüt­
zung des Sicherheitsrats haben und daß der 
Rat alle Versuche, sie zu untergraben oder 
die Region zu destabilisieren, zurückweist; 

d) dem Sicherheitsrat einen Bericht vorzule­
gen. 

2. RWANDA 
a) mit der rwandischen Regierung Konsulta­

tionen hinsichtlich ihrer Bemühungen um 
die nationale Aussöhnung und den Wieder­
aufbau sowie über das Problem der Rück­
kehr der Flüchtlinge zu führen; 

b) mit dem Sonderbeauftragten des General­
sekretärs, den Organisationen der Verein­
ten Nationen, dem UNAMIR-Personal, 
den Mitgliedern des diplomatischen Korps 
und den nichtstaatlichen Organisationen in 
Kigali Konsultationen zu führen; 

c) dem Sicherheitsrat einen Bericht vorzule­
gen. 

Kernwaffen 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Sicherheits­
garantien für Nichtkernwaffenstaaten. - Reso­
lution 984(1995) vom 11. April 1995 

Der Sicherheitsrat, 
- in der Überzeugung, daß alles getan werden 

muß, um die Gefahr eines Atomkriegs zu ver­
meiden und abzuwenden, die Verbreitung von 
Kernwaffen zu verhindern und die internatio­
nale Zusammenarbeit bei der friedlichen Nut­
zung der Kernenergie unter besonderer Beto­
nung der Bedürfnisse der Entwicklungsländer 
zu erleichtem, sowie in Bekräftigung der ent­
scheidenden Bedeutung, die dem Vertrag über 
die Nichtverbreitung von Kernwaffen bei die­
sen Bemühungen zukommt, 

- in Anerkennung des berechtigten Interesses der 
Nichtkernwaffenstaaten, die Vertragsparteien 
des Vertrages über die Nichtverbreitung von 
Kernwaffen sind, Sicherheitsgarantien zu er­
halten, 

- mit Genugtuung darüber, daß mehr als 
170 Staaten Vertragsparteien des Vertrages 
über die Nichtverbreitung von Kernwaffen ge­
worden sind, sowie betonend, daß ein allge­
meiner Beitritt zu dem Vertrag wünschenswert 
ist, 

- in Bekräftigung der Notwendigkeit, daß alle 
Vertragsstaaten des Vertrages über die Nicht­
verbreitung von Kernwaffen alle ihre Ver­
pflichtungen voll einhalten, 

- unter Berücksichtigung des berechtigten Inter­
esses der Nichtkernwaffenstaaten daran, daß in 
Verbindung mit ihrem Beitritt zu dem Vertrag 
über die Nichtverbreitung von Kernwaffen 
weitere geeignete Maßnahmen zur Gewährlei­
stung ihrer Sicherheit ergriffen werden, 

- in der Erwägung, daß die vorliegende Resoluti­
on einen Schritt in diese Richtung darstellt, 

- ferner in der Erwägung, daß im Einklang mit 
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den einschlägigen Bestimmungen der Charta 
der Vereinten Nationen jeder Angriff unter 
Einsatz von Kernwaffen den Weltfrieden und 
die internationale Sicherheit gefährden würde, 

1. nimmt mit Dank Kenntnis von den von einem 
jeden der Kernwaffenstaaten abgegebenen Er­
klärungen (S/1995/261, S/1995/262, S/1995/ 
263, S/1995/264, S/1995/265), in denen diese 
Staaten den Nichtkernwaffenstaaten, die Ver­
tragsparteien des Vertrages über die Nichtver­
breitung von Kernwaffen sind, Sicherheitsga­
rantien gegen den Einsatz von Kernwaffen ge­
ben; 

2. anerkennt das berechtigte Interesse der Nicht­
kernwaffenstaaten, die Vertragsparteien des 
Vertrages über die Nichtverbreitung von Kern­
waffen sind, Garantien zu erhalten, wonach der 
Sicherheitsrat und insbesondere die ständigen 
Mitglieder, die Kernwaffenstaaten sind, im 
Einklang mit den entsprechenden Bestimmun­
gen der Charta der Vereinten Nationen sofort 
tätig werden für den Fall, daß solche Staaten 
Opfer einer Angriffshandlung unter Einsatz 
von Kernwaffen werden oder mit einer solchen 
Angriffshandlung bedroht werden; 

3. anerkennt ferner, daß im Falle eines Angriffs 
mit Kernwaffen oder der Androhung eines sol­
chen Angriffs gegen einen Nichtkernwaffen-
staat, der Vertragspartei des Vertrages über die 
Nichtverbreitung von Kernwaffen ist, jeder 
Staat die Angelegenheit sofort dem Sicher­
heitsrat zur Kenntnis bringen kann, um es dem 
Rat zu ermöglichen, umgehende Maßnahmen 
zu ergreifen, mit dem Ziel, dem Staat, der Op­
fer einer solchen Angriffshandlung ist oder mit 
einer solchen Angriffshandlung bedroht wird, 
im Einklang mit der Charta Beistand zu leisten; 
und anerkennt außerdem, daß die Kern­
waffenstaaten, die ständige Mitglieder des Si­
cherheitsrats sind, die Angelegenheit sofort 
dem Rat zur Kenntnis bringen und bestrebt sein 
werden, Maßnahmen des Rates zu veranlassen, 
um dem betroffenen Staat im Einklang mit 
der Charta den erforderlichen Beistand zu 
leisten; 

4. verweist auf die Mittel, die ihm zur Verfügung 
stehen, um einem solchen Nichtkernwaffen-
staat, der Vertragspartei des Vertrages über die 
Nichtverbreitung von Kernwaffen ist, Beistand 
zu leisten, wozu auch eine Untersuchung der 
Situation und geeignete Maßnahmen zur Beile­
gung der Streitigkeit und zur Wiederherstel­
lung des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit gehören; 

5. bittet die Mitgliedstaaten für den Fall, daß ein 
Nichtkernwaffenstaat, der Vertragspartei des 
Vertrages über die Nichtverbreitung von Kern­
waffen ist, Opfer einer Angriffshandlung mit 
Kernwaffen wird, bei einem Ersuchen des Op­
fers um technische, medizinische, wissen­
schaftliche oder humanitäre Hilfe einzeln oder 
gemeinsam geeignete Maßnahmen zu ergrei­
fen, und bekräftigt seine Bereitschaft, im Falle 
einer solchen Angriffshandlung zu prüfen, 
welche Maßnahmen in dieser Hinsicht erfor­
derlich sind; 

6. bekundet seine Absicht, auf Ersuchen eines 
Nichtkernwaffenstaates, der Vertragspartei des 
Vertrages über die Nichtverbreitung von Kern­
waffen ist und der Opfer einer solchen An­
griffshandlung wird, geeignete Verfahren zur 
Entschädigung dieses Staates durch den An­
greifer nach dem Völkerrecht für infolge des 
Angriffs erlittene Verluste, Schäden oder Ver­
letzungen zu empfehlen; 

7. begrüßt es, daß bestimmte Staaten die Absicht 

bekundet haben, jedem Nichtkernwaffenstaat, 
der Vertragspartei des Vertrages über die 
Nichtverbreitung von Kernwaffen ist und Op­
fer einer Angriffshandlung unter Einsatz von 
Kernwaffen wird oder mit einer solchen An­
griffshandlung bedroht wird, im Einklang mit 
der Charta sofortigen Beistand zu leisten oder 
eine solche Beistandsleistung zu unterstützen; 

8. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, gemäß 
Artikel VI des Vertrages über die Nichtverbrei­
tung von Kernwaffen in redlicher Absicht Ver­
handlungen zu führen über wirksame Maßnah­
men zur nuklearen Abrüstung und über einen 
Vertrag zur allgemeinen und vollständigen Ab­
rüstung unter strenger und wirksamer interna­
tionaler Kontrolle, der ein universelles Ziel 
bleibt; 

9. bekräftigt das in Artikel 51 der Charta aner­
kannte naturgegebene Recht zur individuellen 
oder kollektiven Selbstverteidigung im Falle 
eines bewaffneten Angriffs auf ein Mitglied 
der Vereinten Nationen, bis der Sicherheitsrat 
die zur Wahrung des Weltfriedens und der in­
ternationalen Sicherheit erforderlichen Maß­
nahmen getroffen hat; 

10. unterstreicht, daß die in dieser Resolution auf­
geworfenen Fragen auch in Zukunft ein ständi­
ges Anliegen des Rates bleiben werden. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

Liberia 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Verlänge­
rung des Mandats der Beobachtermission der 
Vereinten Nationen in Liberia (UNOMIL). -
Resolution 972(1995) vom 13. Januar 1995 

Der Sicherheitsrat, 
- unter Hinweis auf seine Resolutionen 788 

(1992) vom 19. November 1992, 813(1993) 
vom 26. März 1993, 856(1993) vom 10. Au­
gust 1993, 866(1993) vom 22. September 1993 
sowie 911(1994) vom 21. April 1994 und 
950(1994) vom 21. Oktober 1994, 

- nach Behandlung der Berichte des Generalse­
kretärs vom 18. Mai 1994 (S/1994/588), 24. Ju­
ni 1994 (S/1994/760), 26. August 1994 (S/ 
1994/1006), 14. Oktober 1994 (S/1994/1167) 
und 6. Januar 1995 (S/1995/9) Uber die Beob­
achtermission der Vereinten Nationen in Libe­
ria (UNOMIL), 

- erfreut über den diplomatischen Erfolg, den der 
derzeitige Vorsitzende der Wirtschafts­
gemeinschaft der westafrikanischen Staaten 
(ECOWAS), der ghanaische Präsident Jerry 
Rawlings, erzielt hat, indem er die Führer der 
Splittergruppen Liberias am 21. Dezember 
1994 zusammengebracht hat, um das Über­
einkommen von Accra (S/1995/7) zu unter­
zeichnen, das auf den Übereinkommen von 
Yamoussoukro, Cotonou und Akosombo auf­
baut und einen Zeitplan für die Durchführung 
ihrer Bestimmungen enthält, 

- mit dem erneuten Ausdruck seiner Anerken­
nung für die Bemühungen der Wirtschaftsge­
meinschaft der westafrikanischen Staaten 
(ECOWAS), die bei der Suche nach einer 
friedlichen Lösung des liberianischen Kon­
flikts eine entscheidende Rolle gespielt hat, 

- sowie mit dem Ausdruck seiner Anerkennung 
für diejenigen afrikanischen Staaten, die Trup­
pen für die ECOWAS-Überwachungsgruppe 

(ECOMOG) gestellt haben, und für die Mit­
gliedstaaten, die zur Unterstützung der Frie­
densverhandlungen und der Friedenstruppen 
Hilfe gewährt haben, namentlich indem sie 
Beiträge an den Treuhandfonds für Liberia ent­
richtet haben, 

- mit dem Ausdruck der Hoffnung, daß zu einem 
möglichst baldigen Termin ein Gipfeltreffen 
der ECOWAS-Staaten veranstaltet wird, um 
die Liberia betreffenden Politiken dieser Staa­
ten miteinander abzustimmen und die Durch­
führung des Übereinkommens von Accra, ins­
besondere eine striktere Anwendung des Waf­
fenembargos, zu fördern, 

- mit Besorgnis Kenntnis davon nehmend, daß 
unter Verstoß gegen das bestehende Waffe­
nembargo weiterhin Waffen nach Liberia ge­
flossen sind, was die Situation in Liberia weiter 
destabilisiert hat, 

- in großer Sorge darüber, daß sich die huma­
nitäre Situation in Liberia verschlechtert hat, 
was bedingt wird durch die mangelnde Sicher­
heit in dem Land und dadurch, daß die nationa­
len und internationalen Hilfsorganisationen 
demzufolge außerstande sind, wirksam tätig zu 
werden, 

- mit der Aufforderung an die führenden Politi­
ker und Splittergruppen Liberias, ihr Eintreten 
für den Friedensprozeß dadurch unter Beweis 
zu stellen, daß sie die Waffenruhe, die am 
28. Dezember 1994 in Kraft getreten ist, auf­
rechterhalten, sich erneut auf den Entwaff­
nungsprozeß verpflichten und unverzüglich al­
le Bestimmungen des Übereinkommens von 
Accra durchführen, 

1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs vom 
6. Januar 1995; 

2. beschließt, das Mandat der UNOMIL bis zum 
13. April 1995 zu verlängern; 

3. verleiht seiner tiefen Besorgnis darüber Aus­
druck, daß die liberianischen Parteien bei den 
jüngsten Gesprächen in Accra keine Einigung 
über die Zusammensetzung des Staatsrats 
gemäß dem Übereinkommen von Accra erzielt 
haben, und fordert sie auf, zusammenzuarbei­
ten, um das Übereinkommen von Accra durch 
die Aufrechterhaltung der Waffenruhe, die 
Wiederaufnahme der Entwaffnung und der De­
mobilisierung der Kombattanten sowie die 
Umsetzung der anderen einschlägigen Aspekte 
des Übereinkommens, insbesondere auch 
durch die umgehende Einsetzung des neuen 
Staatsrats, im Einklang mit dem Zeitplan 
durchzuführen; 

4. ersucht den Generalsekretär, jedweden Be­
schluß, die UNOMIL und ihren zivilen Perso­
nalanteil wieder auf die mit Resolution 866 
(1993) genehmigte Stärke zu erweitern, davon 
abhängig zu machen, ob eine wirksame Waf­
fenruhe besteht und die UNOMIL in der Lage 
ist, ihren Auftrag wahrzunehmen; 

5. ersucht den Generalsekretär ferner, dem Si­
cherheitsrat am oder vor dem 1. März 1995 
über die Situation in Liberia sowie über die 
Rolle der UNOMIL und der ECOMOG Bericht 
zu erstatten, insbesondere auch über die Unter­
stützung, die die ECOWAS-Staaten benötigen, 
um ihre Truppen in der ECOMOG zu belassen; 

6. erinnert alle Mitgliedstaaten daran, daß sie ge­
halten sind, das mit Resolution 788(1992) ver­
hängte Embargo für alle Lieferungen von Waf­
fen und militärischem Gerät nach Liberia ge­
nauestens zu befolgen und einzuhalten; 

7. verlangt erneut, daß alle Splittergruppen in Li­
beria den Status des Personals der ECOMOG 
und der UNOMIL sowie der Organisationen 
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und des Personals, die in ganz Liberia huma­
nitäre Hilfe gewähren, strikt achten, und ver­
langt ferner, daß die Splittergruppen die Aus­
lieferung von Hilfsgütern erleichtern und sich 
genauestens an die anwendbaren Regeln des 
humanitären Völkerrechts halten; 

8. bittet die Mitgliedstaaten nachdrücklich, den 
Friedensprozeß in Liberia dadurch zu unter­
stützen, daß sie Beiträge an den Treuhandfonds 
der Vereinten Nationen für Liberia entrichten 
und finanzielle, logistische und sonstige Hilfe 
zur Unterstützung der an der ECOMOG betei­
ligten Truppen gewähren, damit die ECOMOG 
voll zum Einsatz gelangen und ihren Auftrag, 
insbesondere soweit er die Kantonierung und 
Entwaffnung der liberianischen Splittergrup­
pen betrifft, erfüllen kann; 

9. ersucht in diesem Zusammenhang den Gene­
ralsekretär, sich weiterhin darum zu bemühen, 
von den Mitgliedstaaten finanzielle und logisti­
sche Ressourcen zu erhalten; 

10. würdigt die Anstrengungen der Mitgliedstaa­
ten und humanitären Organisationen zur Ge­
währung humanitärer Nothilfe und insbeson­
dere die Anstrengungen der Nachbarländer zur 
Unterstützung der liberianischen Flüchtlinge; 

11. würdigt außerdem die derzeitigen Anstrengun­
gen der ECOWAS zur Förderung des liberiani­
schen Friedensprozesses und die Entschlossen­
heit der ECOMOG, die Sicherheit der Militär­
beobachter und des zivilen Personals der UN­
OMIL zu gewährleisten; 

12. begrüßt die unermüdlichen Bemühungen des 
Generalsekretärs und seines Sonderbeauftrag­
ten um die Sache des Friedens in Liberia; 

13. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt 
zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Verlänge­
rung des Mandats der Beobachtermission der 
Vereinten Nationen in Liberia (UNOMIL); 
Überwachung des Waffenembargos. - Resolu­
tion 985(1995) vom 13. April 1995 

Der Sicherheitsrat, 
- unter Hinweis auf seine Resolutionen 

813( 1993) vom 26. März 1993,856( 1993) vom 
10. August 1993, 866(1993) vom 22. Septem­
ber 1993, 911(1994) vom 21. April 1994, 
950(1994) vom 21. Oktober 1994 und 972 
(1995) vom 13. Januar 1995, 

- sowie unter Hinweis auf seine Resolution 
788(1992) vom 19. November 1992, in der er 
beschloß, nach Kapitel VII der Charta der Ver­
einten Nationen, daß alle Staaten zum Zweck 
der Herstellung von Frieden und Stabilität in 
Liberia sofort so lange ein allgemeines und 
vollständiges Embargo für alle Lieferungen 
von Waffen und militärischem Gerät nach Li­
beria verhängen werden, bis der Sicherheitsrat 
etwas anderes beschließt, und in der er außer­
dem beschloß, daß das Embargo nicht für Waf­
fen und militärische Gerätschaften gilt, die aus­
schließlich zur Verwendung der Friedenstrup­
pen der Wirtschaftsgemeinschaft der Westafri­
kanischen Staaten (ECOWAS) in Liberia be­
stimmt sind, vorbehaltlich einer auf Grund des 
Berichts des Generalsekretärs gegebenenfalls 
erforderlichen Uberprüfung, 

- nach Behandlung der Berichte des Generalse­
kretärs vom 24. Februar 1995 (S/1995/158) 
und 10. April 1995 (S/1995/279) über die Be­

obachtermission der Vereinten Nationen in Li­
beria (UNOMIL), 

- in großer Sorge über das Scheitern der Waffen­
ruhe in Liberia, was die volle Dislozierung der 
UNOMIL und die volle Wahrnehmung ihres 
Auftrags verhindert, 

- zutiefst besorgt darüber, daß in Verletzung der 
Resolution 788(1992) nach wie vor Waffen 
nach Liberia importiert werden, was den Kon­
flikt noch zusätzlich verschärft, 

- erfreut über den Beschluß der ECOWAS, im 
Mai 1995 ein Gipfeltreffen der Staatschefs ab­
zuhalten, 

1. beschließt, das Mandat der UNOMIL bis zum 
30. Juni 1995 zu verlängern; 

2. fordert alle liberianischen Parteien nachdrück­
lich auf, die Übereinkommen von Akosombo 
(S/1994/1174) und Accra (S/1995/7) durchzu­
führen, indem sie wieder eine wirksame Waf­
fenruhe herbeiführen, umgehend den Staatsrat 
einsetzen und konkrete Schritte zur Durch­
führung der anderen Bestimmungen der Über­
einkommen unternehmen; 

3. ermutigt die ECOWAS-Staaten, die Durch­
führung der Übereinkommen von Akosombo 
und Accra zu fördern und weiterhin alles in 
ihren Kräften Stehende zu tun, um eine politi­
sche Regelung in Liberia zu erleichtern; 

4. fordert alle Staaten, und insbesondere alle 
Nachbarstaaten, nachdrücklich auf, das mit Re­
solution 788(1992) verhängte Embargo für alle 
Lieferungen von Waffen und militärischem 
Gerät nach Liberia voll einzuhalten, und be­
schließt zu diesem Zweck, im Einklang mit Re­
gel 28 seiner vorläufigen Geschäftsordnung ei­
nen aus allen Ratsmitgliedern bestehenden 
Ausschuß des Sicherheitsrats einzusetzen, mit 
dem Auftrag, die nachstehenden Aufgaben 
wahrzunehmen, dem Rat über seine Tätigkeit 
Bericht zu erstatten und dabei auch Bemerkun­
gen und Empfehlungen vorzulegen: 
a) Einholung von Informationen von allen 

Staaten über die Maßnahmen, die sie zur 
wirksamen Durchführung des mit Ziffer 8 
der Resolution 788(1992) verhängten Em­
bargos ergriffen haben; 

b) Prüfung aller ihm von den Staaten zur 
Kenntnis gebrachten Informationen über 
Verstöße gegen das Embargo und in die­
sem Zusammenhang Abgabe von Empfeh­
lungen an den Rat über Möglichkeiten zur 
Erhöhung der Wirksamkeit des Embargos; 

c) Empfehlung angemessener Maßnahmen 
im Falle von Verstößen gegen das mit Zif­
fer 8 der Resolution 788(1992) verhängte 
Embargo und regelmäßige Versorgung des 
Generalsekretärs mit Informationen zur 
Weiterleitung an die Mitgliedstaaten; 

5. dankt dem Vorsitzenden der ECOWAS für sei­
ne Initiative zur Veranstaltung eines regionalen 
Gipfeltreffens über Liberia, und der Regierung 
Nigerias für ihre Bereitschaft, dieses Gipfel­
treffen auszurichten, und fordert alle Parteien 
n'«chdrücklich auf, daran teilzunehmen; 

6. verlangt abermals, daß alle Parteien in Liberia 
die Rechtsstellung des Personals der ECO-
WAS-Überwachungsgruppe (ECOMOG) und 
UNOMIL sowie die Rechtsstellung der Orga­
nisationen und des Personals, die in ganz Libe­
ria humanitäre Hilfsgüter ausliefern, streng 
achten, und verlangt ferner, daß diese Parteien 
solche Lieferungen erleichtern und sich streng 
an die anwendbaren Regeln des humanitären 
Völkerrechts halten; 

7. ersucht den Generalsekretär, dem Sicherheits­
rat bis zum 15. Juni 1995 über die Situation in 

Liberia Bericht zu erstatten, namentlich auch 
über die Frage, ob eine wirksame Waffenruhe 
besteht und ob die UNOMIL ihren Auftrag er­
füllen kann, sowie über den Stand der finanzi­
ellen und logistischen Ressourcen, die die in­
ternationale Gemeinschaft zur Unterstützung 
der an der ECOMOG beteiligten Truppen be­
reitgestellt hat, und stellt fest, daß der Rat die 
Zukunft der UNOMIL im Lichte des Berichts 
des Generalsekretärs prüfen wird; 

8. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt 
zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

Libyen 

S I C H E R H E I T S R A T - Erklärung des Präsidenten 
vom 30. März 1995 (UN-Dok. S/PRST/1995/14) 

Im Anschluß an die am 30. März 1995 abgehalte­
nen Konsultationen gab der Präsident des Sicher­
heitsrats im Zusammenhang mit dem die Libysch-
Arabische Dschamahirija betreffenden Punkt im 
Namen der Mitglieder die folgende Erklärung ab: 

»Die Mitglieder des Sicherheitsrats führten am 30. 
März 1995 informelle Konsultationen gemäß Zif­
fer 13 der Resolution 748(1992), mit welcher der 
Rat beschlossen hatte, die in den Ziffern 3 bis 7 ge­
gen die Libysch-Arabische Dschamahirija ver­
hängten Maßnahmen alle 120 Tage oder, falls es 
die Situation erfordere, früher zu überprüfen. 
Nach Anhörung aller im Verlauf der Konsultatio­
nen zum Ausdruck gebrachten Meinungen gelang­
te der Ratspräsident zu der Schlußfolgerung, es be­
stehe keine Übereinstimmung dahin gehend, daß 
die notwendigen Voraussetzungen für eine Ände­
rung der in den Ziffern 3 bis 7 der Resolution 
748(1992) festgelegten Sanktionsmaßnahmen ge­
geben seien.« 

Rwanda 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsidenten 
vom 10. Februar 1995 (UN-Dok. S/PRST/1995/7) 

Auf der 3500. Sitzung des Sicherheitsrats am 
10. Februar 1995 gab der Präsident des Sicher­
heitsrats im Zusammenhang mit der Behandlung 
des Punktes >Die Situation betreffend Rwanda< 
durch den Rat im Namen des Rates die folgende 
Erklärung ab: 

»1. Der Sicherheitsrat hat den zweiten Bericht 
des Generalsekretärs vom 25. Januar 1995 über die 
Sicherheit in den rwandischen Flüchtlingslagern 
(S/1995/65), insbesondere in Zaire, sowie sein 
Schreiben vom 1. Februar 1995 (S/1995/127) zu 
dieser Frage geprüft. 
2. Der Sicherheitsrat teilt die Einschätzung des 
Generalsekretärs, daß die derzeitige Situation in 
vielen Flüchtlingslagern sowohl für die Flüchtlin­
ge als auch für das humanitäre Hilfspersonal wei­
terhin gefährlich und außerdem für die Subregion 
insgesamt potentiell destabilisierend ist. Er ist 
emsthaft besorgt über Berichte über weiter auftre­
tende Fälle von Einschüchterung und Sicher­
heitsprobleme in den Lagern, insbesondere in Zai­
re, und bekräftigt seine Verurteilung des Vorge-
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hens der in den Lagern lebenden ehemaligen poli­
tischen Führer Rwandas und der ehemaligen Re­
gierungstruppen und Milizen, die - in einigen Fäl­
len mit Gewalt - die Repatriierung von Flüchtlin­
gen zu verhindern suchen. Er ist außerdem nach 
wie vor besorgt über die Bedrohung der Sicherheit 
der internationalen Helfer. Er begrüßt die Schritte, 
die einige der betroffenen Aufnahmeländer zur 
Verbesserung der Sicherheit in den Lagern unter­
nommen haben. Der Rat ist nach wie vor besorgt 
über die Hindernisse, die die ehemaligen Zivil-
und Militärbehörden und Milizen den Aufnah­
meländern bei ihren Bemühungen um eine wirksa­
me örtliche Verwaltung und dem Amt des Hohen 
Kommissars der Vereinten Nationen für Flüchtlin­
ge (UNHCR) bei der Durchführung seines Auf­
trags in den Weg stellen. 
3. Der Sicherheitsrat mißt möglichst raschen 
Maßnahmen zur Bewältigung der Sicherheitspro­
bleme in den Lagern große Bedeutung bei. In die­
sem Zusammenhang begrüßt er den Beschluß, wo­
nach das Amt des Hohen Kommissars im Rahmen 
seines Auftrags zum Schutz der Flüchtlinge und 
zur humanitären Hilfe mit der Regierung Zaires 
entsprechende Vereinbarungen zur Verbesserung 
der Sicherheit in den Lagern treffen soll. Er be­
grüßt die zwischen dem Amt des Hohen Kommis­
sars und der Regierung Zaires am 27. Januar 1995 
getroffene Vereinbarung, 1500 zairische Sicher­
heitskräfte und eine UNHCR-Verbindungsgruppe 
zu dislozieren. Er begrüßt außerdem die zwischen 
den Regierungen Zaires und Rwandas getroffene 
Vereinbarung über die Rückführung von Flücht­
lingen und Vermögenswerten und fordert nach­
drücklich ihre vollinhaltliche Durchführung. Der 
Sicherheitsrat fordert die Mitgliedstaaten nach­
drücklich auf, dem Amt des Hohen Kommissars 
die Ressourcen zur Verfügung zu stellen, die im 
Kontext der zwischen dem Amt des Hohen Kom­
missars und der Regierung Zaires geschlossenen 
Vereinbarung erforderlich sind. Er betont, wie 
wichtig es ist, daß alle Einsätze eng mit der Hilfs­
mission der Vereinten Nationen für Rwanda (UN­
AMIR) koordiniert werden. Der Rat befürwortet 
die Bemühungen, die das Amt des Hohen Kom­
missars in Zusammenarbeit mit der Vereinigten 
Republik Tansania unternimmt, um in den tansani­
schen Lagern Sicherheitsvorkehrungen zu treffen, 
und ermutigt das Amt des Hohen Kommissars, 
auch Maßnahmen in bezug auf die Situation in Bu­
rundi zu treffen. Der Rat ersucht den Generalse­
kretär, ihm regelmäßig über die Durchführung der 
vom Amt des Hohen Kommissars durchgeführten 
Einsätze Bericht zu erstatten. 

4. Der Sicherheitsrat betont, wie wichtig es ist, 
sicherzustellen, daß in den Lagern genaue Infor­
mationen über die Situation im Innern Rwandas 
verbreitet werden. In diesem Zusammenhang be­
kräftigt er, wie wichtig es ist, daß Radio UNAMIR 
seine Sendungen so bald wie möglich aufnimmt. 
5. Der Sicherheitsrat unterstützt die Bemühun­
gen um die Gewährleistung der Sicherheit in den 
Lagern und stellt fest, daß diese Bemühungen mit 
weiteren Anstrengungen innerhalb Rwandas Hand 
in Hand gehen müssen, durch die sichergestellt 
wird, daß die Flüchtlinge ohne Furcht vor Vergel­
tung oder Verfolgung an ihre Heimstätten zurück­
kehren können. In diesem Zusammenhang erkennt 
er an, was die Regierung Rwandas trotz der 
schwierigen Aufgabe und trotz mangelnder Res­
sourcen geleistet hat. Er ermutigt die Regierung 
Rwandas, auch weiterhin die erforderlichen Rah­
menbedingungen für die Maßnahmen zur Repatri­
ierung der Flüchtlinge zu gewährleisten, die natio­
nale Aussöhnung zu fördern und den politischen 
Prozeß mit neuem Leben zu erfüllen, und fordert 

die internationale Gemeinschaft auf, die Regie­
rung Rwandas bei dieser Aufgabe auch weiterhin 
zu unterstützen. Der Rat bekräftigt seine Auffas­
sung, daß zu diesen Rahmenbedingungen auch ein 
geeigneter Mechanismus zur Aufrechterhaltung 
eines Dialogs zwischen der Regierung Rwandas, 
den Flüchtlingen und den Vereinten Nationen 
gehören sollte. Er begrüßt die Schlußfolgerungen 
des Gipfeltreffens der führenden Politiker der Sub-
region, das am 7. Januar 1995 in Nairobi stattge­
funden hat. Der Rat unterstützt die Arbeit des mit 
Resolution 955(1994) geschaffenen Internationa­
len Gerichts für Rwanda sowie die Bemühungen 
um den Wiederaufbau des rwandischen Gerichts­
wesens zur Erleichterung der Aufrechterhaltung 
von Recht und Ordnung. Der Rat begrüßt die auf 
der vor kurzem durchgeführten Rundtischkonfe-
rcnz über Rwanda und als Antwort auf den konso­
lidierten interinstitutionellen Appell eingegange­
nen Verpflichtungen, die der Regierung Rwandas 
bei ihren Bemühungen um den Wiederaufbau des 
Landes und um die Förderung der nationalen Aus­
söhnung helfen werden. 
6. Der Sicherheitsrat sieht der Regionalkonfe­
renz über Hilfe für Flüchtlinge, Rückkehrer und 
Vertriebene im ostafrikanischen Zwischenseenge­
biet, die von der Organisation der Afrikanischen 
Einheit und dem Amt des Hohen Kommissars der 
Vereinten Nationen für Flüchtlinge vom 15. bis 
17. Februar 1995 in Bujumbura ausgerichtet wird, 
mit Interesse entgegen. Der Rat verleiht seiner 
Hoffnung Ausdruck, daß diese Konferenz zu wei­
teren Fortschritten bei der Schaffung der erforder­
lichen Voraussetzungen für die Rückkehr der 
Flüchtlinge und Vertriebenen an ihre Heimstätten 
führen und die Erarbeitung von langfristigen Lö­
sungen zur Förderung und Gewährleistung von 
Frieden, Sicherheit und Entwicklung in der Subre-
gion erleichtern wird, wobei diese Fragen Gegen­
stand einer weiteren, breiter angelegten politischen 
Konferenz sein werden. 
7. Der Sicherheitsrat unterstreicht, daß die Prä­
senz der Flüchtlingslager nur vorübergehender 
Natur sein soll und daß die Rückkehr der Flücht­
linge an ihre Heimstätten in Rwanda nach wie vor 
das eigentliche Ziel ist. Er ersucht den Generalse­
kretär, weiter alle Möglichkeiten zu prüfen und al­
le sonstigen erforderlichen Empfehlungen zur 
möglichst baldigen Gewährleistung der Sicherheit 
in den Lagern zu unterbreiten und unter Berück­
sichtigung der Ergebnisse der Konferenz in Bu­
jumbura einen weiteren Bericht zu dieser Frage 
vorzulegen. 
8. Der Sicherheitsrat wird mit der Angelegenheit 
befaßt bleiben und sie weiter genau verfolgen.« 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Sitz des In­
ternationalen Gerichts für Rwanda. - Resoluti­
on 977(1995) vom 22. Februar 1995 

Der Sicherheitsrat, 
- unter Hinweis auf seine Resolution 955( 1994) 

vom 8. November 1994, 
- unter Berücksichtigung seines Beschlusses in 

Ziffer 6 der Resolution 955( 1994), wonach der 
Sitz des Internationalen Gerichts für Rwanda 
vom Rat bestimmt wird, 

- nach Behandlung des Berichts des Generalse­
kretärs vom 13. Februar 1995 (S/1995/134) so­
wie Kenntnis nehmend von der Empfehlung 
des Generalsekretärs, wonach vorbehaltlich 
entsprechender Vereinbarungen zwischen den 
Vereinten Nationen und der Regierung der 
Vereinigten Republik Tansania, die für den Rat 
annehmbar sind, Aruscha zum Sitz des Interna­

tionalen Gerichts für Rwanda bestimmt werden 
soll. 

- in Anbetracht der Bereitschaft der Regierung 
Rwandas, mit dem Gericht zusammenzuarbei­
ten, 

> beschließt, daß vorbehaltlich des Abschlusses 
entsprechender Vereinbarungen zwischen den 
Vereinten Nationen und der Regierung der 
Vereinigten Republik Tansania das Internatio­
nale Gericht für Rwanda seinen Sitz in Aruscha 
haben wird. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Zusammen­
arbeit mit dem Internationalen Gericht für 
Rwanda. - Resolution 978(1995) vom 27. Fe­
bruar 1995 

Der Sicherheitsrat, 
- unter Hinweis auf alle seine früheren Resolu­

tionen über die Situation in Rwanda, insbeson­
dere seine Resolutionen 935(1994) und 955 
(1994), 

- mit dem erneuten Ausdruck seiner ernsten Be­
sorgnis über Berichte, wonach in Rwanda Völ­
kermord und andere systematische, weitver­
breitete, und flagrante Verstöße gegen das hu­
manitäre Völkerrecht begangen worden sind, 

- im Hinblick darauf, daß diese Berichte in dem 
gemäß Resolution 935(1994) vorgelegten 
Schlußbericht der Sachverständigenkommissi­
on (S/1994/1405, Anhang) bestätigt wurden, 

- unter Hinweis auf die in seiner Resolution 
955(1994), mit der das Internationale Gericht 
für Rwanda geschaffen wurde, enthaltenen 
Verpflichtungen, 

- besorgt über die in den Flüchtlingslagern 
außerhalb Rwandas herrschenden Bedingun­
gen, namentlich auch die Meldungen über Ge­
walthandlungen gegen Flüchtlinge, die freiwil­
lig nach Rwanda zurückkehren möchten, 

- entschlossen, den Verstößen gegen das huma­
nitäre Völkerrecht und den schweren Gewalt­
handlungen gegen Flüchtlinge ein Ende zu set­
zen und wirksame Maßnahmen zu ergreifen, 
um die für diese Verbrechen verantwortlichen 
Personen vor Gericht zu bringen, 

- Kenntnis nehmend von den Berichten des Ge­
neralsekretärs vom 18. November 1994 (S/ 
1994/1308) und 25. Januar 1995 (S/1995/65) 
über die Sicherheit in den rwandischen Flücht­
lingslagern, 

- mit Genugtuung über den Bericht des General­
sekretärs vom 13. Februar 1995 (S/1995/134) 
und betonend, wie wichtig es ist, daß alle Maß­
nahmen für das rasche und wirksame Tätig­
werden des Internationalen Gerichts für Rwan­
da ergriffen werden, 

- betonend, daß es notwendig ist, daß die Staaten 
möglichst bald alle nach ihrem innerstaatlichen 
Recht erforderlichen Maßnahmen zur Durch­
führung der Resolution 955(1994) und zur An­
wendung des Statuts des Internationalen Ge­
richts für Rwanda ergreifen, 

1. fordert die Staaten nachdrücklich auf, in ihrem 
Hoheitsgebiet befindliche Personen, gegen die 
ausreichende Beweise vorliegen, daß sie für 
Handlungen, die in die Zuständigkeit des Inter­
nationalen Gerichts für Rwanda fallen, verant­
wortlich sind, im Einklang mit ihrem inner­
staatlichen Recht und den einschlägigen Nor­
men des Völkerrechts festzunehmen und zu in­
haftieren, bis sie von dem Internationalen Ge­
richt für Rwanda oder von den zuständigen ein-
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zelstaatlichen Behörden verfolgt werden kön­
nen; 

2. fordert die Staaten, die in Ziffer 1 genannte 
Personen inhaftiert haben, nachdrücklich auf, 
den Generalsekretär und den Leiter der Ankla­
gebehörde des Internationalen Gerichts für 
Rwanda von der Identität der inhaftierten Per­
sonen, der Art der Verbrechen, deren sie ver­
dächtigt werden, den Beweismitteln, die hin­
reichenden Grund für die Inhaftierung bieten, 
dem Tag ihrer Inhaftierung und von ihrem 
Haftort in Kenntnis zu setzen; 

3. fordert die Staaten, die solche Personen inhaf­
tiert haben, nachdrücklich auf, mit den Vertre­
tern des Internationalen Komitees vom Roten 
Kreuz sowie mit den Ermittlungsbeamten für 
das Internationale Gericht für Rwanda zusam­
menzuarbeiten, um den ungehinderten Zugang 
zu diesen Personen sicherzustellen; 

4. verurteilt alle Angriffe auf in den Flüchtlings­
lagern in der Nähe der Grenzen Rwandas le­
bende Personen, verlangt, daß diese Angriffe 
sofort aufhören, und fordert die Staaten auf, ge­
eignete Schritte zur Verhinderung solcher An­
griffe zu unternehmen; 

5. fordert die Staaten, in deren Hoheitsgebiet 
schwerwiegende Gewalthandlungen in Flücht­
lingslagern stattgefunden haben, nachdrück­
lich auf, Personen, gegen die ausreichende Be­
weise vorliegen, daß sie zu solchen Handlun­
gen angestiftet oder sich daran beteiligt haben, 
im Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht 
und den einschlägigen Normen des Völker­
rechts festzunehmen und zu inhaftieren und sie 
den zuständigen Behörden zur Strafverfolgung 
zu überstellen, und fordert die betreffenden 
Staaten ferner nachdrücklich auf, den General­
sekretär über die von ihnen zu diesem Zweck 
ergriffenen Maßnahmen unterrichtet zu halten; 

6. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt 
zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

SICHERHEITSRAT-Gegenstand: Zusammen­
setzung des Internationalen Gerichts für Rwan­
da. - Resolution 989( 1995) vom 24. April 1995 

Der Sicherheitsrat, 
- unter Hinweis auf seine Resolution 955(1994) 

vom 8. November 1994, 
- in Anbetracht seines Beschlusses, die beim Ge­

neralsekretär vor dem 7. April 1995 eingegan­
genen Benennungen für das Richteramt beim 
Internationalen Gericht für Rwanda zu behan­
deln, 

> stellt gemäß Artikel 12 des Statuts des Interna­
tionalen Gerichts für Rwanda die nachstehende 
Bewerberliste auf: 

Lennart ASPEGREN (Schweden) 
Kevin HAUGH (Irland) 
Laity KAMA (Senegal) 
T. H. KHAN (Bangladesch) 
Wamulungwe MAINGA (Sambia) 
Yakov A. OSTROVSKY 

(Russische Föderation) 
Navanethem PILLAY (Südafrika) 
Edilbert RAZAFINDRALAMBO 

(Madagaskar) 
William H. SEKULE 

(Vereinigte Republik Tansania) 
Anne Marie STOLTZ (Norwegen) 
Jifi TOMAN (Tschechische Republik/ 

Schweiz) 

Lloyd G. WILLIAMS (Jamaika/ 
St. Kitts und Nevis) 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsiden­
ten vom 27. April 1995 (UN-Dok. S/PRST/ 
1995/22) 

Auf der 3526. Sitzung des Sicherheitsrats am 27. 
April 1995 gab der Präsident des Sicherheitsrats 
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk­
tes >Die Situation betreffend Rwanda< durch den 
Rat im Namen des Rates die folgende Erklärung 
ab: 

»Der Sicherheitsrat hat den Zwischenbericht des 
Generalsekretärs über die Hilfsmission der Ver­
einten Nationen für Rwanda (UNAMIR) 
(S/1995/297 vom 9. April 1995) und seinen dritten 
Bericht über die Sicherheit in den rwandischen 
Flüchtlingslagern (S/1995/304 vom 14. April 
1995) sowie die mündlichen Informationen des 
Sekretariats über die tragischen Ereignisse vom 
22. April 1995 im Kibeho-Lager für Binnenver­
triebene geprüft. 
Der Sicherheitsrat verurteilt die Tötung zahlrei­
cher Zivilpersonen in dem Lager und heißt die Ent­
scheidung der Regierung Rwandas gut, unverzüg­
lich eine vollständige Untersuchung dieser Ereig­
nisse vorzunehmen und die Verantwortlichen vor 
Gericht zu bringen. Er begrüßt in dieser Hinsicht 
die Entscheidung der rwandischen Behörden, zur 
Durchführung dieser Untersuchung ein unabhän­
giges Untersuchungsorgan unter Beteiligung der 
Vereinten Nationen und anderer internationaler 
Stellen einzurichten. Der Rat ersucht außerdem 
den Generalsekretär, ihm unverzüglich über diese 
Ereignisse und über die Rolle der UNAMIR Be­
richt zu erstatten. 
Der Sicherheitsrat ist besorgt über die allgemeine 
Verschlechterung der Sicherheitslage in Rwanda. 
Er unterstreicht, daß die Regierung Rwandas die 
Hauptverantwortung für die Aufrechterhaltung der 
Sicherheit im ganzen Land und für die Sicherheit 
der Binnenvertriebenen und Rückkehrer sowie für 
die Gewährleistung der Achtung ihrer grundlegen­
den Menschenrechte trägt. Er bekräftigt in diesem 
Zusammenhang die Notwendigkeit einer entspre­
chenden Koordinierung zwischen der Regierung 
Rwandas und der UNAMIR und anderen Stellen. 
Der Rat stellt jedoch mit Befriedigung fest, daß die 
Regierung Rwandas in den vorangegangenen Mo­
naten erhebliche Anstrengungen im Hinblick auf 
die nationale Aussöhnung, die Normalisierung und 
den Wiederaufbau unternommen hat, die von maß­
geblicher Bedeutung sind. Der Rat richtet die Auf­
forderung an die Regierung Rwandas, diese 
Bemühungen zu verstärken, und an die internatio­
nale Gemeinschaft, dieselben auch weiterhin zu 
unterstützen, um ein Klima des Vertrauens und der 
Zuversicht herbeizuführen, das der baldigen und 
sicheren Rückkehr der Flüchtlinge förderlich wä­
re. Er unterstreicht in diesem Zusammenhang die 
Bedeutung, die er der Minenräumung, einschließ­
lich des Vorschlags der Vereinten Nationen, bei­
mißt. 

Der Sicherheitsrat nimmt mit tiefer Besorgnis 
Kenntnis von den beunruhigenden Berichten über 
vennehrte Einfälle aus Nachbarländern in Rwanda 
sowie von Behauptungen, wonach Waffenliefe­
rungen im Flughafen von Görna eintreffen und 
Einheiten der ehemaligen rwandischen Regie­

rungsstreitkräfte in einem Nachbarland ausgebil­
det werden. Er fordert alle Staaten, insbesondere 
die Nachbarstaaten Rwandas, auf, alles zu unter­
lassen, was die Sicherheitslage in Rwanda weiter 
verschärfen könnte, und von ihrem Hoheitsgebiet 
ausgehende Einfälle in Rwanda zu verhindern. Der 
Rat bittet Staaten und Organisationen, die über In­
formationen verfügen, wonach Waffen in Nach­
barländer Rwandas transportiert werden, um unter 
Verstoß gegen die Resolution 918( 1994) in Rwan­
da eingesetzt zu werden, diese Informationen an 
den Ausschuß nach Resolution 918(1994) weiter­
zuleiten, und ersucht den Ausschuß, sie vordring­
lich zu behandeln und dem Sicherheitsrat darüber 
Bericht zu erstatten. 
Der Sicherheitsrat stellt mit Genugtuung fest, daß 
die Dislozierung des zairischen Kontingents für 
die Sicherheit der Lager und der Verbindungs­
gruppe für die Sicherheit von Zivilpersonen positi­
ve Auswirkungen auf die Sicherheitssituation in 
den Flüchtlingslagern in Zaire gehabt hat. 
Der Sicherheitsrat bekundet allen Mitgliedern der 
UNAMIR seine Hochachtung. Er bekräftigt, daß 
die UNAMIR ein sehr wichtiger Faktor für die 
Schaffung eines Vertrauensklimas und der Förde­
rung von Stabilität und Sicherheit ist. Er unter­
streicht in diesem Zusammenhang die Verantwor­
tung der Regierung Rwandas für die Sicherheit 
und Unversehrtheit des gesamten UNAMIR-Per-
sonals und des sonstigen in Rwanda tätigen inter­
nationalen Personals. Er fordert die rwandischen 
Behörden nachdrücklich auf, den Briefwechsel 
vorzunehmen, der in Anbetracht der Veränderun­
gen im Mandat der UNAMIR auf Grund von Re­
solution 918( 1994) des Sicherheitsrats die Verein­
barung über die Rechtsstellung der UNAMIR und 
ihres Personals ergänzen soll. Der Rat fordert eine 
verstärkte Zusammenarbeit zwischen der Regie­
rung Rwandas, den Nachbarländern und der UNA­
MIR sowie anderen Organisationen, so auch im 
humanitären Bereich. 

Der Sicherheitsrat bringt seine ernste Besorgnis 
über die Situation zum Ausdruck, die durch die 
überfüllten Gefängnisse in Rwanda entstanden ist 
und zum Tod zahlreicher dort in Haft gehaltener 
Personen geführt hat, und ersucht den Generalse­
kretär, umgehend zu prüfen, welche Maßnahmen 
gemeinsam mit der Regierung Rwandas und hu­
manitären Organisationen rasch ergriffen werden 
könnten, um die Lebensbedingungen derjenigen 
zu verbessern, die sich in Straf- oder Untersu­
chungshaft befinden. Der Rat betont, daß die Ent­
wicklung der rwandischen Justiz auch weiterhin 
ein wichtiger Faktor für die Schaffung von Bedin­
gungen der Sicherheit und der öffentlichen Ord­
nung ist, die für die Rückkehr der Flüchtlinge aus 
dem Ausland und für die Heimkehr der Vertriebe­
nen förderlich sind. Der Rat fordert die internatio­
nale Gemeinschaft auf, die Regierung Rwandas 
beim Wiederaufbau der Justiz zu unterstützen, als 
Beitrag zur Vertrauensbildung und zur Aufrechter­
haltung der öffentlichen Ordnung. 
Der Sicherheitsrat bekundet denjenigen Staaten, 
die im Anschluß an die Verabschiedung der Reso­
lution 978(1995) Personen festgenommen und in­
haftiert haben, seine Anerkennung für ihr Vorge­
hen. Er fordert die Staaten nachdrücklich auf, in 
Übereinstimmung mit der genannten Resolution 
Personen, gegen die ausreichende Beweise vorlie­
gen, daß sie für Handlungen, die in die Zuständig­
keit des Internationalen Gerichts für Rwanda fal­
len, verantwortlich sind, festzunehmen und zu in­
haftieren. Er ersucht den Generalsekretär, die ra­
sche Einrichtung des Gerichts zu erleichtern. 
Der Sicherheitsrat ersucht die Regierung Rwan­
das, die Auslieferung und Verteilung humanitärer 
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Hilfsgüter an notleidende Flüchtlinge und Vertrie­
bene zu erleichtern, in Übereinstimmung mit den 
Grundsätzen und der derzeitigen Praxis des Amts 
des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen 
für Flüchtlinge. Er bittet die Staaten und Geberor­
ganisationen, ihren früheren Verpflichtungen 
nachzukommen und ihre Unterstützung weiter zu 
erhöhen. Er fordert alle Regierungen der Region 
nachdrücklich auf, ihre Grenzen zu diesem Zweck 
offenzuhalten. 
Der Sicherheitsrat appelliert an alle Staaten, im 
Einklang mit den Empfehlungen zu handeln, die 
bei der im Februar 1995 in Bujumbura veranstalte­
ten Regionalkonferenz über Hilfe für Flüchtlinge, 
Rückkehrer und Vertriebene im ostafrikanischen 
Zwischenseengebiet verabschiedet wurden, um 
zur Erleichterung der Rückkehr von Flüchtlingen 
beizutragen. Der Rat begrüßt die trilatérale Ver­
einbarung von Daressalam vom 12. April 1995 
über die freiwillige Repatriierung rwandischer 
Flüchtlinge aus Tansania. 
Der Sicherheitsrat bestätigt die Ansicht, wonach 
eine internationale Konferenz maßgeblich zum 
Frieden und zur Sicherheit in der Subregion beitra­
gen würde. Er begrüßt die Absicht des Generalse­
kretärs, mit allen Beteiligten Konsultationen zu 
führen, mit dem Ziel, eine solche Konferenz zu ei­
nem möglichst baldigen Termin abzuhalten. 
Der Sicherheitsrat wird mit der Angelegenheit be­
faßt bleiben.« 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Verlänge­
rung des Mandats der Hilfsmission der Verein­
ten Nationen für Rwanda (UNAMIR) und Aus­
dehnung des Waffenembargos auf rwandische 
Lager in den Nachbarländern. - Resolution 997 
(1995) vom 9. Juni 1995 

Der Sicherheitsrat, 
- unter Hinweis auf alle seine früheren Resolu­

tionen über die Situation in Rwanda, insbeson­
dere auf seine Resolution 872(1993) vom 
5. Oktober 1993, mit der er die Hilfsmission 
der Vereinten Nationen für Rwanda (UNA­
MIR) eingerichtet hat, und seine Resolutionen 
912(1994) vom 21. April 1994,918( 1994) vom 
17. Mai 1994,925(1994) vom 8. Juni 1994 und 
965(1994) vom 30. November 1994, in denen 
das Mandat der UNAMIR festgelegt ist, 

- nach Behandlung des Berichts des Generalse­
kretärs über die UNAMIR vom 4. Juni 1995 
(S/1995/457), 

- sowie unter Hinweis auf seine Resolution 
955( 1994) vom 8. November 1994, mit der das 
Internationale Gericht für Rwanda geschaffen 
wurde, sowie seine Resolution 978(1995) vom 
27. Februar 1995 betreffend die Notwendigkeit 
der Festnahme von Personen, die bestimmter 
Straftaten in Rwanda verdächtigt sind, 

- betonend, wie wichtig es ist, daß eine echte 
Aussöhnung zwischen allen Mitgliedern der 
rwandischen Gesellschaft im Rahmen des Frie­
densabkommens von Aruscha herbeigeführt 
wird, 

- mit großer Besorgnis Kenntnis nehmend von 
Berichten, wonach Elemente des früheren Re­
gimes militärische Vorbereitungen treffen und 
immer häufiger in Rwanda einfallen, sowie in 
Unterstreichung der Notwendigkeit, durch 
wirksame Maßnahmen sicherzustellen, daß 
rwandische Staatsangehörige, die sich zur Zeit 
in Nachbarländern aufhalten, einschließlich 
derjenigen, die sich in Lagern befinden, keine 
auf die Destabilisierung Rwandas gerichteten 
militärischen Aktivitäten durchführen oder 

Waffenlieferungen entgegennehmen, ange­
sichts der hohen Wahrscheinlichkeit, daß diese 
Waffen zum Einsatz innerhalb Rwandas be­
stimmt sind, 

- unterstreichend, daß verstärkte Anstrengungen 
erforderlich sind, um der Regierung Rwandas 
bei der Förderung eines Klimas der Stabilität 
und des Vertrauens behilflich zu sein, damit die 
Rückkehr der in Nachbarländern befindlichen 
rwandischen Flüchtlinge erleichtert wird, 

- betonend, daß für die Normalisierung und den 
Wiederaufbau Rwandas die beschleunigte 
Auszahlung internationaler Hilfsgelder erfor­
derlich ist, 

- mit der erneuten Aufforderung an alle Staaten, 
im Einklang mit den Empfehlungen zu han­
deln, die auf der im Februar 1995 in Bujumbu­
ra veranstalteten Regionalkonferenz über Hilfe 
für Flüchtlinge, Rückkehrer und Vertriebene 
im ostafrikanischen Zwischenseengebiet ver­
abschiedet wurden, 

- in Anerkennung des wertvollen Beitrags, den 
die vom Hohen Kommissar für Menschenrech­
te in Rwanda eingesetzten Menschenrechtsbe­
auftragten zur Verbesserung der Gesamtlage 
geleistet haben, 

- in Anerkennung dessen, daß die Regierung 
Rwandas für die Sicherheit des gesamten UN-
AMIR-Personals und des übrigen in dem Land 
tätigen internationalen Personals verantwort­
lich ist, 

- in Bekräftigung der Notwendigkeit einer lang­
fristigen Lösung des Flüchtlingsproblems und 
der damit zusammenhängenden Probleme in 
den Staaten des ostafrikanischen Zwi-
schenseengebiets und daher unter Begrüßung 
der Absicht des Generalsekretärs, einen Son­
derabgesandten zu ernennen mit dem Auftrag, 
Konsultationen über die Vorbereitung und 
möglichst rasche Einberufung der regionalen 
Konferenz über Sicherheit, Stabilität und Ent­
wicklung zu führen, 

1. beschließt, das Mandat der UNAMIR bis zum 
8. Dezember 1995 zu verlängern, und geneh­
migt eine Verminderung der Truppenstärke auf 
2330 Soldaten innerhalb von drei Monaten 
nach Verabschiedung dieser Resolution und 
auf 1800 Soldaten innerhalb von vier Monaten; 

2. beschließt, die derzeitige Zahl von Militärbe­
obachtern und Zivilpolizisten beizubehalten; 

3. beschließt im Lichte der derzeitigen Lage in 
Rwanda, das Mandat der UNAMIR anzupas­
sen und ihr die folgenden Aufgaben zu übertra­
gen; 
a) Wahrnehmung ihrer Guten Dienste, um zur 

Herbeiführung der nationalen Aussöh­
nung im Rahmen des Friedensabkommens 
von Aruscha beizutragen; 

b) Unterstützung der Regierung Rwandas bei 
der Erleichterung der freiwilligen und si­
cheren Rückkehr der Flüchtlinge und ihrer 
Wiedereingliederung in ihre Heimatge­
meinden und zu diesem Zweck Unterstüt­
zung der Regierung Rwandas bei ihren lau­
fenden Anstrengungen zur Förderung ei­
nes Klimas des Vertrauens durch die 
Wahrnehmung von Überwachungsaufga­
ben im ganzen Land durch Militär- und Po­
lizeibeobachter; 

c) Unterstützung der humanitären Hilfe so­
wie der Gewährung von Hilfe und Bereit­
stellung von Fachkenntnissen auf den Ge­
bieten Ingenieurwesen, Logistik, Gesund-
heitsversorgung und Minenräumung; 

d) Unterstützung bei der Ausbildung einer na­
tionalen Polizei; 

e) Hilfe bei der Gewährleistung der Sicher­
heit des Personals und der Räumlichkeiten 
der Organisationen der Vereinten Nationen 
in Rwanda, des Internationalen Gerichts 
für Rwanda, insbesondere des ständigen 
Schutzes des Büros des Leiters der Ankla­
gebehörde, sowie der Menschenrechtsbe­
auftragten und außerdem, wenn notwen­
dig, Hilfe bei der Gewährleistung der Si­
cherheit der humanitären Organisationen; 

4. erklärt, daß die mit Resolution 918(1994) auf­
erlegten Beschränkungen nach Kapitel VII der 
Charta der Vereinten Nationen für den Verkauf 
und die Lieferung von in der genannten Reso­
lution aufgeführten Rüstungsgütern und sonsti­
gem Wehrmaterial an Personen in den Nach­
barstaaten Rwandas gelten, wenn der Verkauf 
oder die Lieferung zum Zwecke des Einsatzes 
dieser Rüstungsgüter oder dieses Wehrmateri­
als in Rwanda erfolgen; 

5. fordert die Nachbarstaaten Rwandas auf, Maß­
nahmen zu ergreifen mit dem Ziel, die zur De­
Stabilisierung Rwandas beitragenden Faktoren 
zu beseitigen, um sicherzustellen, daß solche 
Rüstungsgüter und solches Wehrmaterial nicht 
an rwandische Lager innerhalb ihres Hoheits­
gebiets weitergegeben werden; 

6. ersucht den Generalsekretär, sich mit den Re­
gierungen der Nachbarländer hinsichtlich der 
Möglichkeit ins Benehmen zu setzen, Militär­
beobachter der Vereinten Nationen zu dislozie­
ren, und sich vorrangig mit der Regierung Zai­
res hinsichtlich der Dislozierung von Beobach­
tern, namentlich auch auf den Flugfeldern im 
östlichen Zaire, ins Benehmen zu setzen, um 
den Verkauf oder die Lieferung der genannten 
Rüstungsgüter und des genannten Wehrmateri­
als zu überwachen; und ersucht den Generalse­
kretär ferner, dem Rat innerhalb eines Monats 
nach Verabschiedung dieser Resolution über 
diese Angelegenheit Bericht zu erstatten; 

7. nimmt Kenntnis von der Zusammenarbeit zwi­
schen der Regierung Rwandas und der UNA­
MIR bei der Erfüllung ihres Auftrags und for­
dert die Regierung Rwandas und die UNAMIR 
nachdrücklich auf, die zwischen ihnen ge­
schlossenen Vereinbarungen, insbesondere die 
Vereinbarung vom 5. November 1993 über die 
Rechtsstellung der Mission und alle danach ge­
schlossenen, diese Vereinbarung ersetzenden 
Vereinbarungen durchzuführen, um die Erfül­
lung des neuen Mandats zu erleichtern; 

8. würdigt die Anstrengungen der Staaten, der 
Organisationen der Vereinten Nationen und 
der nichtstaatlichen Organisationen, die notlei­
denden Flüchtlingen und Vertriebenen huma­
nitäre Hilfe leisten, ermutigt sie, diese Hilfe 
fortzusetzen, und fordert die Regierung Rwan­
das auf, die Anlieferung und Verteilung der 
Hilfsgüter zu erleichtern; 

9. fordert die Staaten und Geberorganisationen 
auf, ihren früher eingegangenen Verpflichtun­
gen zur Hilfeleistung bei den von Rwanda un­
ternommenen Normalisierungsbemühungen 
nachzukommen, diese Hilfe zu erhöhen und 
insbesondere das rasche und wirksame Tätig­
werden des Internationalen Gerichts und den 
Wiederaufbau des rwandischen Justizsystems 
zu unterstützen; 

10. ermutigt den Generalsekretär und seinen Son­
derbeauftragten, die Tätigkeit der Vereinten 
Nationen in Rwanda, namentlich auch die 
Tätigkeit der auf humanitärem Gebiet und im 
Entwicklungsbereich tätigen Organisationen 
und Stellen sowie der Menschenrechtsbeauf­
tragten, auch weiterhin zu koordinieren; 
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11. ersucht den Generalsekretär, dem Rat bis zum 
9. August 1995 und 9. Oktober 1995 über die 
Erfüllung des Mandats der UNAMIR, über die 
humanitäre Lage und über die bei der Rück­
führung der Flüchtlinge erzielten Fortschritte 
Bericht zu erstatten; 

12. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt 
zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

Somalia 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsidenten 
vom 6. April 1995 (UN-Dok. S/PRST/1995/15) 

Auf der 3513. Sitzung des Sicherheitsrats am 
6. April 1995 gab der Präsident des Sicherheitsrats 
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk­
tes >Die Situation in Somalia< durch den Rat im 
Namen des Rates die folgende Erklärung ab: 

»Der Sicherheitsrat hat den Bericht des Generalse­
kretärs über die Situation in Somalia vom 28. März 
1995 (S/1995/231) sorgfältig geprüft und nimmt 
Kenntnis von dem erfolgreichen Abschluß des Ab­
zugs der UNOSOM-II-Truppen aus Somalia. Er 
dankt jenen Regierungen und Organisationen, die 
Personal, humanitäre Hilfe und sonstige Unterstüt­
zung für den Friedenssicherungseinsatz in Somalia 
bereitgestellt haben, namentlich jenen Regierun­
gen, die an dem multinationalen Einsatz zum Ab­
zug der UNOSOM teilgenommen haben. Er wür­
digt insbesondere das Andenken all derer, die im 
Dienste dieser Mission ihr Leben gelassen haben. 
Der Sicherheitsrat unterstreicht, daß die rechtzeiti­
ge Intervention der UNOSOM II und die Somalia 
gewährte humanitäre Hilfe zur Rettung vieler 
Menschenleben und zahlreicher Sachwerte, zur 
Milderung des allgemeinen Leids und zur Suche 
nach Frieden in Somalia beigetragen haben. Der 
Rat stellt fest, daß die Vereinten Nationen und die 
internationale Gemeinschaft im Laufe der letzten 
drei Jahre wesentliche Anstrengungen zur Wieder­
herstellung des Friedens und der Stabilität und zur 
Erleichterung des Wiederentstehens einer zivilen 
Gesellschaft unternommen haben. Das ständige 
Ausbleiben von Fortschritten im Friedensprozeß 
und bei der nationalen Aussöhnung, insbesondere 
das Ausbleiben einer entsprechenden Zusammen­
arbeit von Seiten der somalischen Parteien in Si­
cherheitsfragen, haben jedoch die Ziele der Ver­
einten Nationen in Somalia in Frage gestellt und 
die Fortsetzung des Mandats der UNOSOM II über 
den 31. März 1995 hinaus verhindert. 
Der Sicherheitsrat ist der Auffassung, daß aus dem 
Einsatz in Somalia wichtige Lehren für die Theorie 
und Praxis der Friedensschaffung, der Friedenssi­
cherung und der Friedenskonsolidierung gezogen 
werden können. 

Der Sicherheitsrat auch ist weiterhin davon über­
zeugt, daß im Hinblick auf die Aussöhnung nur ein 
tatsächlich alle Seiten einbindender, breiter Prozeß 
zu einer dauerhaften politischen Regelung führen 
und das Wiederentstehen einer zivilen Gesell­
schaft in Somalia zulassen wird. Der Rat bekräftigt 
auf der Grundlage der im Rahmen der UNO­
SOM II gesammeilen Erfahrungen, daß das soma­
lische Volk letztlich selbst die Verantwortung für 
die nationale Aussöhnung und die Wiederherstel­

lung des Friedens in Somalia trägt. Die internatio­
nale Gemeinschaft kann diesen Prozeß lediglich 
erleichtern, anregen und unterstützen, dabei je­
doch keine bestimmte Lösung aufzwingen. Der 
Rat fordert die somalischen Parteien daher auf, im 
Interesse des Friedens, der Sicherheit und der Ent­
wicklung die nationale Aussöhnung, die Normali­
sierung und den Wiederaufbau zu verfolgen. 
Der Sicherheitsrat nimmt Kenntnis von den jüng­
sten Vereinbarungen zwischen den Parteien in 
Mogadischu, insbesondere hinsichtlich der Kon­
trolle der See- und Flughafeneinrichtungen. Er 
bringt die Hoffnung zum Ausdruck, daß diese er­
freuliche Entwicklung Zeichen eines neuen Gei­
stes der Zusammenarbeit zwischen den Parteien ist 
und zu weiteren Fortschritten bei der Suche nach 
einem dauerhaften Frieden in Somalia führen 
wird. 
Der Sicherheitsrat unterstützt die Auffassung des 
Generalsekretärs, wonach Somalia von den Ver­
einten Nationen nicht im Stich gelassen werden 
darf, die das somalische Volk bei der Her­
beiführung einer politischen Regelung weiter un­
terstützen werden und weiterhin humanitäre und 
sonstige Unterstützung bereitstellen werden, so­
fern die Somalier selbst die Bereitschaft zu einer 
friedlichen Lösung des Konflikts und zur Zusam­
menarbeit mit der internationalen Gemeinschaft 
unter Beweis stellen. Er begrüßt die Absicht des 
Generalsekretärs, eine kleine politische Mission 
weiterzuführen, falls die somalischen Parteien dies 
wünschen, um ihnen bei der nationalen Aussöh­
nung behilflich zu sein, und sieht mit Interesse 
dem Bericht entgegen, den der Generalsekretär zu 
dieser Angelegenheit angekündigt hat. Der Rat bit­
tet im Rahmen dieser Bemühungen nachdrücklich 
um eine enge Zusammenarbeit zwischen den Ver­
einten Nationen und den Regionalorganisationen, 
namentlich der Organisation der Afrikanischen 
Einheit (OAU), der Liga der Arabischen Staaten 
und der Organisation der Islamischen Konferenz 
(OIC), sowie den Regierungen der Nachbarstaa­
ten. Der Rat hält es für unbedingt notwendig, daß 
die somalischen Parteien ihre Annahme einer sol­
chen Unterstützung sowie ihre Bereitschaft, mit 
den Vereinten Nationen zusammenzuarbeiten, 
deutlich zum Ausdruck bringen. 
Der Sicherheitsrat erkennt an, daß die humanitäre 
Hilfe in Somalia ein wichtiger Bestandteil der 
Bemühungen zur Wiederherstellung von Frieden 
und Sicherheit in dem Land darstellt. Es ist daher 
wichtig, die humanitären Aktivitäten der Verein­
ten Nationen in Somalia fortzuführen und auch die 
nichtstaatlichen Organisationen dazu zu ermuti­
gen. Inwieweit sie tatsächlich dazu in der Lage 
sein werden, wird jedoch vom Grad der Kooperati­
onsbereitschaft und von den Sicherheitsgarantien 
der somalischen Parteien abhängen. Der Rat be­
grüßt die von den internationalen humanitären Or­
ganisationen und den nichtstaatlichen Organisatio­
nen gezeigte Bereitschaft, in Gebieten, in denen 
die Somalier die Sicherheit garantieren, weiterhin 
Unterstützung bei der Normalisierung und beim 
Wiederaufbau zu gewähren. Der Rat betont, daß 
die Schaffung eines dauerhaften, stabilen und si­
cheren Umfelds im ganzen Land für die Wieder­
aufnahme umfassender Aktivitäten in diesen Be­
reichen unentbehrlich ist. 

Der Sicherheitsrat bekräftigt, daß die Staaten ver­
pflichtet sind, das mit Ziffer 5 der Resoluti­
on 733(1992) verhängte Embargo für alle Liefe­
rungen von Waffen und militärischem Gerät nach 
Somalia voll anzuwenden, und fordert die Staaten, 
insbesondere die Nachbarstaaten, auf, von allen 
Handlungen Abstand zu nehmen, welche den Kon­
flikt in Somalia verschärfen könnten. 

Der Sicherheitsrat ersucht den Generalsekretär, die 
Situation in Somalia weiterhin zu überwachen und 
ihn über weitere Entwicklungen unterrichtet zu 
halten. Der Rat wird mit der Angelegenheit befaßt 
bleiben.« 

Westsahara 

SICHERHEITSRAT-Erklärung des Präsidenten 
vom 12. April 1995 (UN-Dok. S/PRST/1995/17) 

Auf der 3516. Sitzung des Sicherheitsrats am 
12. April 1995 gab der Präsident des Sicherheits­
rats im Zusammenhang mit der Behandlung des 
Punktes >Die Situation betreffend Westsahara< 
durch den Rat im Namen des Rates die folgende 
Erklärung ab: 

»Der Sicherheitsrat nimmt Kenntnis von dem Be­
richt des Generalsekretärs vom 30. März 1995 
(S/1995/240). Er begrüßt die bislang erzielten 
Fortschritte im Identifizierungs- und Registrie­
rungsprozeß, insbesondere den schnelleren Fort­
gang der Identifizierung, und betont, daß es diese 
größere Schnelligkeit beizubehalten gilt. Er macht 
sich das Ziel des Generalsekretärs zu eigen, eine 
Zahl von mindestens 25000 Identifizierungen pro 
Monat zu erreichen. Der Rat bedauert jedoch, daß 
nicht genügend Fortschritte erzielt werden konn­
ten, um den Generalsekretär in die Lage zu verset­
zen, den l.Juni 1995 als Datum für den Beginn des 
Übergangszeitraums zu empfehlen. 
Der Sicherheitsrat stellt außerdem mit Besorgnis 
die Verzögerungen fest, die dadurch entstehen, 
daß es nicht möglich ist, die ständige Präsenz der 
erforderlichen Vertreter der Untergruppierungen 
in den Identifizierungszentren sicherzustellen. Er 
begrüßt die Einigung über eine Methode zur Aus­
wahl von Ersatzvertretern der Untergruppierun­
gen, wo dies erforderlich ist, und verleiht seiner 
Hoffnung Ausdruck, daß dies zu einer weiteren 
Beschleunigung des Prozesses im Hinblick auf die 
Abhaltung des Referendums im Januar 1996 bei­
tragen wird. Der Rat unterstützt den Aufruf des 
Generalsekretärs an beide Parteien, mit der Identi­
fizierungskommission bei der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben voll zu kooperieren, indem sie insbeson­
dere nicht mehr auf strenger Reziprozität bei der 
Zahl der Zentren und auf der Verknüpfung eines 
Zentrums der einen Partei mit einem bestimmten 
Zentrum der anderen Partei bestehen. 
Der Sicherheitsrat bringt seine Besorgnis über die 
schleppenden Fortschritte in bezug auf die anderen 
Aspekte zum Ausdruck, die für die Erfüllung des 
Regelungsplans bedeutsam sind und die verwirk­
licht werden müssen, bevor das Referendum statt­
finden kann. Er fordert beide Parteien auf, mit dem 
Generalsekretär, mit seinem Stellvertretenden 
Sonderbeauftragten und mit der Mission der Ver­
einten Nationen für das Referendum in Westsaha­
ra (MINURSO) voll zusammenzuarbeiten und die­
se Zusammenarbeit zu koordinieren, um die rasche 
und vollständige Durchführung aller Aspekte des 
Regelungsplans zu gewährleisten. 
Der Sicherheitsrat hofft, bis zur Vorlage des näch­
sten Berichts des Generalsekretärs im Mai 1995 
stetige und rasche Fortschritte verzeichnen zu kön­
nen, was den Rat in die Lage versetzen würde, die 
mögliche Verlängerung des Mandats der MINUR­
SO wohlwollend zu prüfen.« 
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SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Verlänge­
rung des Mandats der Mission der Vereinten 
Nationen für das Referendum in Westsahara 
(M1NURSO). - Resolution 995(1995) vom 
26. Mai 1995 

Der Sicherheitsrat, 
- in Bekräftigung seiner Resolutionen 621 

(1988) vom 20. September 1988, 658(1990) 
vom 27. Juni 1990, 690(1991) vom 29. April 
1991, 725(1991) vom 31. Dezember 1991, 
809(1993) vom 2. März 1993, 907(1994) vom 
29. März 1994 und 973(1995) vom 13. Januar 
1995, 

- unter Hinweis auf die Erklärung des Präsiden­
ten des Sicherheitsrats vom 12. April 1995 
(S/PRST/1995/17), 

- unter Kenntnisnahme des Berichts des Gene­
ralsekretärs vom 19. Mai 1995 (S/1995/404), 

1. bekundet erneut sein Eintreten für die unver­
zügliche Abhaltung eines freien, fairen und un­
parteiischen Selbstbestimmungsreferendums 
des Volkes von Westsahara im Einklang mit 
dem Regelungsplan, der von den beiden Partei­
en angenommen wurde; 

2. begrüßt die seit Jahresbeginn erzielten Fort­
schritte bei der Identifizierung der Wahlbe­
rechtigten; 

3. gibt jedoch seiner Besorgnis darüber Aus­
druck, daß bestimmte, in dem Bericht des Ge­
neralsekretärs genannte Praktiken weitere 
Fortschritte in Richtung auf die Durchführung 
des Regelungsplans behindern, und unter­
streicht die Notwendigkeit, daß die Parteien 
den Aufruf des Generalsekretärs befolgen, mit 
der Mission der Vereinten Nationen für das Re­
ferendum in Westsahara (MINURSO) in einem 
Geist echter Kooperationsbereitschaft zusam­
menzuarbeiten; 

4. beschließt in diesem Zusammenhang und mit 
dem Ziel der beschleunigten Durchführung des 
Regelungsplans, eine Mission des Rates in die 
Region zu entsenden; 

5. beschließt daher, in diesem Stadium das der­
zeitige Mandat der Mission der Vereinten Na­
tionen für das Referendum in Westsahara 
(MINURSO) bis zum 30. Juni 1995 zu verlän­
gern; 

6. beschließt, die weitere Verlängerung des Man­
dats der MINURSO über den 30. Juni 1995 
hinaus im Lichte des Berichts des Generalse­
kretärs vom 19. Mai 1995 und des Berichts der 
in Ziffer 4 erwähnten Mission des Sicherheits­
rats zu prüfen; 

7. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu 
bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

SICHERHEITSRAT - Mitteilung des Präsiden­
ten vom 30. Mai 1995 (UN-Dok. S /1995/431) 

1. Der Präsident des Sicherheitsrats möchte auf die 
Resolution 995(1995) verweisen, die vom Sicher­
heitsrat auf seiner 3540. Sitzung am 26. Mai 1995 
im Zusammenhang mit dem Punkt >Die Situation 
betreffend Westsahara< verabschiedet wurde. 
2. In Ziffer 4 dieser Resolution beschloß der Si­
cherheitsrat, mit dem Ziel der beschleunigten 
Durchführung des Regelungsplans eine Mission 
des Rates in die Region zu entsenden. 
3. Im Anschluß an Konsultationen sind die Rats­
mitglieder übereingekommen, daß die Mission am 
3. Juni 1995 aus New York abreisen wird, für die 
Dauer von etwa sechs Tagen, und aus den folgen­

den sechs Ratsmitgliedern bestehen wird: Argenti­
nien, Botswana, Frankreich, Honduras, Oman und 
den Vereinigten Staaten von Amerika. 
4. Die Ratsmitglieder sind außerdem übereinge­
kommen, daß die Mission den folgenden Auftrag 
haben wird: 
- den Parteien deutlich zu verstehen zu geben, 

daß es notwendig ist, bei der Durchführung al­
ler Aspekte des Regelungsplans mit der 
MINURSO voll zusammenzuarbeiten, und zu 
unterstreichen, daß jede neuerliche Verzöge­
rung die gesamte Zukunft der Mission gefähr­
den würde; 

- unter Berücksichtigung des Termins für das 
Referendum im Januar 1996 die Fortschritte 
beim Identifizierungsprozeß zu bewerten und 
die aufgetretenen Probleme aufzuzeigen; 

- Probleme in anderen Bereichen, die für die 
Verwirklichung des Regelungsplans maßgeb­
lich sind, aufzuzeigen (einschließlich der Ver­
ringerung der marokkanischen Militärpräsenz, 
der Kasernierung der Polisario-Truppen, der 
Entlassung von politischen Gefangenen und 
Häftlingen, des Austausche der Kriegsgefange­
nen und der Rückkehr der Flüchtlinge). 

UN-Personal 

GENERALVERSAMMLUNG - Gegenstand: 
Konvention über die Sicherheit von Personal 
der Vereinten Nationen und beigeordnetem 
Personal. - Resolution 49/59 vom 9. Dezember 
1994 

Die Generalversammlung, 
- in der Erwägung, daß die Kodifizierung und 

fortschreitende Entwicklung des Völkerrechts 
zur Verwirklichung der in den Artikeln 1 und 2 
der Charta der Vereinten Nationen verankerten 
Ziele und Grundsätze beiträgt, 

- in ernster Besorgnis über die steigende Zahl 
von Angriffen auf Personal der Vereinten Na­
tionen und beigeordnetes Personal, die zu To­
desfällen und schweren Verletzungen geführt 
haben, 

- eingedenk dessen, daß Einsätze der Vereinten 
Nationen in Situationen durchgeführt werden 
können, die Gefahren für die Sicherheit des 
Personals der Vereinten Nationen und des bei­
geordneten Personals mit sich bringen, 

- in Erkenntnis der Notwendigkeit, die Vorkeh­
rungen für den Schutz des Personals der Ver­
einten Nationen und des beigeordneten Perso­
nals zu verstärken und weiter zu verfolgen, 

- unter Hinweis auf ihre Resolution 48/37 vom 
9. Dezember 1993, mit der sie den Ad-hoc-
Ausschuß zur Ausarbeitung eines internationa­
len Übereinkommens über die Sicherheit und 
Unversehrtheit des Personals der Vereinten 
Nationen und des beigeordneten Personals ein­
gerichtet hat, mit besonderer Bezugnahme auf 
die Verantwortlichkeit für Angriffe auf dieses 
Personal, 

- unter Berücksichtigung des Berichts des Ad-
hoc-Ausschusses, insbesondere des überarbei­
teten Verhandlungswortlauts, der aus den Ar­
beiten des Ad-hoc-Ausschusses hervorgegan­
gen ist, 

- unter Hinweis auf ihren entsprechend der Emp­
fehlung des Ad-hoc-Ausschusses gefaßten Be­

schluß, auf ihrer laufenden Tagung im Rahmen 
des Sechsten Ausschusses wieder eine Arbeits­
gruppe einzusetzen mit dem Auftrag, die Prü­
fung des überarbeiteten Verhandlungswort­
lauts und der damit zusammenhängenden Vor­
schläge fortzusetzen, 

- nach Behandlung des Entwurfs der Konventi­
on, der von der Arbeitsgruppe erstellt und dem 
Sechsten Ausschuß zur Prüfung und Annahme 
vorgelegt wurde, 

1. verabschiedet die Konvention über die Sicher­
heit von Personal der Vereinten Nationen und 
beigeordnetem Personal, deren Wortlaut in der 
Anlage zu dieser Resolution enthalten ist, und 
legt die Konvention zur Unterzeichnung und 
Ratifikation, Annahme oder Genehmigung be­
ziehungsweise zum Beitritt auf; 

2. fordert die Staaten nachdrücklich auf, alle ge­
eigneten Maßnahmen zu ergreifen, um die Si­
cherheit von Personal der Vereinten Nationen 
und beigeordnetem Personal in ihrem Hoheits­
gebiet zu gewährleisten; 

3. empfiehlt allen zuständigen Organen der Orga­
nisation, die Frage der Sicherheit des Personals 
der Vereinten Nationen und des beigeordneten 
Personals laufend weiterzuverfolgen; 

4. unterstreicht die Bedeutung, die sie dem ra­
schen Abschluß einer umfassenden Überprü­
fung der Regelungen betreffend die Ge­
währung von Schadenersatz im Falle von Tod, 
Invalidität, Verletzung oder Krankheit beimißt, 
die auf die Wahrnehmung von Aufgaben der 
Friedenssicherung zurückzuführen sind, mit 
dem Ziel, gerechte und angemessene Regelun­
gen auszuarbeiten und eine rasche Entschädi­
gung sicherzustellen. 

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Abstim­
mung angenommen. 

A N L A G E 

Konvention über die Sicherheit von 
Personal der Vereinten Nationen und 

beigeordnetem Personal 

Die Vertragsstaaten dieser Konvention, 
- zutiefst besorgt über die wachsende Zahl von 

Todesfällen und Verletzungen durch vorsätzli­
che Angriffe gegen Personal der Vereinten Na­
tionen und beigeordnetes Personal, 

- in dem Bewußtsein, daß Angriffe gegen Perso­
nal, das im Namen der Vereinten Nationen 
handelt, oder sonstige Mißhandlungen dieses 
Personals, gleichviel von wem sie begangen 
werden, nicht gerechtfertigt und nicht hinge­
nommen werden können, 

- in der Erkenntnis, daß Einsätze der Vereinten 
Nationen im Interesse der gesamten Völkerge­
meinschaft und im Einklang mit den Grundsät­
zen und Zielen der Charta der Vereinten Natio­
nen durchgeführt werden, 

- in Anerkennung des wichtigen Beitrags, den 
Personal der Vereinten Nationen und beigeord­
netes Personal zu den Bemühungen der Ver­
einten Nationen in den Bereichen vorbeugende 
Diplomatie, Friedensschaffung, Friedenssiche­
rung, Friedenskonsolidierung sowie humanitä­
re und andere Einsätze leistet, 

- eingedenk der bestehenden Vereinbarungen 
zur Gewährleistung der Sicherheit von Perso­
nal der Vereinten Nationen und beigeordnetem 
Personal, einschließlich der von den Hauptor-
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ganen der Vereinten Nationen in dieser Hin­
sicht unternommenen Schritte, 

- jedoch in der Erkenntnis, daß die bestehenden 
Schutzmaßnahmen für Personal der Vereinten 
Nationen und beigeordnetes Personal unzurei­
chend sind, 

- in der Erkenntnis, daß die Wirksamkeit und Si­
cherheit der Einsätze der Vereinten Nationen 
erhöht werden, wenn solche Einsätze mit Zu­
stimmung und unter Mitwirkung des Gaststaats 
durchgeführt werden, 

- mit dem Aufruf an alle Staaten, in denen Perso­
nal der Vereinten Nationen und beigeordnetes 
Personal eingesetzt ist, und an alle anderen, auf 
die dieses Personal angewiesen ist, umfassende 
Unterstützung zu leisten, um die Durchführung 
der Einsätze der Vereinten Nationen und die 
Erfüllung ihres Mandats zu erleichtern, 

- Uberzeugt, daß dringend angemessene und 
wirksame Maßnahmen zur Verhütung von An­
griffen gegen Personal der Vereinten Nationen 
und beigeordnetes Personal und zur Bestrafung 
derjenigen, die solche Angriffe durchgeführt 
haben, getroffen werden müssen, 

> sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Konvention 
a) bedeutet >Personal der Vereinten Nationen 

i) Personen, die vom Generalsekretär der 
Vereinten Nationen als Angehörige mi­
litärischer, polizeilicher oder ziviler Be­
standteile von Einsätzen der Vereinten Na­
tionen eingestellt oder eingesetzt werden, 

ii) andere Bedienstete und Sachverständige 
im Auftrag der Vereinten Nationen oder ih­
rer Sonderorganisationen oder der Interna­
tionalen Atomenergie-Organisation, die 
sich in amtlicher Eigenschaft in dem Ge­
biet aufhalten, in dem ein Einsatz der Ver­
einten Nationen durchgeführt wird; 

b) bedeutet beigeordnetes Personal 
i) Personen, die von einer Regierung oder ei­

ner zwischenstaatlichen Organisation mit 
Zustimmung des zuständigen Organs der 
Vereinten Nationen abgestellt werden, 

ii) Personen, die vom Generalsekretär der 
Vereinten Nationen oder von einer Sonder­
organisation oder der Internationalen 
Atomenergie-Organisation eingestellt wer­
den, 

iii) Personen, die von einer humanitären nicht­
staatlichen Organisation oder Einrichtung 
im Rahmen einer Vereinbarung mit dem 
Generalsekretär der Vereinten Nationen 
oder mit einer Sonderorganisation oder der 
Internationalen Atomenergie-Organisation 
eingesetzt werden, 

um Tätigkeiten zur Unterstützung der Erfül­
lung des Mandats eines Einsatzes der Verein­
ten Nationen durchzuführen; 

c) bedeutet >Einsatz der Vereinten Nationen ei­
nen Einsatz, der.von dem zuständigen Organ 
der Vereinten Nationen im Einklang mit der 
Charta der Vereinten Nationen festgelegt und 
unter der Autorität und Aufsicht der Vereinten 
Nationen durchgeführt wird, 
i) wenn der Einsatz dem Zweck der Wahrung 

oder Wiederherstellung des Weltfriedens 

und der internationalen Sicherheit dient 
oder 

ii) wenn der Sicherheitsrat oder die General­
versammlung für die Zwecke dieser Kon­
vention erklärt hat, daß ein außergewöhnli­
ches Risiko für die Sicherheit des an dem 
Einsatz teilnehmenden Personals besteht; 

d) bedeutet >Gaststaat< einen Staat, in dessen Ho­
heitsgebiet ein Einsatz der Vereinten Nationen 
durchgeführt wird; 

e) bedeutet >Transitstaat< einen Staat, mit Aus­
nahme des Gaststaats, in dessen Hoheitsgebiet 
sich Personal der Vereinten Nationen und bei­
geordnetes Personal oder seine Ausrüstung im 
Zusammenhang mit einem Einsatz der Verein­
ten Nationen im Transit oder vorübergehend 
befindet. 

Artikel 2 

Anwendungsbereich 

1. Diese Konvention findet auf Personal der Ver­
einten Nationen und beigeordnetes Personal sowie 
auf Einsätze der Vereinten Nationen im Sinne des 
Artikels 1 Anwendung. 
2. Diese Konvention findet keine Anwendung auf 
einen vom Sicherheitsrat als Zwangsmaßnahme 
nach Kapitel VII der Charta der Vereinten Natio­
nen genehmigten Einsatz der Vereinten Nationen, 
bei dem Angehörige des Personals als Kombattan­
ten gegen organisierte bewaffnete Verbände ein­
gesetzt sind und auf den das Recht der internatio­
nalen bewaffneten Konflikte anwendbar ist. 

Artikel 3 

Kennzeichnung 

1. Die militärischen und polizeilichen Bestandteile 
eines Einsatzes der Vereinten Nationen sowie ihre 
Fahrzeuge, Schiffe und Luftfahrzeuge tragen eine 
Schutzkennzeichnung. Anderes Personal sowie 
andere Fahrzeuge, Schiffe und Luftfahrzeuge, die 
an dem Einsatz der Vereinten Nationen beteiligt 
sind, werden auf geeignete Weise gekennzeichnet, 
sofern der Generalsekretär der Vereinten Nationen 
nichts anderes beschließt. 
2. Das gesamte Personal der Vereinten Nationen 
und beigeordnete Personal führt geeignete Aus­
weispapiere mit sich. 

Artikel 4 

Vereinbarungen über die Rechtsstellung 
des Einsatzes 

Der Gaststaat und die Vereinten Nationen 
schließen so bald wie möglich eine Vereinbarung 
über die Rechtsstellung des Einsatzes der Verein­
ten Nationen und des gesamten an dem Einsatz be­
teiligten Personals, die unter anderem Bestimmun­
gen über Vorrechte und Immunitäten für militäri­
sche und polizeiliche Bestandteile des Einsatzes 
umfaßt. 

Artikel 5 

Transit 

Ein Transitstaat erleichtert den ungehinderten 
Transit des Personals der Vereinten Nationen und 
des beigeordneten Personals und seiner Ausrü­
stung zum und vom Gaststaat. 

Artikel 6 

Achtung der Gesetze und sonstigen 
Vorschriften 

1. Unbeschadet der Vorrechte und Immunitäten, 
die es genießt, oder der Erfordernisse seiner Auf­
gaben 
a) achtet das Personal der Vereinten Nationen 

und das beigeordnete Personal die Gesetze und 
sonstigen Vorschriften des Gaststaats und des 
Transitstaats und 

b) unterläßt das Personal der Vereinten Nationen 
und das beigeordnete Personal jede Handlung 
oder Tätigkeit, die mit dem unparteilichen und 
internationalen Charakter seiner Aufgaben un­
vereinbar ist. 

2. Der Generalsekretär der Vereinten Nationen 
trifft alle geeigneten Maßnahmen zur Gewährlei­
stung der Einhaltung dieser Verpflichtungen. 

Artikel 7 

Verpflichtung zur Gewährleistung der Sicher­
heit des Personals der Vereinten Nationen 

und des beigeordneten Personals 

1. Das Personal der Vereinten Nationen und das 
beigeordnete Personal, seine Ausrüstung und seine 
Räumlichkeiten dürfen nicht angegriffen oder zum 
Gegenstand einer Handlung gemacht werden, die 
sie an der Erfüllung ihres Mandats hindert. 
2. Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten 
Maßnahmen, um die Sicherheit des Personals der 
Vereinten Nationen und des beigeordneten Perso­
nals zu gewährleisten. Insbesondere unternehmen 
die Vertragsstaaten alle geeigneten Schritte, um 
das Personal der Vereinten Nationen und das bei­
geordnete Personal, das in ihrem Hoheitsgebiet 
eingesetzt ist, vor den in Artikel 9 bezeichneten 
Straftaten zu schützen. 
3. Die Vertragsstaaten arbeiten mit den Vereinten 
Nationen und gegebenenfalls mit anderen Ver­
tragsstaaten bei der Durchführung dieser Konven­
tion zusammen, insbesondere in allen Fällen, in 
denen der Gaststaat selbst nicht in der Lage ist, die 
notwendigen Maßnahmen zu treffen. 

Artikel 8 

Verpflichtung zur Freilassung oder Rückgabe 
von Personal der Vereinten Nationen und bei­
geordnetem Personal, das in Gefangenschaft 

oder in Haft gehalten wird 

Sofern in einem anwendbaren Truppenstatut 
nichts anderes vorgesehen ist, darf Personal der 
Vereinten Nationen und beigeordnetes Personal, 
das bei der Durchführung seiner Aufgaben gefan­
gen oder in Haft genommen wird und dessen Iden­
tität festgestellt worden ist, nicht verhört werden 
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und muß umgehend freigelassen und den Stellen 
der Vereinten Nationen oder anderen zuständigen 
Stellen zurückgegeben werden. Bis zu seiner Frei­
lassung wird dieses Personal im Einklang mit welt­
weit anerkannten Menschenrechtsnormen sowie 
den Grundsätzen und dem Geist der Genfer Ab­
kommen von 1949 behandelt. 

Artikel 9 

Straftaten gegen Personal der Vereinten 
Nationen und beigeordnetes Personal 

1. Die vorsätzliche Begehung 
a) einer Tötung, einer Entführung oder eines son­

stigen Angriffs auf die Person oder Freiheit ei­
nes Angehörigen des Personals der Vereinten 
Nationen oder des beigeordneten Personals; 

b) eines gewaltsamen Angriffs auf die Diensträu­
me, die Privatwohnung oder die Beförderungs­
mittel eines Angehörigen des Personals der 
Vereinten Nationen oder des beigeordneten 
Personals, der geeignet ist, deren Person oder 
Freiheit zu gefährden; 

c) einer Bedrohung mit einem solchen Angriff 
mit dem Ziel, eine natürliche oder juristische 
Person zu einem Tun oder Unterlassen zu nöti­
gen; 

d) eines Versuchs eines solchen Angriffs und 
e) einer Teilnahmehandlung an einem solchen 

Angriff oder an einem Versuch eines solchen 
Angriffs oder an der Organisation oder Anord­
nung eines solchen Angriffs 

wird von jedem Vertragsstaat nach innerstaatli­
chem Recht mit Strafe bedroht. 
2. Jeder Vertragsstaat bedroht die in Absatz 1 be­
zeichneten Straftaten mit angemessenen Strafen, 
welche die Schwere der Taten berücksichtigen. 

Artikel 10 

Begründung der Gerichtsbarkeit 

1. Jeder Vertragsstaat trifft die notwendigen Maß­
nahmen, um seine Gerichtsbarkeit über die in Arti­
kel 9 bezeichneten Straftaten in folgenden Fällen 
zu begründen: 
a) wenn die Straftat im Hoheitsgebiet dieses Staa­

tes oder an Bord eines in diesem Staat eingetra­
genen Schiffes oder Luftfahrzeugs begangen 
wird, 

b) wenn der Verdächtige Angehöriger dieses 
Staates ist. 

2. Ein Vertragsstaat kann seine Gerichtsbarkeit 
über eine solche Straftat auch begründen, 
a) wenn sie von einem Staatenlosen begangen 

wird, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt in 
diesem Staat hat, 

b) wenn das Opfer Angehöriger dieses Staates ist 
oder 

c) wenn sie begangen wird, um diesen Staat zu ei­
nem Tun oder Unterlassen zu nötigen. 

3. Jeder Vertragsstaat, der seine Gerichtsbarkeit 
nach Absatz 2 begründet hat, notifiziert dies dem 
Generalsekretär der Vereinten Nationen. Wenn 
dieser Vertragsstaat später auf diese Gerichtsbar­
keit verzichtet, notifiziert er dies dem Generalse­
kretär der Vereinten Nationen. 
4. Jeder Vertragsstaat trifft die notwendigen Maß­
nahmen, um seine Gerichtsbarkeit über die in Arti­
kel 9 bezeichneten Straftaten für den Fall zu be­
gründen, daß der Verdächtige sich in seinem Ho­

heitsgebiet befindet und er diese Person nicht nach 
Artikel 15 an einen der Vertragsstaaten ausliefert, 
die ihre Gerichtsbarkeit nach Absatz 1 oder 2 be­
gründet haben. 
5. Diese Konvention schließt eine Strafgerichts­
barkeit, die nach innerstaatlichem Recht ausgeübt 
wird, nicht aus. 

Artikel 11 

Verhütung von Straftaten gegen Personal der 
Vereinten Nationen und heigeordnetes Personal 

Die Vertragsstaaten arbeiten bei der Verhütung der 
in Artikel 9 bezeichneten Straftaten zusammen, in­
dem sie insbesondere 
a) alle durchführbaren Maßnahmen treffen, um 

Vorbereitungen in ihren jeweiligen Hoheitsge­
bieten für die Begehung dieser Straftaten in­
nerhalb und außerhalb ihrer Hoheitsgebiete zu 
verhindern, und 

b) im Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht 
Informationen austauschen sowie gegebenen­
falls Verwaltungs- und andere Maßnahmen 
miteinander abstimmen, um die Begehung die­
ser Straftaten zu verhindern. 

Artikel 12 

Weitergabe von Informationen 

1. Nach Maßgabe der in seinem innerstaatlichen 
Recht vorgesehenen Bedingungen übermittelt der 
Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet eine der in 
Artikel 9 bezeichneten Straftaten begangen wurde 
und der Grund zu der Annahme hat, daß ein Ver­
dächtiger aus seinem Hoheitsgebiet geflohen ist. 
dem Generalsekretär der Vereinten Nationen und 
dem oder den in Betracht kommenden Staaten un­
mittelbar oder über den Generalsekretär alle sach­
dienlichen Angaben über die begangene Straftat 
und alle verfügbaren Informationen, welche die 
Identität des Verdächtigen betreffen. 
2. Ist eine der in Artikel 9 bezeichneten Straftaten 
begangen worden, so bemüht sich jeder Vertrags­
staat, der Informationen über das Opfer und die 
Umstände der Straftat besitzt, diese Informationen 
nach Maßgabe der in seinem innerstaatlichen 
Recht vorgesehenen Bedingungen in vollem Um­
fang sofort dem Generalsekretär der Vereinten Na­
tionen und dem oder den betroffenen Staaten zu 
übermitteln. 

Artikel 13 

Maßnahmen zur Gewährleistung der 
Strafverfolgung oder Auslieferung 

1. Wenn die Umstände es rechtfertigen, trifft der 
Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet sich der 
Verdächtige befindet, nach seinem innerstaatli­
chen Recht die geeigneten Maßnahmen, um die 
Anwesenheit des Verdächtigen zum Zweck der 
Strafverfolgung oder der Auslieferung sicherzu­
stellen. 
2. Nach Absatz 1 getroffene Maßnahmen sind in 
Übereinstimmung mit innerstaatlichem Recht un­
verzüglich dem Generalsekretär der Vereinten Na­
tionen und unmittelbar oder über den Generalse­
kretär folgenden Staaten zu notifizieren: 

a) dem Staat, in dem die Straftat begangen wurde, 
b) dem oder den Staaten, deren Angehöriger der 

Verdächtige ist, oder, wenn er Staatenloser ist, 
in deren Hoheitsgebiet er seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat, 

c) dem oder den Staaten, deren Angehöriger das 
Opfer ist, 

d) anderen interessierten Staaten. 

Artikel 14 

Strafverfolgung Verdächtiger 

Der Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet sich der 
Verdächtige befindet, hat, wenn er ihn nicht aus­
liefert, den Fall ohne irgendeine Ausnahme und 
ohne unangemessene Verzögerung seinen zustän­
digen Behörden zum Zweck der Strafverfolgung in 
einem Verfahren nach seinem Recht zu unterbrei­
ten. Diese Behörden treffen ihre Entscheidung in 
der gleichen Weise wie im Fall einer gemeinrecht­
lichen strafbaren Handlung schwerer Art nach dem 
Recht dieses Staates. 

Artikel 15 

Auslieferung von Verdächtigen 

1. Soweit die in Artikel 9 bezeichneten Straftaten 
von einem zwischen den Vertragsstaaten beste­
henden Auslieferungsvertrag nicht als der Auslie­
ferung unterliegende strafbare Handlungen erfaßt 
werden, gelten sie als von diesem Vertrag erfaßt. 
Die Vertragsstaaten verpflichten sich, in jeden 
zwischen ihnen zu schließenden Auslieferungs­
vertrag diese Straftaten als der Auslieferung unter­
liegende strafbare Handlungen aufzunehmen. 
2. Erhält ein Vertragsstaat, der die Auslieferung 
vom Bestehen eines Vertrags abhängig macht, ein 
Auslieferungsersuchen von einem anderen Ver­
tragsstaat, mit dem er keinen Auslieferungsvertrag 
hat, so steht es ihm frei, diese Konvention in bezug 
auf diese Straftaten als Rechtsgrundlage für die 
Auslieferung anzusehen. Die Auslieferung unter­
liegt den im Recht des ersuchten Staates vorgese­
henen Bedingungen. 
3. Vertragsstaaten, welche die Auslieferung nicht 
vom Bestehen eines Vertrags abhängig machen, 
erkennen unter sich diese Straftaten als der Auslie­
ferung unterliegende strafbare Handlungen vorbe­
haltlich der im Recht des ersuchten Staates vorge­
sehenen Bedingungen an. 
4. Diese Straftaten werden für die Zwecke der 
Auslieferung zwischen Vertragsstaaten so behan­
delt, als seien sie nicht nur an dem Ort, an dem sie 
sich ereignet haben, sondern auch in den Hoheits­
gebieten der Vertragsstaaten begangen worden, 
die ihre Gerichtsbarkeit nach Artikel 10 Absatz 1 
oder 2 begründet haben. 

Artikel 16 

Rechtshilfe in Strafsachen 

1. Die Vertragsstaaten gewähren einander die wei­
testgehende Hilfe im Zusammenhang mit Verfah­
ren, die in bezug auf die in Artikel 9 bezeichneten 
Straftaten eingeleitet werden, einschließlich der 
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Hilfe bei der Beschaffung der ihnen zur Verfügung 
stehenden und für das Verfahren erforderlichen 
Beweismittel. In allen Fällen ist das Recht des er­
suchten Staates anwendbar. 
2. Absatz 1 läßt Verpflichtungen über die gegen­
seitige Rechtshilfe unberührt, die in anderen Ver­
trägen enthalten sind. 

Artikel 17 

Gerechte Behandlung 

1. Jedem, in bezug auf den Ermittlungen oder ein 
Verfahren wegen einer der in Artikel 9 bezeichne­
ten Straftaten durchgeführt werden, sind während 
der gesamten Ermittlungen oder des gesamten 
Verfahrens eine gerechte Behandlung, ein gerech­
tes Verfahren und voller Schutz seiner Rechte zu 
gewährleisten. 
2. Jeder Verdächtige ist berechtigt, 
a) unverzüglich mit dem nächsten zuständigen 

Vertreter des oder der Staaten, deren Angehöri­
ger er ist oder die sonst zur Wahrung seiner 
Rechte befugt sind, oder, wenn der Betreffende 
staatenlos ist, des Staates, der auf seine Bitte 
zur Wahrung seiner Rechte bereit ist, in Ver­
bindung zu treten und 

b) den Besuch eines Vertreters dieses oder dieser 
Staaten zu empfangen. 

Artikel 18 

Notifikation des Ausgangs des Verfahrens 

Der Vertragsstaat, in dem ein Verdächtiger straf­
rechtlich verfolgt wird, teilt dem Generalsekretär 
der Vereinten Nationen den Ausgang des Verfah­
rens mit; dieser unterrichtet die anderen Vertrags­
staaten. 

Artikel 19 

Verbreitung 

Die Vertragsstaaten verpflichten sich, diese Kon­
vention so weit wie möglich zu verbreiten und ins­
besondere das Studium ihrer Bestimmungen sowie 
der einschlägigen Bestimmungen des humanitären 
Völkerrechts in die militärischen Ausbildungspro­
gramme aufzunehmen. 

Artikel 20 

Vorbehaltsklauseln 

Diese Konvention berührt nicht 
a) die Anwendbarkeit des humanitären Völker­

rechts und weltweit anerkannter Menschen-
rechtsnormen, wie sie in völkerrechtlichen 
Übereinkünften enthalten sind, hinsichtlich des 
Schutzes der Einsätze der Vereinten Nationen 
sowie des Personals der Vereinten Nationen 
und des beigeordneten Personals oder der 
Pflicht dieses Personals zur Achtung dieses 
Rechts und dieser Normen, 

b) die Rechte und Pflichten der Staaten in Über­
einstimmung mit der Charta der Vereinten 
Nationen hinsichtlich der Zustimmung zur 

Einreise von Personen in ihre Hoheitsge­
biete, 

c) die Verpflichtung des Personals der Vereinten 
Nationen und des beigeordneten Personals, im 
Einklang mit den Bedingungen des Mandats 
eines Einsatzes der Vereinten Nationen zu han­
deln, 

d) das Recht der Staaten, die freiwillig Personal 
für einen Einsatz der Vereinten Nationen zur 
Verfügung stellen, ihr Personal von der Teil­
nahme an einem solchen Einsatz zurückzuzie­
hen, oder 

e) das Recht auf angemessenen Schadenersatz im 
Fall des Todes, der Invalidität, der Verletzung 
oder der Krankheit, die auf die Wahrnehmung 
von Aufgaben der Friedenssicherung durch 
Personen, die freiwillig von Staaten für Einsät­
ze der Vereinten Nationen zur Verfügung ge­
stellt werden, zurückzuführen sind. 

Artikel 21 

Recht zur Selbstverteidigung 

Diese Konvention ist nicht so auszulegen, als 
beeinträchtige sie das Recht zur Selbstverteidi­
gung. 

Artikel 22 

Beilegung von Streitigkeiten 

1. Jede Streitigkeit zwischen zwei oder mehr Ver-
tragsstaaten über die Auslegung oder Anwendung 
dieser Konvention, die nicht durch Verhandlungen 
beigelegt wird, ist auf Verlangen eines dieser Staa­
ten einem Schiedsverfahren zu unterwerfen. Kön­
nen sich die Parteien binnen sechs Monaten nach 
dem Zeitpunkt, zu dem das Schiedsverfahren ver­
langt worden ist, über seine Ausgestaltung nicht 
einigen, so kann jede dieser Parteien die Streitig­
keit dem Internationalen Gerichtshof unterbreiten, 
indem sie einen seinem Statut entsprechenden An­
trag stellt. 
2. Jeder Vertragsstaat kann bei der Unterzeich­
nung, der Ratifikation, der Annahme oder der Ge­
nehmigung dieser Konvention oder dem Beitritt zu 
dieser erklären, daß er sich durch Absatz I oder ei­
nen Teil des Absatzes 1 nicht als gebunden be­
trachtet. Die anderen Vertragsstaaten sind gegen­
über einem Vertragsstaat, der einen solchen Vor­
behalt gemacht hat, durch Absatz 1 oder den be­
treffenden Teil des Absatzes 1 nicht gebunden. 
3. Ein Vertragsstaat, der einen Vorbehalt nach Ab­
satz 2 gemacht hat, kann diesen Vorbehalt jeder­
zeit durch eine an den Generalsekretär der Verein­
ten Nationen gerichtete Notifikation zurückziehen. 

Artikel 23 

Ü berprüfungstreffen 

Auf Antrag eines oder mehrerer Vertragsstaaten 
und mit Genehmigung der Mehrheit der Vertrags­
staaten beruft der Generalsekretär der Vereinten 
Nationen ein Treffen der Vertragsstaaten zur 
Überprüfung der Durchführung der Konvention 
und im Zusammenhang mit ihrer Anwendung etwa 
aufgetretener Probleme ein. 

Artikel 24 

Unterzeichnung 

Diese Konvention liegt bis zum 31. Dezember 
1995 am Sitz der Vereinten Nationen in New York 
für alle Staaten zur Unterzeichnung auf. 

Artikel 25 

Ratifikation, Annahme oder Genehmigung 

Diese Konvention bedarf der Ratifikation, Annah­
me oder Genehmigung. Die Ratifikations-, Annah­
me- oder Genehmigungsurkunden werden beim 
Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt. 

Artikel 26 

Beitritt 

Diese Konvention steht allen Staaten zum Beitritt 
offen. Die Beitrittsurkunden werden beim Gene­
ralsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt. 

Artikel 27 

Inkrafttreten 

1. Diese Konvention tritt dreißig Tage nach Hin­
terlegung von zweiundzwanzig Ratifikations-, An­
nahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunden 
beim Generalsekretär der Vereinten Nationen in 
Kraft. 
2. Für jeden Staat, der die Konvention nach Hin­
terlegung der zweiundzwanzigsten Ratifikations-, 
Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde 
ratifiziert, annimmt oder genehmigt oder ihr bei­
tritt, tritt sie am dreißigsten Tag nach Hinterlegung 
der Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs­
oder Beitrittsurkunde durch diesen Staat in Kraft. 

Artikel 28 

Kündigung 

1. Ein Vertragsstaat kann diese Konvention durch 
eine an den Generalsekretär der Vereinten Natio­
nen gerichtete schriftliche Notifikation kündigen. 
2. Die Kündigung wird ein Jahr nach Eingang der 
Notifikation beim Generalsekretär der Vereinten 
Nationen wirksam. 

Artikel 29 

Verbindliche Wortlaute 

Die Urschrift dieser Konvention, deren arabischer, 
chinesischer, englischer, französischer, russischer 
und spanischer Wortlaut gleichermaßen verbind­
lich ist, wird beim Generalsekretär der Vereinten 
Nationen hinterlegt; dieser übermittelt allen Staa­
ten beglaubigte Abschriften. 

Quelle für die Übersetzungen der UN-Dokumente: Deut­
seher Übersetzungsdienst der Vereinten Nationen, New 
York 
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Wiederkehrende Gedenkanlässe 
sowie laufende und künftige Jahre und Jahrzehnte der Vereinten Nationen 

Internationale Tage 
8. März* 
Tag der Vereinten Nationen für die Rechte der Frau und den Weltfrieden 
(Internationaler Frauentag) 

21. März 
Internationaler Tag für die Beseitigung der rassischen Diskriminierung 
22. März 
Weltwassertag 
23. März 
Welttag der Meteorologie (WMO) 
7. April 
Weltgesundheitstag (WHO) 
3. Mai 
Welttag der Pressefreiheit 
15. Mai 
Internationaler Tag der Familie 
17. Mai 
Weltfernmeldetag (ITU) 
21. Mai 
Welttag für kulturelle Entwicklung (UNESCO) 
31. Mai 
Weltnichtrauchertag (WHO) 
5. Juni 
Tag der Umwelt 
17. Juni 
Welttag für die Bekämpfung der Wüstenbildung und der Dürre 
20. Juni 
Tag des afrikanischen Flüchtlings (UNHCR) 
26. Juni 
Internationaler Tag gegen Drogenmißbrauch und unerlaubten 
Suchtstoffverkehr 
Erster Samstag im Juli 
Internationaler Tag der Genossenschaften 
11. Juli 
Weltbevölkerungstag (UNDP) 
9. August** 
Internationaler Tag der autochthonen Bevölkerungsgruppen der Welt 
8. September 
Weltbildungstag (UNESCO) 
16. September 
Internationaler Tag für die Erhaltung der Ozonschicht 
Dritter Dienstag im September 
Internationaler Friedenstag 
27. September 
Welttourismustag (WTO) 
Ein Tag in der letzten Septemberwoche 
Weltschiffahrtstag (IMO) 
1. Oktober 
Internationaler Tag der älteren Menschen 
Erster Montag im Oktober 
Welttag des Wohn- und Siedlungswesens (Habitat-Tag) 

5. Oktober 
Internationaler Tag des Lehrers (UNESCO) 
Zweiter Mittwoch im Oktober 
Internationaler Tag der Katastrophenvorbeugung 
9. Oktober 
Tag des Weltpostvereins (UPU) 
16. Oktober 
Welternährungstag (FAO) 
17. Oktober 
Internationaler Tag für die Beseitigung der Armut 
24. Oktober 
Tag der Vereinten Nationen, zugleich 
Welttag der Information über Entwicklungsfragen 
20. November* 
Weltkindertag*** 

20. November 
Tag der Industrialisierung Afrikas 
29. November 
Internationaler Tag der Solidarität mit dem palästinensischen Volk 
1. Dezember 
Welt-Aids-Tag (WHO) 
3. Dezember 
Internationaler Tag der Behinderten 
5. Dezember 
Internationaler Entwicklungshelfertag für die wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung 
10. Dezember 
Tag der Menschenrechte 
29. Dezember 
Internationaler Tag für die biologische Vielfalt 

Internationale Wochen 
Beginn am 21. März 
Woche der Solidarität mit den gegen Rassismus und rassische 
Diskriminierung kämpfenden Völkern 

Beginn am 24. Oktober 
Abrüstungswoche 
Woche, in die jeweils der 11. November fällt 
Internationale Woche für Wissenschaft und Frieden 

Internationale Jahre 
1995 
Jahr der Vereinten Nationen für die Toleranz, zugleich 
Internationales Jahr des Gedenkens an die Opfer des Zweiten Weltkriegs 
1996 
Internationales Jahr für die Beseitigung der Armut 
1998 
Internationales Jahr des Ozeans 
1999 
Internationales Jahr der älteren Menschen 

Internationale Jahrzehnte 
1985-1996 
Verkehrs- und Kommunikationsdekade für Asien und den Pazifik 
1988-1997 
Weltdekade für kulturelle Entwicklung 
Neunziger Jahre 
Internationale Dekade für Katastrophenvorbeugung 
Dritte Abrüstungsdekade 
1990-1999 
Völkerrechtsdekade der Vereinten Nationen 
1990- 2000 
Internationale Dekade für die Beseitigung des Kolonialismus 

1991- 2000 
Vierte Entwicklungsdekade der Vereinten Nationen 
Zweite Verkehrs- und Kommunikationsdekade in Afrika 
Dekade der Vereinten Nationen zur Bekämpfung des Drogenmißbrauchs 

1993-2002 
Zweite Dekade für die industrielle Entwicklung Afrikas 
Asiatisch-pazifische Behindertendekade 
1993- 2003 
Dritte Dekade zur Bekämpfung von Rassismus und rassischer 
Diskriminierung 
1994- 2004 
Internationale Dekade der autochthonen Bevölkerungsgruppen der Welt 

1995- 2005 
Dekade für Menschenrechtserziehung 

* keine generell gültige kalendermäßige Festlegung 
** nur während der Internationalen Dekade autochthonen Bevölkerungsgruppen 

der Welt 
*** wird in Deutschland am 20. September begangen 
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W U n i t e d N a t i o n s P u b l i c a t i o n s 

New titles on WOMEN 

The World's Women 1970­

1995: Trends and Statistics 
Updated and expanded, this stunning 
book remains the most complete de­

scription to­date of women's condi­

tions and contributions worldwide. 
Although women's status has im­

proved over the last 20 years, the 
majority still lag far behind men in 
power, wealth and opportunity. Us­

ing innovative techniques in a form 
non­specialists can readily understand, 
this book is an academically­sound 
blend of fact and interpretation. Cov­

ering more issues than the very popu­

lar first edition, users will be stimu­

lated by the use of this volume espe­

cially in undergraduate courses in 
women's studies, sociology on 
women, social statistics and economic 
development. Numbers and analyses 
enrich a fact­filled source on how 
much women contribute to economic, 
political and family life. 
E.95.XVII.2 92-1-161372-8 
Forthcoming mid-1995 $15.95 

Women in a Changing Global 
Economy ­ 1994 World 
Survey on the Role of Women 
in Development 
This Survey analyses three central 
development issues ­ poverty, pro­

ductive employment and economic 
decision­making ­ using a gender per­

spective. In so doing, itquestionssome 
basic assumptions about gender and 
development. The Survey's investi­

gation is not a matter of development 
and women's role in it. Rather, it is a 
matter of women in development, men 
in development and those aspects of 
development where gender does not 
matter. 
E.95.IV.1 92-1-130163-7 
105pp. $9.95 

Women and Men in Europe 
and North America, 1995 
New publication on gender statistics 
produced by the United Nations Eco­

nomic Commission for Europe jointly 
with INSTRAW, Eurostat and Statis­

tics Sweden. The publication com­

pares the situation of women and men 
in countries of Europe and North 
America along various dimensions, 
including population and households, 
time use, care of children, education, 
gainful employment, wages, health 
and lifestyle, crime and violence, and 
power and influence. Basic statistics 
and indicators for UN/ECE member 
countries are presented in it. 
GV.E.95.0.12 92-1-100698-8 
Forthcoming mid-1995 $28.00 

The Health Rationale for 
Family Planning: Timing of 
Birth and Survival 
Examines the relations between fer­

tility and child survival in the 1980s 
and formulates policy guidelines based 
on more recent findings. In the first 
part of the study, tabular analysis is 
used to assess the excess risks of child 
mortality associated with child bear­

ing too early or with short intervals 
between births. The second part uses 
multivariate analysis in order to ex­

amine how far the differences ob­

served are affected by a range of con­

trols, such as mother's education, fa­

ther's education, father's occupation 
and place of residence. The study uses 
data from the Demographic and Health 
Surveys and covers 25 developing 
countries. 
Е.95.ХШ.З 92-1-151275-1 
112pp. $17.50 

The United Nations and the 
Status of Women, 1948­1995 
The campaign for equality between 
women and men has witnessed mo­

mentous changes and undeniable ad­

vances since the first United Nations 
Conference on Women two decades 
ago. This book chronicles and identi­

fies the role played by the United 
Nations in promoting the status of 
women. Vital documents related to 
the advancement of women have been 
compiled into one comprehensive 
volume. The introduction by Secre­

tary General Boutros Boutros­Ghali 
provides an exhaustive account of the 
Organizations' crucial role in the in­

ternational process to promote gender 
equality. 
E.95.I.29 92-1-100567-1 
Forthcoming mid-1995 $29.95 

Strategies for Confronting 
Domestic Violence: 
A Resource Manual 
This manual focuses on the violence 
committed by husbands and male part­

ners against wives and female part­

ners. It offers a comprehensive and 
in­depth discussion of the nature, ex­

tent, effects and causes of violence, as 
well as: using the law; improving the 
criminal justice system; community, 
national and international coopera­

tion; responding to victims and work­

ing with perpetrators. It also provides 
strategies with regard to training prac­

titioners; preventing domestic vio­

lence; and gathering and sharing in­

formation. Everyone with a responsi­

bility for or an interest in ending 
violence against women should have 
this manual. 
E.94.IV.1 92-1-130158-0 
122pp, $19.95 

Orders in Germany: UNO­Verlag, Poppelsdorfer Allee 55, D­53115 Bonn 
Tel. (228) 212940 ­ Fax: (228) 217492 



Politik und 
Gesellschaft 
International Politics and Society 

Eine Zeitschrift, die sich das Ziel steckt, 
jenseits der Tagespolitik über eine Welt nachzudenken, 
die nah zusammenrückt und doch zerstritten ist 
wie eh und je. Frankfurter Rundschau 

Politik und 
Д Gesellschaft 

C3 

Herausgegeben von der Friedrich-Ebert-Stiftung 
Zu beziehen über den Buchhandel oder den 
Verlag J.H.W. Dietz Nachfolger 
In der Raste 2, 53129 Bonn, 
Tel. 02 28/23 80 83, Fax 02 28/23 41 04 
Erscheint 4 x im Jahr, Einzelheit 26,- D M , 
Jahresabonnement 68, - D M frei Haus. 
Probeheft kostenlos. 
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